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Schlechte Zeiten für 
Mieter 

Weniger Rechte, dafür 
mehr Miete. Viele müssen 
heute 40 Prozent ihres Ein¬ 
kommens für die Wohnung 
zahlen. 
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Europas „todsichere“ 
AKW 

Von „schweren Mängeln in 
Europas Atomkraftwerken“ 
spricht der Abschlussbericht 
einer EU-Expertenkommis¬ 
sion. 
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Die Reichen-Republik 

Drei Jahre brauchte die Regierung, 
um herauszufinden, was das Deut¬ 
sche Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung bereits 2009 wusste: Die 
Spaltung in Arm und Reich hat ein 
neues Ausmaß erreicht. 
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Frühlingsboten im Herbst 


D ie griechische Arbeiterklasse 
hat mit ihrem Generalstreik 
vom 26. September deutlich 
gemacht, dass sie vor dem Spardiktat 
der Troika aus Europäischer Zentral¬ 
bank, IWF und EU-Kommission nicht 
zu kuschen bereit ist. Unbeeindruckt 
vom Ergebnis der Wahlen im Juni, 
nach denen die regierenden Troika- 
Lakaien durch deren Klone ersetzt 
wurden, lebt der Widerstand auf. Die 
Werktätigen und Arbeitslosen, die 
jungen Menschen und die Rentne- 
rinnen und Rentner, die Bauern und 
Kleingewerbetreibenden haben ver¬ 
standen, dass das Kapital die Schraube 
noch weiter anziehen will. 

Im Wahlkampf von den alten und neu¬ 
en Regierungsparteien Pasok und Nea 
Dimokratia gesäte Illusionen, die in¬ 
ternationalen Banken würden ein 
Einsehen haben und den Würgegriff 
lockern, sind zerstoben. Noch wei¬ 
ter werden die Gehälter und Löhne 
gekürzt, Renten und Leistungen ge¬ 
drückt, das Rentenalter angehoben, 
die Preise für das Lebensnotwendi¬ 
ge erhöht, öffentliche Dienstleistun¬ 
gen zusammengestrichen - und die 
Arbeitslosigkeit bricht durchs Dach. 


Wen wundert’s, dass die Empfehlun¬ 
gen der Troika für jedes Land der EU 
dieselben sind - das Finanzkapital hat 
doch einen klaren Klassenauftrag er¬ 
teilt. Es ist die Troika, deren Vertreter 
ständig das Mantra im Munde führen, 
nach dem nur Wirtschaftswachstum 
zu höheren Staatseinnahmen führen 
könne - was sie mit dem Transfer von 
Reichtum in die Tresore der Banken 
gerade verhindert. 

Nach dem Prozess der europaweiten 
Erosion „wohlfahrtsstaatlicher“ Rege¬ 
lungen seit dem Wegfall der System¬ 
konkurrenz wird jetzt die Krise ge¬ 
nutzt, um den entscheidenden Schlag 
gegen erkämpfte Rechte, den öffentli¬ 
chen Sektor und das Gesundheitswe¬ 
sen zu führen. Ob das Lied konserva¬ 
tiv, liberal oder sozialdemokratisch ge¬ 
sungen wird, der Refrain lautet immer 
gleich: Die Lohnabhängigen und die 
Armen sollen für die Spekulationen 
der Reichen bezahlen. 

Gegen Kürzungspolitik und Steuer¬ 
erhöhungen gingen auch in Spanien 
und Portugal die Massen auf die Stra¬ 
ße. Die Regierung in Madrid hat einen 
Nothaushalt beschlossen, will - bei ei¬ 
ner alternden Bevölkerung - den Ren¬ 


tenfonds deckeln und nun doch unter 
den „Euro-Rettungsschirm“ schlüp¬ 
fen. Die Rechnung für 100 Milliarden 
aus Brüssel zur Rettung der Bänkster 
soll das Volk bezahlen. Ähnlich ist die 
Situation in Portugal, wo Massenpro¬ 
testen vom 15. September mit bis zu 
einer Million Menschen am vergange¬ 
nen Samstag eine noch machtvollere 
Mobilisierung folgte. 

Die Regierung von Pedro Passos Co- 
elho sah sich zwar gezwungen, ihre 
Pläne zur Erhöhung der Sozialversi¬ 
cherungsbeiträge für die Beschäftig¬ 
ten von 11 auf 18 Prozent erst einmal 
in den Schrank zu legen. Aber Passos 
Coelho sucht andere Möglichkeiten, 
die Arbeiterklasse zu melken. Portu¬ 
gal sei „finanziell nicht autonom“, ge¬ 
stand er ein. 

Nachdem in Deutschland am Samstag 
40 000 Menschen unter der Losung 
„Umfairteilen“ demonstriert hatten, 
sah Paris am Sonntag eine Großde¬ 
monstration gegen den Fiskalpakt als 
Dokument des permanenten Sparz¬ 
wangs. Im Herzen der EU-Bürokra- 
tie, in Brüssel, trugen tausende ihren 
Protest gegen die Sparpolitik auf die 
Straße. Der britische Gewerkschafts¬ 


verband TUC mobilisiert für eine 
Großdemonstration am 20. Oktober. 
Noch ist es ruhig in Irland wo die of¬ 
fizielle Arbeitslosenquote bei 14 Pro¬ 
zent liegt. Das muss nicht so bleiben. 
Selbst in Slowenien, lange Zeit als 
Musterknabe unter den EU-Neumit- 
gliedern gehandelt, regt sich Wider¬ 
stand bei elf Prozent Arbeitslosigkeit, 
die von den üblichen Kürzungen im 
sozialen Bereich begleitet wird. 

Die Zeit bloßer Abwehrkämpfe im 
national beschränkten Rahmen ist ab¬ 
gelaufen. Diese Einsicht hat sich bei 
den Herrschenden schneller durchge¬ 
setzt als bei Gewerkschaften und Be¬ 
wegungen, und deshalb setzen sie ihre 
uniformierten Büttel und ihre Propa¬ 
gandamedien zunehmend aggressiv 
ein bis dahin, dass in Griechenland 
Polizei und Faschisten bereits Hand 
in Hand arbeiten. Die Breite des Wi¬ 
derstands der vergangenen Tage nährt 
ihre Furcht vor einem EU-weiten „eu¬ 
ropäischen Frühling“. Und davor dass 
sich die Erkenntnis durchsetzt: Es 
geht nicht um eine „gerechtere“ Ver¬ 
teilung von Lasten. Es geht um Macht. 

Bernd Redlich 

(siehe auch Seite 6) 


Maulkorb, nein danke! 

Landtag Niedersachsen hebt Immunität von Christel Wegner auf 


Die Mehrheit des niedersächsischen 
Landtags hat am Mittwoch, den 27. 
9., die Immunität der Abgeordneten 
Christel Wegner (DKP, fraktionslos) 
aufgehoben. In einer Presseerklärung 
schreibt die Kommunistin: „Damit soll 
der Weg für einen Prozess gegen die 
Abgeordnete frei gemacht werden, 
bei dem sie wegen eines Aufrufs zum 
„Castor schottern“ angeklagt wer¬ 
den soll. Nur die Mitglieder der Par¬ 
tei „Die Linke“ haben am Mittwoch 
gegen die Aufhebung der Immunität 
gestimmt. CDU, FDP, SPD und auch 
die Grünen haben Wegner hingegen 
mehrheitlich für ,vogelfrei‘ erklärt.“ 
Christel Wegner weiter: „Ich werde 
mich nicht davon abschrecken lassen 
und weiterhin gegen Atommülltrans¬ 
porte demonstrieren und auch weiter¬ 


hin meine Meinung dazu sagen. Dass 
der Staat hier einen Maulkorb vertei¬ 
len will, war zu erwarten - dass aber so 
viele Abgeordnete dabei mitmachen, 
erstaunt mich schon.“ 

Die Staatsanwaltschaft Lüneburg 
hatte der fraktionslosen Abgeordne¬ 
ten des Niedersächsischen Landtags 
die Einstellung des Verfahrens wegen 
ihres Aufrufs für die Kampagne „Cas¬ 
tor? Schottern!“ gegen eine Auflage 
von 500 Euro angeboten. Dem war 
Christel Wegner nicht nachgekom¬ 
men. Jetzt droht ihr die Anklagebank. 
Darauf gehören nach Wegners Auffas¬ 
sung eher diejenigen, die das Atom¬ 
programm zu verantworten haben und 
heute nicht wissen, wo sie den Müll 
endlagern sollen. Das Ergebnis sehe 
man in der Asse - und auch Gorleben 


könnte das Schicksal eines absaufen¬ 
den Atommülllagers erleiden, wenn 
sich vorher nicht noch mehr Men¬ 
schen gegen die Atompolitik wehren, 
sagte die Abgeordnete. 

Bettina Jürgensen, Vorsitzende der 
DKP, spricht in einer Solidaritätser¬ 
klärung von einer „Schikane gegen 
eine demokratisch gewählte Abge¬ 
ordnete“ und einem „Anschlag auf das 
Recht der freien Meinungsäußerung 
sowie auf das Demonstrationsrecht. 
Bettina Jürgensen weiter: „Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten lassen 
sich durch solche Maßnahmen, wie 
jetzt vom Landtag beschlossen und 
von der Staatsanwaltschaft angedroht, 
nicht einschüchtern, werden weiterhin 
aktiv für die im Grundgesetz veran¬ 
kerten Grundrechte eintreten und zu 


außerparlamentarischen Aktionen 
aufrufen und diese unterstützen.“ 
Zum weiteren Ablauf erklärte Weg¬ 
ner gegenüber der UZ: „Diejenigen, 
die sich nicht dem Ablasshandel un¬ 
terworfen haben, landen allesamt vor 
dem Amtsgericht Lüneburg. Ich habe 
zwei Prozesse persönlich verfolgt und 
das Ergebnis der ersten Verhandlung 
aus den Medien erfahren. Alle Be¬ 
schuldigten wurden zu Geldstrafen 
verurteilt. Mein Fazit: Vor diesem Ge¬ 
richt kann man sagen, tun oder unter¬ 
lassen, was man will. Die letztendlich 
erfolgende Verurteilung stellt für mich 
eine erstklassige Übereinstimmung 
mit der Politik der Atomlobby dar.“ 
(vollständiges Interview auf Seite 8) 

Presseerklärung/mami/AR 


Thema der Woche 


Umfairteilen! 

„Wer den Reichen nichts nimmt, kann 
den Armen nichts geben!“ 40 000 
Menschen haben am 28. September 
der Forderung „Umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern! “ Nachdruck verliehen. 
Viele haben erkannt, dass nur gemein¬ 
samer Widerstand uns dem Ziel näher 
bringt. Dazu gehört die Zusammen¬ 
arbeit in sozialen Bündnissen, in Ge¬ 
werkschaften und Betrieben. Der Ak¬ 
tionstag war ein gelungener Auftakt 
für weitere Aktivitäten im Interesse 
der Mehrheit der Menschen. 
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Europa der 
Arbeitslosigkeit 

Im August hat die offiziell gezählte 
Arbeitslosigkeit in den 17 Ländern 
der Eurozone eine neue Höchstmar¬ 
ke erklommen: Nach Schätzung des 
EU-Statistikamtes Eurostat beträgt 
sie 11,4 Prozent, 0,1 Prozent über dem 
Stand vom Juli. Für den gesamten 
EU-Raum wurden 10,5 Prozent an¬ 
gegeben. Vor einem Jahr lag der Wert 
in der Eurozone noch bei 9,7 Prozent 
in der EU und 10,2 Prozent in der Eu¬ 
rozone. Was das heißt wird in den ab¬ 
soluten Zahlen deutlicher: 25,5 Milli¬ 
onen Menschen sind in der Europäi¬ 
schen Union arbeitslos, 18,2 Millionen 
davon im Euroraum. 

Spitzenreiter der unrühmlichen Ta¬ 
belle sind Spanien mit 25,1 Prozent 
und Griechenland mit 24,4 Prozent. 
Gemeinsam mit Portugal erleiden 
diese beiden Länder auch den höchs¬ 
ten Anstieg der Arbeitslosenrate. Die 
wenigsten Arbeitslosen geben Ös¬ 
terreich, das am besten abschneidet, 
Luxemburg, die Niederlande und 
Deutschland mit Quoten zwischen 
5,2 und 2,5 Prozent an. 

Die Statistik macht auch deutlich, 
dass die EU der Jugend die Zukunft 
verbaut: 22,7 Prozent der jungen Men¬ 
schen in der EU und 22,8 Prozent im 
Euroraum sind offiziell ohne Aus¬ 
bildung oder Job. In Griechenland 
mit 55,4 Prozent und Spanien mit 
52,9 Prozent ist die Situation katas¬ 
trophal. 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober in Hannover 
(siehe Kasten Seite 10) 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 



trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 
einheiztext@t-online.de 
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Castkolumne von Anne Kraschinski 

Mehr Alarmknöpfe? 


Welttag für menschenwürdige Arbeit 

IG Metall kritisiert zunehmende prekäre Beschäftigung 

4 *. 



Neue Wege gehen! 

Für eine faire Ordnung auf dem Arbeitmarkt. 



Mehr Alarmknöpfe, eine verstärkte Vi¬ 
deoüberwachung, eine transparentere 
Gesetzgebung! Das sind Forderungen, 
die die Gewerkschaft der Polizei und die 
Politiker nach der Messerattacke in ei¬ 
nem Job Center in Neuss stellen. 

Also nur Reaktion auf einen Zustand, 
der seine Ursache im System hat. In 
diesem Falle des Systems der Hartz-IV- 
Gesetzgebung. In unregelmäßigen Ab¬ 
ständen hören wir in den Medien von 
Übergriffen in Job Centern, von Wut, die 
sich gegenüber oft überforderter Sach¬ 
bearbeiter entlädt. 

Hartz IV ist ein Repressionsgesetz, das 
Menschen, die von Arbeitslosigkeit be¬ 
troffen sind, in Armut und gesellschaft¬ 
lich in die Isolation treibt. Die angeblich 
vorrangige Aufgabe, Menschen in Ar¬ 
beit zu bringen, können die Job Center 
nicht erfüllen, da es keine entsprechen¬ 
den Arbeitsplätze gibt. So werden die 
Erwerbslosen in Maßnahmen gesteckt, 
die nichts weiter sind als Warteschleifen 
zur nächsten Maßnahme, in Arbeitsge¬ 
legenheiten etc. („Ein-Euro-Jobs“), ohne 
das sich eine wirkliche berufliche Per¬ 
spektive, die ein Leben ohne ALG II er¬ 
laubt, entwickelt. Wenn die Menschen 
nicht funktionieren, werden Leistungen 
gekürzt, die dürftige Lebensgrundlage 
entzogen. 

Welch ein Druck, welch eine Frustrati¬ 
on, welch eine Hoffnungslosigkeit brei¬ 
tet sich so aus!? Wie verzweifelt und 


„UMfairTEILEN“ - diese Forde¬ 
rung haben Menschen am vergange¬ 
nem Wochenende in vielen Städten 
unseres Landes erhoben. 
„UMfairTEILEN“ - das entspricht 
nicht nur ihren Erfahrungen, sondern 
wäre eigentlich die logische Schluss¬ 
folgerung aus vielen Studien und Be¬ 
richten, die in den letzten Wochen 
durch die Medien gingen. 

Der Entwurf des Armuts- und Reich¬ 
tumsberichts 2012 der Bundesregie¬ 
rung belegt z.B., dass sich die Schere 
zwischen Arm und Reich immer wei¬ 
ter öffnet. Mit der Verschuldung der 
Öffentlichen Haushalte benennt er 
eine Quelle des immensen Anwach¬ 
sens der privaten Vermögen der Su¬ 
perreichen, nämlich die Ausplünde¬ 
rung der öffentlichen Kassen vor al¬ 
lem durch die Steuerreformen“ der 
Bundesregierungen der verschie¬ 
densten Couleurs seit 1998. 

Eine andere Quelle dieser Vermögen 
geht aus einer Erhebung der Struk¬ 
tur der Arbeitsverdienste 2010 her¬ 
vor. Während 2006 der Anteil der 
Beschäftigten mit Niedriglohn noch 
bei 18,7 Prozent lag, betrug er 2010 
schon 20,6 Prozent. Die Erweiterung 
des Niedrig- und Niedrigstlohnbe- 
reichs ist einer der Gründe für stei¬ 
gende Profite und entlarvt gleichzei¬ 
tig die Scheinheiligkeit mit der die 
Profiteure und ihre Politiker Kroko¬ 
dilstränen darüber vergießen, dass 
das Wachstum nicht „bei den Men¬ 
schen“ ankomme. 

Aber auch die - noch! - Normalver¬ 
dienenden sind nicht unter den Ge¬ 
winnern: die Produktivitätszuwäch¬ 
se der letzten Jahre konnten nicht 
in entsprechende Arbeitszeitverkür¬ 
zungen und/oder Lohnerhöhungen 
umgesetzt werden. 
„UMfairTEILEN“ - auch und gera¬ 
de die Arbeitszeitfrage böte Raum 
zum Handeln. Während Millionen 
Erwerbslose (darunter ein immer 
größerer Anteil an Langzeitarbeits¬ 
losen) überhaupt nicht arbeiten dür¬ 
fen, wissen immer mehr Menschen 
nicht mehr ein noch aus vor lauter 
Arbeit, neigt sich deren Work-Life- 
Balance immer mehr zulasten des 
Lebens. Die Studie „Geringe Stun¬ 
denlöhne, lange Arbeitszeiten“ des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts¬ 
forschung belegt, dass die Vollzeit¬ 
beschäftigten im Niedriglohnbereich 
im Durchschnitt 45, ein Viertel von 


einsam muss ein Mensch sein, dem nur 
noch die Gewalt bleibt, um auf seine Mi¬ 
sere aufmerksam zu machen? Es sind ja 



nur die wenigsten, die gegenüber den 
Mitarbeitern der Arge ausrasten. Der 
bei weitem überwiegende Teil der Be¬ 
troffenen ist still, duldsam, endet oft ge¬ 
nug in Depressionen! Über diese wird 
in den Medien, da unspektakulär, leider 
wenig berichtet. 

In einem Land wie Deutschland, in dem, 
wie wir in den letzten Tagen immer wie¬ 
der hören durften, der private Reichtum 
einer Minderheit immer größer wird, ist 
die Hartz-Gesetzgebung nur als Schan¬ 
de zu bezeichnen. Sie führt dazu, dass 
die beteiligten Menschen - Erwerbslose 
genau wie die Mitarbeiter der Job Cen¬ 
ter - immer unsolidarischer und wenig 
mitfühlend miteinander umgehen. 

Es gibt hier nur einen Weg: 

Weg mit Hartz IV! 


ihnen sogar üblicherweise 50 und 
mehr Stunden pro Woche arbeiten, 
weil sie sonst nicht über die Runden 
kommen können. Vollzeitbeschäf¬ 
tigte, die genug verdienen und mehr 
Zeit für sich und ihre Familie haben 
möchten, unfreiwillig Teilzeit- und 
in Minijobs Beschäftigte, die länger 
arbeiten möchten, um endlich mehr 
verdienen und bessere Aufstiegs¬ 
möglichkeiten im Betrieb haben zu 
können, ihnen allen wäre mit einer 
Neudefinition des Normalarbeits¬ 
verhältnisses und einer reduzierten 
Vollzeit im Sinne einer 30-Stunden- 
Woche bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich und an die Lebens¬ 
phasen und -bedürfnisse anpassbar 
gedient. Das Thema Arbeitszeitver¬ 
kürzung ist allerdings in den letzten 
Jahren bei den Tariforderungen im 
scheinbaren Widerspruch zu Lohn¬ 
erhöhungen auf der Strecke geblie¬ 
ben. Bei näherer Betrachtung ist es 
logisch, dass größere Tariferhöhun¬ 
gen nicht durchgesetzt werden konn¬ 
ten, ja teilweise sogar Arbeitszeit¬ 
verlängerung ohne Lohnausgleich 
hingenommen werden musste. Die 
Kapitalseite kennt die Bedeutung 
der Arbeitszeit; jede Verlängerung 
führt - zumal unter der Bedingung 
von Produktivitätszuwachs - zu einer 
Verknappung von Arbeit und erhöht 
damit die Konkurrenz. Solange es 
nicht gelingt dem Produktivitätsge¬ 
winn entsprechende Arbeitszeitver¬ 
kürzung und/oder Lohnerhöhungen 
durchzusetzen, solange die Angst vor 
Arbeitslosigkeit und Hartz IV in den 
Betrieben und Dienststellen umgeht, 
wird es nicht gelingen den Wert der 
Ware Arbeitskraft zu erhöhen und 
uns ein größeres Stück vom Kuchen 
zu erkämpfen oder auch nur die wei¬ 
tere Ausweitung der Niedriglöhne zu 
verhindern. 

Die Debatte über und der Kampf um 
Arbeitszeitverkürzung im Sinne ei¬ 
ner kürzeren Vollzeit von zunächst 
30 Stunden pro Woche ist damit zu¬ 
gleich Voraussetzung und Ergebnis 
einer ganz grundlegenden Umvertei¬ 
lung im kapitalistischen System, der 
Reduzierung des Teils der Arbeits¬ 
zeit, die wir nicht für unsere Bedürf¬ 
nisbefriedigung, sondern für die Pro¬ 
fitmaximierung arbeiten. Aber seien 
wir ehrlich: „Fair“ wird diese Vertei¬ 
lung nie sein! 

rabe 


I n den kommenden Monaten will die 
IG Metall die Situation auf dem Ar¬ 
beitsmarkt zum politischen Thema 
machen. „Wir werden die Parteien im 
anstehenden Bundestagswahlkampf 
daran messen, was sie hier Vorhaben“ 
sagte Wetzel. Mit öffentlichen Aktio¬ 
nen werde die IG Metall vorrangig am 
5. Oktober vor Ort anlässlich des Welt¬ 
tages für menschenwürdige Arbeit am 
7. Oktober auf die Missstände auf dem 
Arbeitsmarkt aufmerksam machen. 
Die IG Metall hat in einer Pressemit¬ 
teilung vom 28. September die Zunah¬ 
me prekärer Beschäftigung als arbeits¬ 
marktpolitischen Irrweg bezeichnet 
und eine neue Ordnung auf dem Ar¬ 
beitsmarkt gefordert. „Leiharbeit ist 
tief in alle betrieblichen Abläufe vor¬ 
gedrungen, die Fremdvergabe durch 
Werkverträge steigt und die Beschäf¬ 
tigungsform der Befristung wird mas¬ 
siv eingesetzt. Zudem wird die Unord¬ 
nung auf dem Arbeitsmarkt, die sich in 
einer rasanten Ausweitung des Nied¬ 
riglohnsektors ausdrückt, schneller als 
jede demografische Entwicklung dazu 
führen, dass unser Rentensystem kol¬ 
labiert“, sagte Detlef Wetzel, Zweiter 
Vorsitzender der IG Metall, am ver¬ 
gangenem Freitag in Berlin. 

Die Deregulierung des Arbeitsmarktes 
habe nicht zum German-Job-Wunder 
beigetragen, im Gegenteil. Angesichts 
des anstehenden Fachkräftemangels 
seien ein neues Leitbild von guter Ar¬ 
beit und eine Qualifizierungsoffensive 
unabdingbar. Mit „Billiger-Strategien“ 
werde Deutschland im Innovations¬ 
wettbewerb keine Chance haben. Ein 
Maßnahmenbündel wie die Stärkung 
des Tarifsystems, die Neugestaltung 
von Leiharbeit, Minijobs und Min¬ 
destlöhnen, ebenso ein Verbandskla¬ 
gerecht und die Stärkung individuel¬ 
ler Beschwerderechte sei nötig, sagte 
Wetzel. 

Nach einer aktuellen Umfrage der 
IG Metall unter Betriebsratsvorsit- 


ver.di und IG Metall 

Die Gewerkschaft ver.di lehnt die von 
der Bundesregierung geplante Erhö¬ 
hung der Minijob-Grenze von 400 auf 
450 Euro ab. „Minijobs führen auf di¬ 
rektem Weg in Armut. Die Koalition 
sollte die geringfügige Beschäftigung 
abschaffen, nicht ausweiten“, forderte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefa¬ 
nie Nutzenberger. Das Gesetz zur Än¬ 
derung im Bereich der geringfügigen 
Beschäftigung wird heute erstmals im 
Deutschen Bundestag beraten. 

Derzeit würden immer mehr sozialver¬ 
sicherungspflichtige Beschäftigungs¬ 
verhältnisse von Voll- und Teilzeit in 
Minijobs umgewandelt, in vielen Bran¬ 
chen seien Minijobs bereits die Regel. 
„Auch wenn in der Rente jetzt eine 
Versicherungspflicht bei Minijobs ein¬ 
geführt werden soll, genügt dies nicht, 
denn Beschäftigte können ihren zusätz¬ 
lichen Rentenbeitrag abwählen - und 
dies werden gerade diejenigen tun, die 
auf jeden Euro angewiesen sind“, so 
Nutzenberger. 

Mehr als 70 Prozent der Minijob-Be- 
schäftigten sind Frauen, viele von ih¬ 
nen müssen damit ihren Lebensunter¬ 
halt bestreiten. Darüber hinaus sind die 
Arbeitsbedingungen oftmals schlecht, 
und die Wochenstundenzahl ist nicht 
begrenzt, was bedeutet, dass Minijob- 
Beschäftigte mit Hungerlöhnen von 


zenden werden unternehmerische Ri¬ 
siken individuell auf die Beschäftigten 
abgewälzt oder per Werkvertrag gleich 
komplett outgesourct. Es gibt in vielen 
Betrieben keine leiharbeitsfreie Zone 
mehr. Selbst im Bereich von Forschung 
und Entwicklung setzen 16 Prozent der 
Betriebe auf Leiharbeit. Elf Prozent 
der Leihbeschäftigten arbeitet länger 
als zwei Jahre im gleichen Betrieb. Als 
weitere atypische Beschäftigungsform 
werden befristete Arbeitsverhältnis¬ 
se genutzt, knapp die Hälfte der Be¬ 
fristungen läuft länger als zwölf Mo¬ 
nate, zeigt die Betriebsrätebefragung. 
28 Prozent der Betriebsräte geben zu¬ 
dem an, dass die Fremdvergabe von 
anfallenden Tätigkeiten in den vergan¬ 
genen drei Jahren gestiegen ist. 

Der Parteivorstand der DKP trägt die¬ 
ser Veränderung der Arbeitssituation 
vieler Kolleginnen und Kollegen in 
seinem Leitantrag an den 20. Partei¬ 
tag der DKP Rechnung. 

In ihm heißt es u.a.: „In den letzten 
fünf Jahren hat die „Krisenbearbei¬ 
tung“ des Großkapitals und seiner po¬ 
litischen Vertreter zur Vertiefung der 
finanziellen, wirtschaftlichen, sozialen 
und ökologischen Krisen und zum wei¬ 
teren Abbau von Demokratie geführt. 
Die Arbeits- und Lebensverhältnisse 
haben sich auch in den Hauptländern 
des Kapitals einschneidend verändert.“ 
In dem Papier werden als Schlussfolge¬ 
rung die Forderungen erhoben: 

★ Durchsetzung der 35-Stunden-Wo¬ 
che bei vollem Lohn- und Personal¬ 
ausgleich zur Schaffung von Arbeits¬ 
plätzen, gegen den immer schnelleren 
Verschleiß der Arbeitskraft und für ei¬ 
nen Normalarbeitstag, der die Arbei¬ 
tenden von ihrer Arbeit leben lässt und 
die Geschlechtergleichstellung näher 
bringt! 

★ Verbot von Leih- und Zeitarbeit, 
Befristungen sowie Werkverträgen 
zugunsten von Normalarbeitsverhält- 
nissen. 


fünf oder sechs Euro und weniger ab¬ 
gespeist werden. 

Die Kosten dafür trägt die Allgemein¬ 
heit. Viele Unternehmen kalkulieren 
mit ein, dass Beschäftigte ihre geringen 
Einkommen mit Hartz IV aufstocken. 
„Die Unternehmen steigern ihre Ge¬ 
winne, weil ihr Geschäftsmodell mit Ar¬ 
mutslöhnen durch Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler subventioniert wird. 
Diese skandalöse Praxis muss beendet 
werden“, so Nutzenberger. Minijob- 
Beschäftigte brauchten deshalb nicht 
ein bisschen mehr Geld, sondern sozi¬ 
alversicherungspflichtige Arbeit. Not¬ 
wendig sei die Gleichbehandlung aller 
Arbeitsverhältnisse unabhängig von 
der Stundenzahl und der Lohnhöhe. 
Deshalb fordert ver.di einen allgemei¬ 
nen gesetzlichen Mindestlohn von min¬ 
destens 8,50 Euro und eine Sozialversi¬ 
cherungspflicht ab dem ersten Euro für 
alle BeschäftigungsVerhältnisse. 
Ähnlich äußert sich die IG Metall. Sie 
kritisiert den von der Koalitionsfrakti¬ 
on formulierten Gesetzesentwurf zur 
Anhebung der Minijob-Grenze von 
400 auf 450 Euro und weist ebenfalls 
auf die besondere Betroffenheit von 
Frauen hin. „Wir brauchen einen flä¬ 
chendeckenden Mindestlohn, wo es kei¬ 
ne Tarifverträge gibt und wir brauchen 
bessere Kinderbetreuungsmöglichkei- 


★ Hartz IV muss weg! 

„Das Eintreten der Gewerkschaften 
gegen die Aushöhlung und für eine 
Einlösung des ,Sozialstaatsprinzips’ 
des Grundgesetzes muss unterstützt 
werden. Das Grundgesetz entstand al¬ 
lerdings in einer Zeit, in der das Kräf¬ 
teverhältnis zwischen Arbeit und Ka¬ 
pital erheblich günstiger war als heute. 
Heute wird immer deutlicher, dass es 
eine Rückkehr zum sogenannten So¬ 
zialstaat früherer Jahre aufgrund der 
objektiven Entwicklungsbedingun¬ 
gen des Kapitalismus nicht mehr ge¬ 
ben wird. Ein harter Kampf gegen den 
neoliberalen Umbau ist erforderlich, 
wenn demokratische und soziale Rech¬ 
te, wieder erkämpft, erhalten und aus¬ 
gebaut werden sollen,“ hatte die DKP 
in ihrer „Resolution“ auf ihrem letz¬ 
ten Parteitag formuliert. Und weiter: 
„In keiner Krise zuvor war zudem die 
Arbeiterbewegung so schwach. Und 
es existiert zudem derzeit noch kei¬ 
ne wirksame breite und übergreifende 
außerparlamentarische Bewegung, der 
es gelingt, die unterschiedlichen Erfah¬ 
rungen und Positionen in einem Bünd¬ 
nis zusammenzuführen: nicht nur aus 
punktuellen Anlässen, sondern darü¬ 
ber hinaus im Sinne einer Sammlung 
aller Kräfte, die an der Durchsetzung 
einer Wende zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt interessiert sind.“ 
Diese Positionen verdienen, in die 
Aktionen der Gewerkschaften und in 
dem Bundestagswahlkampf 2013 ein¬ 
gebracht zu werden. Und es wird die 
Aufgabe der Kommunistinnen sein, 
wie es in dem Leitantrag zum 20. Par¬ 
teitag der DKP heißt, „die Erkenntnis¬ 
se des wissenschaftlichen Sozialismus 
in die Klassenkämpfe und demokrati¬ 
schen Bewegungen einzubringen“. 


ten, damit vor allem Frauen weniger in 
Minijobs gedrängt werden“, sagte Chris¬ 
tiane Benner, geschäftsführendes Vor¬ 
standsmitglied der IG Metall, am Don¬ 
nerstag in Frankfurt. Mit der Anhebung 
der Minijob-Grenze würde stattdessen 
der Niedriglohnsektor ausgeweitet und 
Altersarmut zementiert. 

Ein Drittel der geringfügig Beschäf¬ 
tigten arbeiteten für unter fünf, fast 
60 Prozent für weniger als sieben Euro 
die Stunde. Im Schnitt würden damit 
nicht einmal 400, sondern nur 260 Euro 
verdient. „Die Anhebung der Minijob- 
Grenze wird nicht zu höheren Ein¬ 
kommen führen. Eine solche Irrefüh¬ 
rung der Arbeitnehmerinnen und Ar¬ 
beitnehmer macht fassungslos“, betonte 
Benner. 

Zusätzlich werde die Altersarmut von 
Frauen trotz der geplanten Abgabe zur 
Rentenversicherung verschärft. Der¬ 
zeit erhielten Frauen in Deutschland 
Niedrigrenten von durchschnittlich 
529 Euro, selbst langjährig Versicher¬ 
te kämen nur auf 600 Euro. Wer etwa 
45 Jahre auf 400-Euro-Basis arbeite, 
erhalte später gerade einmal knapp 
140 Euro im Monat. „In der Politik hält 
sich noch immer das Bild der abgesi¬ 
cherten Ehefrau mit gut verdienendem 
Ehemann. Das geht an der Realität völ¬ 
lig vorbei“, kritisierte Benner -ler 


Umverteilen ist auch eine 
Frage der Arbeitszeit 


Werner Sarbok 


Minijobs: Direkter Weg in die Armut 

lehnen Erhöhung der Minijob-Grenzen ab 











m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 5. Oktober 2012 3 


Mietrechtsverschlechterungsgesetz stoppen 

Schwarz-Gelb will Mieterrechte einschränken 


Wasser ist 
Menschenrecht 



W ohnen wird in Deutschland 
immer teurer. Mieterin¬ 
nen und Mieter zahlen im 
Durchschnitt schon mehr als ein Drit¬ 
tel (34,1 Prozent) ihres Haushaltsnet¬ 
toeinkommens für Miete und Energie. 
So viel blechten sie dafür noch nie. Stei¬ 
gender Mangel an bezahlbaren Wohn- 
raum, besonders krass in den Großstäd¬ 
ten, Ballungsgebieten und Universitäts¬ 
städten, nutzen die Vermieter um die 
Mieten weiter hochzutreiben, zunächst 
vor allem die Neuvertragsmieten. Dazu 
kommt, dass seit 2005 die Stromprei¬ 
se um 44 Prozent, die Heizkosten je 
nach Energieträgern zwischen 31 und 
62 Prozent gestiegen sind. Die energeti¬ 
sche Gebäudesanierung verteuert nun 
das Wohnen zusätzlich. 

Die Bundesregierung tut nichts, weder 
im Bereich des sozialen Wohnungsbau¬ 
es oder der Anhebung des Wohngeldes, 
um diese Probleme zu lösen. Sie macht 
absolut nichts im Interesse der Mieter, 
aber so viel wie eben geht für die Woh¬ 
nungseigentümer. Erst kürzte sie für 
die einkommensschwächsten Haus¬ 
halte das Wohngeld, und jetzt ändert 
die asoziale schwarz-gelbe Regierung 
das Mietrecht zum Nachteil der Mieter. 
Damit werden Mietminderungsrechte 
einschränkt und der Kündigungsschutz 
aufgeweicht. 

Das jetzt vergangene Woche in erster 
Lesung im Deutschen Bundestag de¬ 
battierte „Mietrechtsänderungsgesetz“ 
ist also ein unter dem Vorwand der För¬ 
derung der notwendigen energetischen 
Modernisierung der Wohnungsbestän¬ 
de gemachtes Gesetz zum Abbau von 
Mieterinnen- und Mieterrechten zu¬ 
gunsten der Vermieterinnen und Ver¬ 
mieter. Damit liefern die Regierungs¬ 
parteien, was sie den Eigentümer- und 
Vermieterverbänden schon vor der 
letzten Bundestagswahl an Mietrechts¬ 
änderungen zu Lasten der Mieter ver¬ 
sprochen hatten. Die Mieter aber brau¬ 
chen das Mietrechtsänderungsgesetz 
nicht. Es trägt nur zu einer weiteren 
Verteuerung der Wohnkosten und zu 
noch weniger Kündigungsschutz bei. 
Die Modernisierungskosten können 
dann leicht auf die Mieter abgewälzt 
werden. Durch den Abbau von Mieter¬ 
rechten kann die energetische Moder¬ 
nisierung der Wohnungsbestände nicht 
umgesetzt und vorangetrieben werden. 
Selbst der Bundesrat, Oppositionspar¬ 
teien, Verbände, Wissenschaftler und 
Richter lehnen den Gesetzentwurf ab. 
Die energetische Sanierung der Ge¬ 
bäudebestände treiben die Wohnkos¬ 
ten weiter in die Höhe. Verantwort¬ 
lich hierfür ist nicht zuletzt das schon 
heute geltende Mietrecht, wonach der 
Vermieter elf Prozent der Moderni¬ 


sierungskosten auf die Jahresmiete 
aufschlagen darf. Fallen Modernisie¬ 
rungskosten in Höhe von 200 Euro 
pro Quadratmeter an, bedeutet das 
für den Mieter eine Mieterhöhung 
von 1,83 Euro pro Quadratmeter und 
Monat. Liegen die Modernisierungs¬ 
kosten bei 300 Euro pro Quadratme¬ 
ter, kostet das den Mieter 2,75 Euro 
pro Quadratmeter und Monat mehr 
als bisher. Diese Beträge sind auch bei 
einer erfolgreichen und guten Sanie¬ 
rung nicht über niedrigere Heizkosten 
finanzierbar. 

Konsequenz der jetzigen gesetzlichen 
Mieterhöhungsregelung ist auch, dass 
selbst für unwirtschaftliche Moderni¬ 
sierungsmaßnahmen oder Modernisie¬ 
rungen, die kaum Energie und damit 
kaum Heizkosten sparen, hohe Miet¬ 
erhöhungen rechtlich zulässig sind. 


Daher sollte die Regierung statt die 
Mieter in ihren Rechten zu beschnei¬ 
den besser ihre Klimapolitik mit so¬ 
zialen Komponenten (Erhöhung des 
Wohngelds) ergänzen. Das Recht auf 
bezahlbaren Wohnraum ist ein Men¬ 
schenrecht und das Mietrecht ist da¬ 
her von existenzieller Bedeutung für 
alle Mieter. 

Eine weitere Verschlechterung: Falls 
das Mietrechtsänderungsgesetz nicht 
doch noch gestoppt wird und wie ge¬ 
plant schon zum 1. Januar 2013 in 
Kraft tritt, wird das Mietminderungs¬ 
recht der Mieter bei Baumaßnahmen 
zur energetischen Modernisierung für 
ersten drei Monate völlig ausgeschlos¬ 
sen. Das bedeutet, dass trotz Baulärm, 
Dreck, Verdunklung der Wohnung 
durch monatelange Einrüstung des 
Gebäudes, trotz Ausfalls der Heizung 


und der Warmwasserversorgung, der 
Mieter die volle Miete bezahlen soll. 
Im Extremfall, wenn die Wohnung völ¬ 
lig unbewohnbar ist, muss er eventuell 
zusätzlich die Miete für den Ersatz- 
wohnraum tragen. Das gibt es weder 
im Zivilrecht noch im Kaufvertrags¬ 
recht oder im Reisevertragsrecht. Nie¬ 
mand muss 100 Prozent zahlen, wenn 
die Gegenleistung nicht zu 100 Prozent 
erbracht wird. Die Wohnung ist Mittel¬ 
punkt des sozialen Lebens und der pri¬ 
vaten Existenz. Deshalb darf es keine 
Einschnitte in das soziale Mietrecht 
geben. Protestiert und sprecht mit den 
Bundestagsabgeordneten in eurem 
Wahlkreis und fordert den Stopp des 
asozialen Mietrechtsänderungsgeset¬ 
zes! 

Manfred Dietenberger 


Wasser darf keine 
Handelsware werden 

Die Gewerkschaft ver.di setzt sich für ein 
Europäisches Bürgerbegehren ein, dass 
Wasser auch in Europa als Menschenrecht 
angesehen wird und dementsprechend die 
EU Kommission regelt, dass Wasser ein öf¬ 
fentliches Gut und keine Handelsware ist. 
Ab Mitte der 90er Jahre setzte im Was¬ 
ser- und Abwasserbereich im Zeichen des 
Neoliberalismus auch in Deutschland eine 
große Privatisierungswelle ein. Dies betraf 
zunächst hauptsächlich Kläranlagen. 

Der Kampf gegen die Liberalisierung der 
Wasser- und Abwassermärkte in Europa 
- und damit gegen die Privatisierung des 
wichtigsten öffentlichen Gutes und Le¬ 
bensmittels - wurde in diesen Jahren oft 
erfolgreich, manchmal aber leider auch er¬ 
folglos geführt. Es gibt viele Beispiele der 
Zerschlagung der öffentlichen Wasserver¬ 
sorgung, vor allem in den großen Zentren 
Berlin, Köln, Bremen, Hamburg. 

Die Folgen von Privatisierungen waren 
stets die Verschlechterung der Instand¬ 
haltung, der Wartung, der Qualität, und 
natürlich Wasserpreiserhöhungen. 
Europäische Gewerkschaften wollen nun 
eine weitere Entwicklung in diese Rich¬ 
tung verhindern. Sie haben in der EU eine 
der ersten europäischen Bürgerinitiativen 
gestartet. Der Europäische Gewerkschafts¬ 
verband für den Öffentlichen Dienst will 
bis zum Frühjahr 2013 eine Million Unter¬ 
schriften sammeln. Neben dem BBU und 
Attac unterstützt ver.di diese Sammlung in 
Deutschland. Wasser und sanitäre Grund¬ 
versorgung sind ein Menschenrecht! 

Ziel der Initiative ist es, durch eine Peti¬ 
tion Einfluss auf die europäische Gesetz¬ 
gebung zu nehmen und Privatisierung 
(der Betriebe) sowie Liberalisierung (der 
Märkte) im Wasser- und Abwasserbereich 
erfolgreich Einhalt zu gebieten. 

Die Kampagne wird europaweit durchge¬ 
führt und geht bis Mai 2013. Dabei muss in 
allen europäischen Ländern ein Mindest¬ 
quorum an Unterschriften erfüllt werden. 
Die Ziele der Kampagne sind: 

1. Wasser und sanitäre Grundversorgung 
als Garantie für alle Menschen in Europa. 

2. Keine Liberalisierung der Wasserwirt¬ 
schaft. 

3. Verbesserung des Zugangs zu Wasser 
und sanitärer Grundversorgung weltweit. 

Die Petition kann online unterzeichnet 
werden unter folgendem Link: www. 
wasser-ist-menschenrecht.de 




Was tun gegen die Wohnungsnot? 

Grund, Boden und Wohnungen dürfen keine Spekulationsobjekte sein 


Das Thema Wohnungsnot ist alt. Vor 
genau 140 Jahren hatte Friedrich En¬ 
gels in Organ der damals noch revo¬ 
lutionären Sozialdemokratie „Der 
Volksstaat“ seine Artikelserie „Zur 
Wohnungsfrage“ veröffentlicht. Er 
wies nach wie dieses Problem im Ka¬ 
pitalismus immer wieder neu entsteht 
und dass es in dieser Gesellschaftsord¬ 
nung nicht lösbar ist. Daraus gilt es für 
uns Kommunisten Schlussfolgerungen 
zu ziehen. 

Viele Menschen müssen mittlerweile 
bis zu 40 Prozent ihres Einkommens 
für eine einigermaßen angemessene 
Unterkunft zahlen. Zehntausende So¬ 
zialwohnungen fielen und fallen aus 
der Preisbindung, eine Förderung fin¬ 
det so gut wie nicht mehr statt. Allein 
in den hessischen Ballungsräumen liegt 
der Bedarf an Sozialwohnungen nach 
Berechnungen des Pesteiinstituts, Han¬ 
nover im Auftrag der Gewerkschaft 
IG BAU, Mieterbund u.a. bei zurzeit 
400.000 Sozialwohnungen. Bei 5,6 Mil¬ 
lionen liegt die Zahl in Deutschland 
insgesamt. Niedriglöhne, kleine Ren¬ 


ten und Hartz IV vertreiben Mieter 
aus angestammten Quartieren. Strom¬ 
abschaltungen werden zur Massener¬ 
scheinung, da sich die Nebenkosten zur 
zweiten Miete entwickelt haben. Ob¬ 
dachlosigkeit, Räumungsklagen und 
Zwangsräumungen nehmen zu. 

Und was geschieht: Das Einzige was 
den Herrschenden immer wieder ein¬ 
fällt, ist die so genannte Eigentumsför¬ 
derung. Dagegen hatte schon Friedrich 
Engels festgestellt: „Der Kern sowohl 
der großbürgerlichen wie der kleinbür¬ 
gerlichen Lösung der Wohnungsfra¬ 
ge 4 ist das Eigentum des Arbeiters an 
seiner Wohnung.“ (MEW 21, S. 329). 
Zusätzlich will die Bundesregierung 
Mieterrechte weiter einschränken, und 
so den Profiteuren der Wohnungsnot, 
den Großvermietern, weitere Profit¬ 
möglichkeiten erschließen. Die Lan¬ 
desregierungen, egal ob schwarz/gelb 
oder blassrosa/olivgrün privatisieren 
weiter öffentlichen Wohnraum. Nur in 
Hessen ist das jetzt am gemeinsamen 
Widerstand von Mietern, Mieterinitia¬ 
tiven und -verbänden, Gewerkschaften 


und Landtagsopposition nach monate¬ 
langem Kampf gescheitert. Dort bleibt 
die Nassauische Heimstätte im öffent¬ 
lichen Besitz. 

Vorweg zwei grundsätzliche Bemer¬ 
kungen: Das Recht auf angemessene 
Unterkunft ist in der UN-Menschen- 
rechtskonvention als soziales Men¬ 
schenrecht festgeschrieben. Zweitens 
sind Grund und Boden nicht vermehr¬ 
bar. Beide Fakten sollten eigentlich da¬ 
für sprechen, dass Grund und Boden 
als auch Wohnungen der Spekulati¬ 
on entzogen sein müssten. Aber Karl 
Marx hatte schon nachgewiesen, dass 
im Kapitalismus alles, wirklich alles, 
zur Ware wird. Womit wir wieder bei 
Friedrich Engels 4 Artikel wären. 

Für uns Kommunsten kann das nur 
heißen: Grund und Boden und großer 
Wohnungsbesitz haben grundsätzlich 
öffentliches Eigentum zu sein. Das 
schließt natürlich Enteignungen unter 
anderem von Wohnungsbaukonzernen 
ein. Möglichkeiten dazu sehen sowohl 
das Grundgesetz als auch die verschie¬ 
densten Landesverfassungen vor. Es 


kommt auf den politischen Druck an, 
dass auch durchzusetzen. Eine wirk¬ 
lich soziale Wohnungspolitik muss die 
Mitbestimmung von Mieterbeiräten 
und -verbänden sowie Gewerkschaf¬ 
ten zwingend einschließen. Die Ober¬ 
grenzen für Kaltmieten dürfen 12 Pro¬ 
zent des Einkommens der Mieter nicht 
übersteigen. Mit den Nebenkosten er¬ 
gibt das immer noch eine Gesamtbe¬ 
lastung der Mieter von einem Fünftel 
ihres Einkommens. 

Richtschnur des Handelns von Kom¬ 
munisten ist dazu die Aussage des 
DKP-Programms: „Viele Initiativen, 
Bündnisse und Bewegungen setzen 
sich gegen den Abbau sozialer und 
demokratischer Errungenschaften und 
gegen die Privatisierung öffentlichen 
Eigentums zur Wehr. Dabei entwickeln 
sich neue Kampf- und Organisations¬ 
formen. Neu in dieser Entwicklung 
sind auch Ansätze dafür, dass Gewerk¬ 
schaften, soziale Protestbewegungen, 
Friedens- und Demokratiebewegung 
wieder gemeinsam über Alternativen 
und Aktionen diskutieren, gemein¬ 


same Schwerpunkte bestimmen und 
zusammen handeln.“ Die Richtigkeit 
dieser Orientierung haben u.a. die 
erfolgreichen Auseinandersetzungen 
u.a. gegen Wohnungsprivatisierungen 
in Freiburg und der jetzige Kampf um 
die Nassauische Heimstätte eindrucks¬ 
voll unter Beweis gestellt. 

Doch um das Richtige durchzusetzen, 
bedarf es eines zähen Kampfes mit 
langem Atem. Anders wird es keine 
Lösung des Problems geben. Auf dem 
Weg dorthin sind natürlich auch Teil¬ 
forderungen wichtig. Der Ausschluss 
von Mieterhöhungen bei auslaufender 
Sozialbindung oder die Untersagung 
der Umwandlung von Miet- in Eigen¬ 
tumswohnungen und andere gehen in 
diese Richtung. Die Mieter werden die 
DKP in solchen Kämpfen immer soli¬ 
darisch an ihrer Seite finden. 

Klaus Seibert 

Unser Autor ist Kreisvorsitzender der 
DKP Main-Kinzig und Stadtverordneter 
der Wahl Alternative Maintal - Soziale 
Gerechtigkeit (WAM) 
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Stuttgart gedenkt 
und protestiert 

Mehr als zehntausend Menschen ha¬ 
ben am vergangenen Wochenende mit 
einer Großdemonstration und zahlrei¬ 
chen weiteren Aktion gegen die ge¬ 
waltsame Räumung des Schlossgartens 
vor zwei Jahren für das Milliarden-Pro- 
jekt Stuttgart 21 protestiert. Unter dem 
Motto „Empört Euch“ kam es zu einer 
eindrucksvollen Kundgebung des Wi¬ 
derstands, die sich klar mit den bun¬ 
desweiten Aktionen zu „Umfairteilen“ 
solidarisierte. Viele Redner wiesen auf 
den Verrat der Grünen in der Landes¬ 
regierung hin. 

Klar wurde auch der Zusammenhang 
von Prestige-Projekten und Sozial¬ 
abbau beim Namen genannt: Kapi¬ 
talismus. Der Regisseur Volker Lö¬ 
sche brachte es in seiner Rede auf den 
Punkt: Es liegt am Privateigentum. 
Währenddessen kamen viele Demons¬ 
tranten zu spät, da im Gleisvorfeld des 
Stuttgarter Hauptbahnhofes ein Zug 
entgleiste und die Oberleitung be¬ 
schädigte. Mehrere Menschen wurden 



verletzt, es entstand ein Verkehrschaos, 
dessen Folgen weit über Baden-Würt¬ 
temberg spürbar waren. An genau der¬ 
selben Weiche, die wegen der Bauar¬ 
beiten für S21 umgebaut wurde, war 
schon im Juli ein Zug entgleist. 

Die DKP Stuttgart verteilte auf der 
Demo ein „Stuttgart links“-Extra. 

Wie lange noch 
müssen wir solche 
Nachrichten ertragen? 

Die Reizgasattacke eines rechtsradika¬ 
len Attentäters auf polnische Ehrengäs¬ 
te in Hamburg-Bergedorf während der 
Enthüllung eines Mahnmals zur Erin¬ 
nerung an die Leiden der zur Zwangs¬ 
arbeit Verschleppten hat die Gefahr 
von rechts wieder einmal öffentlich 
gemacht. Die attackierten Gäste, ehe¬ 
malige Zwangarbeiterinnen, sind nach 
einem kurzen Krankenhausaufenthalt 
in ihre Heimat zurückgekehrt. Der At¬ 
tentäter wird psychiatrisch behandelt. 
Von Scham und Schande wird in den 
Medien gesprochen. Wir empfinden 
Wut und Zorn. Und manchmal auch 
Verzweiflung. 

Seit Wochen aber hören wir von rechts¬ 
radikalen oder rassistischen Anschlä¬ 
gen wie kürzlich in Berlin, in Lüneburg, 
auf Menschen, Gedenkstätten und jü¬ 
dische Friedhöfe - und jetzt auch in 
Bergedorf. 

Und was passiert hierzulande? Wir sind 
sehr besorgt über Entscheidungen ver¬ 
schiedener Städte, antifaschistischen 
Protest zu erschweren wie in Ham¬ 
burg am 2. Juni, oder sogar unmöglich 
zu machen; ein trauriges Beispiel setz¬ 
te hier kürzlich die Stadt Dortmund. 
Auch die unzureichende, schleppende 
Aufklärung der Morde der rechten Ter¬ 
rorzelle NSU mit all den Ermittlungs¬ 
skandalen im Umfeld um die Rolle des 
Verfassungsschutzes reißt alte Wunden 
wieder auf. 

Esther Bejarano, Überlebende der 
Konzentrationslager Auschwitz und 
Ravensbrück und Vorsitzende des 
Auschwitz-Komitees sagt dazu: 

„Ich frage mich, ob ich mich in diesem 
Land noch sicher fühlen kann, in dem 
Neonazis ihre menschenverachtende 
Politik ausleben können mit gewaltsa¬ 
men Angriffen gegen friedfertige Men¬ 
schen. Ich fühle mich bedroht und bin 
sehr besorgt über die Entwicklung und 
von der Regierung in meiner Befürch¬ 
tung allein gelassen.“ 

Und die Hamburgerin Steffi Witten¬ 
berg, die als jüdisches Kind in der Emi¬ 
gration überlebte, 

„Ich bin entsetzt - sich in das Unrecht 
der Vergangenheit hineinzuversetzen, 
reicht nicht Die Gegenwart holt uns ein 
und wird immer bedrohlicher.“ 

Der Vertrauens Verlust in demokrati¬ 
sche Zustände ist kaum zu ermessen. 
Es ist höchste Zeit zu handeln, rech¬ 
te Strukturen zu zerschlagen, die NPD 
und NS-Nachfolgeorganisationen zu 
verbieten. Endlich. 

Auschwitz-Komitee 


Innenpolitik unsere zeit m 

Der Seelen-Verkäufer 

Von Klaus Wagener 


Es soll ja Zeitgenossen geben, die den 
unerschütterlichen Glauben in sich 
tragen, die Wahl der Sozialdemokratie 
eröffne, wenn schon nicht den Weg 
zum Besseren, so doch zumindest 
zu irgendetwas, was nicht ganz so 
beschissen ist, wie der „Highway to 
Hell“, auf dem die Allerchristlichen so 
unterwegs sind. Dieser Glaube wird 
seit dem letzten Wochenende hart 
auf die Probe gestellt: Die neoliberalen 
Kampfmedien haben in einem beach¬ 
tenswerten Pressing ihren Favoriten 
Peer Steinbrück - demokratisch wie 
immer-als Kanzlerkandidaten durch¬ 
gesetzt. 

Sein Vorbild sei Gerhard Schröder, 
verkündete dieser umgehend im 
Willy-Brandt-Haus. Er wolle Rot-Grün, 
plus die dazugehörige Bein- (und Bas- 
ta-)Freiheit. Eigentlich ist damit alles 
klar. Die Illusionen der letzten Troika- 
Gläubigen sollten ausgeräumt sein. Sie 
sind es vermutlich nicht. 


Das was nun kommt, ist natürlich alles 
andere als neu. Steinbrück gehört 
bekanntlich, wie Steinmeier, zu den 
Spitzenkräften des von Schröder gelei¬ 
teten und von Merkel fortgeführten 
Sozialabbruch-Großunternehmens. 
Diejenigen aus der Schröder-Gang, die 
sich noch nicht zu gutdotierten Posten 
hochgedient haben, halten in der SPD 
weiter wacker Kurs und Stellung. Ein 
Zurück vor Schröder haben die Agenda- 
“Genossen“ nicht zuletzt mithilfe der 
geisttötenden Prügel auf ihren Wat¬ 
schenmann Oskar Lafontaine bislang 
erfolgreich verhindern können. 

In allen wesentlichen Politikfeldern 
prägt die Sozialdemokratie nach wie 
vor den gegenwärtigen, von Bertels¬ 
mann & Co. vorgegeben Mainstream. 
Ob Hartz, Riester, „Agenda“, „Ottoka- 
taloge“, „Hufeisenplan“, Verteidigung 
am Hindukusch etc.,etc. In der EU-Poli- 
tik gefällt sich die Steinbrück-SPD vor 
allem darin,der Kanzlerin Umfallerei zu 
attestieren. Also „harte Kante“ gerade 


da einzufordern, wo Merkels Crash- 
Kurs Südeuropa ohnehin eine Agenda 
2010 zum Quadrat aufzwingt, in deren 
Gefolge ganze Regionen systematisch 
v erwüstet werden. Die pünktlich wahl¬ 
kampfmotivierte Anti-Bankenrhetorik 
bietet kaum mehr als einen schlaffen 
Aufguss der üblichen Steinbrückschen 
Verbalkraftmeierei von Anfang 2009: 
Kein Finanzmarkt, kein Finanzmarktak¬ 
teur und kein Finanzmarktprodukt 
sollte mehr ohne Regulierung oder 
Aufsicht sein. Na, was ist passiert? 

Es gibt vermutlich kaum jemanden, der 
in der heraufziehenden Krise mit soviel 
Arroganz und soviel Blasiertheit sooft 
prognostisch danebengelegen und 
soviel praktisch vermasselt hat wie der 
nun als „Wirtschaftsfachmann“ ange¬ 
priesene Kandidat Steinbrück. Allein 
die grandiose Rettung der IKB kostete 
den so gern beschworenen Steuerzah¬ 
ler 10 Mrd. Euro. Und das, nur um die 
sanierte Bank an die US-Heuschrecke 
Lonestarfüri37 Mio. Euro, also 1,37 Pro¬ 


zent des Rettungspreises weiter zu 
verhökern. Ein blendendes Geschäft. 
Wirtschaftskompetenz in Reinkultur. 
Damit ist ein zentrales Ziel der Herr¬ 
schaftspolitik erreicht. Alle vier regie- 
rungszugelassenen Parteien haben 
sich auf das herrschende Politikkon¬ 
zept eingeschworen. Inmitten der Krise 
kann der zu erwartende Wahlausgang 
aus Herrschaftskalkül als gesichert 
angesehen werden. Alle theoretisch 
möglichen Konstellationen führen zum 
nahezu identischen Ergebnis. Auf den 
kurzen Nenner gebracht: 

Mit Steinbrück eher schlimmer als 
besser. 

Die Kampfmedien stehen nun vor der 
diffizilen Aufgabe den Wahlkampf 
der Gleichen zu einer Richtungswahl 
zu pushen. Üblicherweise bekommt, 
wenn die Inhalte nichts hergeben, 
die Kandidaten-Kür eine ästhetische 
Dimension. Aber selbst das dürfte im 
vorliegenden Fall nicht so einfach sein. 


„Durchsichtige Neuverpackung“ 

Neonazis in Nordrhein-Westfalen reorganisieren sich 



Auch neu verpackt gut erkennbar: Neofaschisten. 


D ie neofaschistische Bewegung 
in der Bundesrepublik steht im 
Zuge der Enthüllungen um den 
„Nationalsozialistischen Untergrund“ 
(NSU) stark unter Druck. Polizei, Jus¬ 
tiz und Politik gehen teilweise unge- 


Die neofaschistische Szene 
ist durch NSU-Skandal und 
Enttarnung weiterer V-Leute 
verunsichert 


wohnlich hart gegen die Szene vor. 
Die Behörden wollen damit unver¬ 
kennbar auch vom absoluten Desas¬ 
ter staatlicher Stellen, insbesondere 
des „Verfassungsschutzes“ ablenken. 
Das Vorgehen verunsichert jedoch die 
ohnehin derzeit desillusionierte rech¬ 
te Szene weiter. Trotz Wirtschaftskrise, 
wachsender Armut und zunehmender 
Enttäuschung ganzer Bevölkerungstei¬ 
le von der etablierten Politik, ist keine 
Fraktion der stark zersplitterten Rech¬ 
ten auch nur ansatzweise in der Lage, 
daraus Profit zu schlagen. Dies betrifft 
die „Kameradschaften“ und die NPD 
ebenso wie die sich bürgerlich geben¬ 
den „Republikaner“ oder die „Pro-Be¬ 
wegung? 

Antifaschisten sorgten in den ver¬ 
gangenen Jahren dafür, dass zentrale 
Aufmärsche der Neonaziszene be- oder 
verhindert wurden. Zu allererst ist 
dabei der jährliche Marsch in Dres¬ 
den zu nennen, aber auch regionale 


Aufzüge in Dortmund, Stolberg oder 
Bad Nenndorf haben/hatten für die 
Naziszene große Bedeutung. 

Daher trafen die Vereinsverbote die 
Rechten auch besonders hart. In nicht 
mal einem Jahr wurden fast zehn Verei¬ 
nigungen verboten, darunter das „Akti¬ 
onsbüro Mittelrhein“ aus dem Raum 
Koblenz, die „Kameradschaft Aachener 


Land“, der bundesweit bedeutende 
„Nationale Widerstand Dortmund“,die 
„Widerstandsbewegung Südbranden¬ 
burg“ sowie ein Zusammenschluss um 
den Nazifunktionär Axel Reitz aus Köln, 
um nur einige zu nennen. Im Internet 
sind seit einigen Monaten zudem die 
einst wichtigen Internetseiten „Thiazi“ 
und „Altermedia“ offline. 


Antifaschisten begrüßten vielerorts 
die Verbote, wiesen jedoch darauf hin, 
dass Polizei, bürgerliche Medien und 
etablierte Politik zuvor viel zu oft die 
Augen vor Neonazismus Rassismus und 
rechter Gewalt verschlossen hätten. In 
Nordrhein-Westfalen organisiert sich 
die rechte Szene nach einer ersten 
Schockstarre offenbar neu. Dennis 
Giemsch, führender Neonazi des ver¬ 
botenen „Nationalen Widerstand Dort¬ 
mund“ , ist seit kurzem Landeschef der 
Partei „Die Rechte“. Diese Gruppierung 
wurde erst im Mai dieses Jahres vom 
Neonazi Christian Worch gegründet 
und dient wohl als Auffangbecken. 
Der Schritt des Nazikaders Giemsch 
kann als Flucht nach von interpretiert 
werden, wird jedoch für weitere Ver¬ 
unsicherung insbesondere bei jungen 
Anhängern sorgen. Der Dortmunder 
genoss bundesweit bisher als partei¬ 
loser Kameradschaftsführer Ansehen. 
Daher bleibt abzuwarten, ob er andere 
zum Beitritt in die Worch-Partei über¬ 
zeugen kann. 

Unter allen Umständen bleibt Wolf¬ 
gang Richters (DKP-Dortmund) Mah- 
nungaktuell:„Es wird eine kleine Weile 
brauchen, bisdie Nazis sich hier wieder 
kriminell vereinigt haben. Niemand 
sollte denken, das sei es nun gewesen, 
vielmehr sollte die Atempause genutzt 
werdenden antifaschistischen Kampf 
zu organisieren“. 

Florian Osuch 


Neue Milliardengeschenke an Großunternehmen? 

Deutsche Umwelthilfe nennt „Spitzenausgleich“ rechtswidrig 


Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
warnt vor neuen Milliardengeschen¬ 
ken der Bundesregierung an die Wirt¬ 
schaft. In den nächsten zehn Jahren 
soll die Wirtschaft via 
Spitzenausgleich über 
20 Milliarden Euro ge¬ 
schenkt bekommen. 

Die Gesetze zur Wei¬ 
terführung des Spit¬ 
zenausgleichs haben in 
der letzten Woche die 
erste Lesung im Bundestag passiert. 
Gerd Rosenkranz, der Leiter Politik 
und Presse bei der DUH, nannte den 
Gesetzesentwurf eine Mogelpackung. 
Nach Überzeugung der DUH verstößt 
die Bundesregierung damit auch ge¬ 
gen EU-Recht. Das EU-Beihilfe- und 
Energiesteuerrecht sieht vor, dass der¬ 
artige Steuerentlastungen von realen 
ökologischen Gegenleistungen abhän- 
gig sind. 

„In Zeiten des Klimawandels und der 
chronisch klammen Haushalte passen 
Milliardengeschenke an die Industrie 


ohne konkrete und verpflichtende Kli¬ 
maschutzmaßnahmen auch politisch 
nicht in die Landschaft. Es entsteht der 
Eindruck, dass die Bundesregierung 
sich im Vorwahljahr 
bei der Industrie 
als beste Alterna¬ 
tive andienen will“, 
erklärte die Lei¬ 
terin Klimaschutz 
und Energiewende 
der DUH, Cornelia 
Ziehm. Die Lasten der Energiewen¬ 
de und des Klimaschutzes würden wie 
bei der EEG-Umlagenentlastung der 
energieintensiven Industrie systema¬ 
tisch auf die privaten Haushalte und 
kleinen und mittleren Unternehmen 
verschoben. 

Die mit dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) und und 
dem Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft (BDEW) abgeschlos¬ 
sene „Vereinbarung zur Steigerung der 
Energieeffizienz“ diene einzig dem 
Zweck, so die DUH, eine Gegenleis¬ 


tung zu suggerieren, die es nicht gibt. 
Die in der Vereinbarung vorgesehe¬ 
nen Regelungen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz hielten nach Informa¬ 
tionen der DUH selbst Regierungsmit¬ 
glieder für so unambitioniert, dass sie 
nicht einmal den Trend der vergange¬ 
nen Jahre erreichen würden. Durch die 
Abschaltung der verbleibenden Atom¬ 
kraftwerke bis 2020 und den weiteren 
Ausbau der Wind- und Solarenergie 
würde die Industrie schon allein durch 
einen statistischen Effekt energieeffizi¬ 
enter, ohne dass irgendeine reale Maß¬ 
nahme notwendig würde. 

Die Ökosteuer wurde 1999 eingeführt. 
Einen Teil der erzielten Einnahmen 
überweist die Bundesregierung an 
die gesetzliche Rentenversicherung. 
Dadurch spart die Wirtschaft Versi¬ 
cherungsbeiträge. Allerdings ist die 
Energie von bestimmten Produktions¬ 
prozessen ganz oder teilweise von der 
Ökosteuer befreit. Diese Unterneh¬ 
men profitieren schon per saldo von 
der Ökosteuer, weil sie trotzdem die 


Versicherungsbeiträge sparen. Es gäbe 
aber auch Unternehmen, die mehr 
Ökosteuer zahlen, als sie an Renten¬ 
versicherungsbeiträgen einsparen, so 
die DUH. Hier greife der so genannte 
Spitzenausgleich. Er sei eine Steuerbe¬ 
günstigung für energieintensive Nutzer 
im produzierenden Gewerbe und ge¬ 
koppelt an die Entwicklung des Arbeit¬ 
geberanteils an den Rentenversiche¬ 
rungsbeiträgen. Er solle sicherstellen, 
dass die Energiesteuerbelastung für die 
Industrie nicht wesentlich über der Er¬ 
mäßigung liegt, die durch die Verrin¬ 
gerung des Arbeitgeberanteils an den 
Rentenversicherungsbeiträgen erzielt 
wird. Konkret würden den Betrieben, 
die den Spitzenausgleich in Anspruch 
nehmen, 90 Prozent der Differenz zwi¬ 
schen gezahlter Ökosteuer und einge¬ 
sparten Rentenversicherungsbeiträgen 
erstattet. 2012 entspräche das in der 
Summe voraussichtlich einem Volumen 
von 2,3 Milliarden Euro. 

Bernd Müller 


„Es entsteht der Eindruck, 
dass die Bundesregierung 
sich im Vorwahljahr bei 
der Industrie als beste 
Alternative andienen will“ 


















m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Europas „todsichere“ AKW 

Unzureichende Mängelliste und scheinheilige Kritik 



AKW-Idylle. (Brokdorf) 


D ie Redakteure der Springer-Zei¬ 
tung „Die WELT“ scheinen zu 
Beginn des Herbstes 2012 unter 
einer Art Persönlichkeitsspaltung oder 
unter Wahrnehmungsstörungen zu lei¬ 
den. 

Während in der „WELT“-Online-Aus¬ 
gabe von Montag dieser Woche der 
interessierte Leser mit der bombas¬ 
tischen Schlagzeile „Arnold Schwar¬ 
zenegger lässt die Hosen runter“ auf 
den neuesten Stand der wichtigsten 
„WELT“-Ereignisse gebracht wird und 
mit dem „Muskelmann, Konservativen, 
Komödiant und Schürzenjäger“ fast 
schon mitzuleiden beginnt, weil dieser 
trotz seiner „ungewöhnlichen Weltkar¬ 
riere“ doch eigentlich „nur eines will“, 
nämlich „ zurück zu seiner Frau“, bringt 
die Print-Ausgabe eine Meldung von 
ganz anderem Kaliber. 

Von „schweren Mängeln in Europas 
Atomkraftwerken“ ist da die Rede. 
„Fast alle Anlagen“ müssten „nachge¬ 
rüstet“ - nicht etwa stillgelegt - wer¬ 
den. Anlass dieser wirklich bedeutsa¬ 
men Meldung ist der Abschlussbericht 
einer Expertenkommission der EU, die 
nach dem schweren Unfall von Fuku- 
shima den Sicherheitsstandard der in 
der EU aktiv betriebenen AKW beur¬ 
teilen sollte. 

Und nun entpuppt sich das Gerede von 
der „Sicherheit unserer AKW“, die ja 
angeblich alle 
auf einem „viel 
höheren“ tech¬ 
nischen Sicher¬ 
heitsstandard 
arbeiten als au¬ 
ßerhalb der EU, 
als das, was die 
AKW-Kritiker schon seit Jahren in un¬ 
zähligen Gutachten nachgewiesen hat¬ 
ten- als Schönfärberei und substanzlo¬ 
ses Wortgeklingel. 

In 14 EU- Staaten sind derzeit 68 Nu¬ 
klearanlagen mit 134 Reaktoren in 
Betrieb. An den deutschen AKW, die 
ja von Betreibern und den deutschen 
Behörden immer als „besonders si¬ 
cher“ beurteilt wurden, kritisiert der 


Expertenbericht die auf den Anlagen 
installierten Erdbebenwarnsysteme 
als völlig unzureichend. Auch die von 
der Internationalen Atomenergiebe¬ 
hörde (IAEA) vorgeschriebenen Leit¬ 
linien bei schweren Unfällen seien in 
Deutschland nicht voll umgesetzt wor¬ 
den. 

Das Urteil über die französische Ato¬ 
mindustrie, die von den hiesigen Kern¬ 
kraftbetreibern und ihrer Medienlobby, 
durchweg als die ernsthaftesten und se¬ 
riösesten Kon¬ 
kurrenten ge¬ 
feiert wurden, 
fällt besonders 
negativ aus. Bei 
ihnen ist die 
Mängelliste au¬ 
ßergewöhnlich 

lang. 

Zwischen den Sicherheitsstandards in 
den EU-Ländern herrschen außerdem 
große Unterschiede. „Hunderte tech¬ 
nische Verbesserungsmaßnahmen“ 
seien ausgemacht worden; „praktisch 
alle Anlagen bedürfen verbesserter Si¬ 
cherheitsmaßnahmen“. Nur vier EU- 
Länder - so der Bericht- „betreiben 
zusätzliche Sicherheitssysteme, die un¬ 


abhängig vom normalen System in ei¬ 
ner Zone installiert sind, die gut gegen 
äußere Einflüsse gesichert ist (zum Bei¬ 
spiel in Bunkersystemen)“. 
Umweltschützer kritisierten am Be¬ 
richt, dass die Prüfkriterien von Anfang 
an unzureichend waren und noch ver¬ 
wässert wurden. So zählten beispiels¬ 
weise Terrorangriffe nicht zu den Test¬ 
szenarien. Energiekommissar Günther 
Oettinger traf bei den Vorbereitungen 
zu dem Bericht angeblich „auf großen 
Widerstand insbesondere aus Frank¬ 
reich und Großbritannien. Regierun¬ 
gen wie Betreiber hätten sich gegen 
den Zutritt externer Experten zu den 
streng geschützten Anlagen gewehrt. 
Ausgerechnet Springers „WELT“, über 
Jahrzehnte eines der propagandisti¬ 
schen „Sturmgeschütze“ der AKW- 
Lobby, geriert sich nun als „Besserwis¬ 
ser“ und fast wie in der Wolle gefärbter, 
geborener AKW-Gegner. Ihr Kom¬ 
mentator, Thomas Exner, kann sich gar 
nicht genug echauffieren, wenn er den 
Bericht nun mit den folgenden Worten 
sogar noch zu toppen versucht: „Denn 
die Fakten beispielsweise zu den in den 
einzelnen Kraftwerken vorhandenen 
oder eben auch nicht vorhandenen Si¬ 


cherheitssystemen liegen seit Langem 
auf dem Tisch. Statt zusätzlich mona¬ 
telang Experten zu beschäftigen, hätte 
auch ein Anruf bei der Internationalen 
Atomenergiebehörde IAEA genügt.“ 
Ausgerechnet die IAEA, die wie alle 
wissen können, gar keine neutrale „Be¬ 
hörde“, sondern eine Einrichtung der 
AKW-Betreiber selbst ist, wird als „Be¬ 
lastungszeuge gegen die Atomenergie 
bemüht! Welch ein Nonsens. Kann man 
noch scheinheiliger sein, wenn man 
wie der „WELT“-Kommentar der EU 
wohlfeil Flickschusterei vorwirft? 

Dass ausgerechnet der Springer-Kon¬ 
zern den Umstand kritisiert, „dass die 
Stresstest-Beauftragten offenbar wie¬ 
derholt am Widerstand von Regierun¬ 
gen und Betreibern gescheitert sind, 
als sie Atomanlagen vor Ort in Au¬ 
genschein nehmen wollten,“ und dass 
dies „ahnen (lässt), wie ernst es man¬ 
ches EU-Mitglied mit dem Bemühen 
um Transparenz in Sachen Atomsicher¬ 
heit wirklich nimmt“ muss jedem Anti- 
AKW-Aktivisten die Zornesadern an¬ 
schwellen lassen. 

Ja, dieser angebliche „Stresstest“ ist 
„Flickwerk“ (Th. Exner). 

Ja, ihm kommt „kaum mehr als eine all¬ 
gemeine Warnfunktion zu.“ 

Ja, „dass selbst die nach dem Atomun¬ 
fall von Tschernobyl 1986 in der EU 
vereinbarten Sicherheitsmaßnahmen 
offenbar noch nicht in allen Ländern 
umgesetzt sind, gleicht einem Offen¬ 
barungseid.“ 

Aber wo, um der Wahrheit willen, ha¬ 
ben die Medien des Springer-Konzerns 
und ihre bezahlten Schreiber in all den 
letzten Jahrzehnten irgendwann einmal 
dazu ein kritisches Wort geschrieben? 
Niemals. Im Gegenteil. Das Ganze ist 
eine unglaubliche Schmierenkomödie. 
Der „Test“ ist völlig unzulänglich. Die¬ 
se Art der Kritik ist scheinheilig. Aber 
die Risiken sind schlimmer noch als 
gedacht. Deshalb kann es nur eine Lö¬ 
sung geben.Nicht „nachrüsten“! Sofort 
abschalten! 

Hans-Peter Brenner 


Umweltschützer kritisierten am AKW- 
Bericht einer Expertenkommission der 
EU, dass die Prüfkriterien von Anfang 
an unzureichend waren und noch 
verwässert wurden. 


Elmshorn macht mobil 



Etwa 70 Demonstranten aus dem Stadtteil Elmshorn-Hainholz protestierten 
gegen schlechte Wohnbedingungen, hohe Mieten und Nebenkosten. Sie for¬ 
derten die Enteignung des Stromkonzerns RWE und der Vermietungsfirma TAG. 
Initiator der Aktion war der langjährige Kreisjugendpfleger, das SPD-Mitglied 
Alfred Fichte. Für die DKP Elmshorn sprach Wittigo Stubbe. 



Am 29.9. hatte die NPD in Elmshorn einen Infostand geplant.Am Abend zuvor 
wurde die Telefonkette zur Vorbereitung der Gegenaktion genutzt. Mehr als 30 
Antifaschistinnen und Antifaschisten verhinderten das Vorhaben. SPD, PDL, DKP, 
VVN, Einwandererbund und die antifaschistische Initiative, sowie die Bürgermeisterin 
Frau Dr. Fronzek, haben erneut deutlich gemacht, dass es für Nazis keinen öffentlichen 
Raum in Elmshorn gibt. 


Bildung - Weder Wettlauf 
noch Ware 


Für den 10. November lädt die Jugend¬ 
kommission des Parteivorstandes der 
DKP zu einer bildungspolitischen Kon¬ 
ferenz ein. Im Mittelpunkt des Treffens, 
das in Frankfurt am Main stattfinden 
soll, steht die Schulpolitik. In einleiten¬ 
den Referaten werden die derzeitigen 
Tendenzen und aktuellen Entwicklun¬ 
gen in der Schulpolitik aufgezeigt, die 
sich meist trotz der Unterschiede in den 
Ländern verallgemeinern lassen. Refe¬ 
riert und diskutiert werden soll zwei¬ 
tens über „unsere Alternative“. Was 
verstehen wir unter „Eine Schule für 
alle“, was unter „demokratische Allge¬ 
meinbildung“? Welche Voraussetzun¬ 
gen müssen dafür geschaffen werden? 
Wo sind die Grenzen des Systems, was 
sind sinnvolle Sofortforderungen? Die 
SDAJ wird in ihrem Beitrag drittens 
über zurückliegende und anstehende 
Bildungsproteste und die Forderungen 
von Schülerinnen und Schülern und 
ihre Arbeit berichten. Auch die in die¬ 
sem Zeitraum startenden Aktionstage 
der Bildungsstreikbewegung mit dem 
Schwerpunkt „kostenfreie Bildung“ 
werden vorgestellt. 


Im zweiten Teil der eintägigen Konfe¬ 
renz werden einzelne Aspekte in Ar¬ 
beitsgruppen konkretisiert. Hier soll 
es auch darum gehen, Forderungen 
der DKP zu entwickeln, Erfahrungen 
und Inhalte der SDAJ kennenzuler¬ 
nen und Handlungsmöglichkeiten für 
die DKP vor Ort aufzuzeigen. Themen 
sind unter anderem „Eine Schule für 
alle!“, „kostenfreie Bildung“, „Zeit zum 
Lernen statt Turbo-Abi“, „Widerstand 
und Interessenvertretung“ und „Bun¬ 
deswehr raus aus den Schulen“. 
Eingeladen sind Lehrerinnen und Leh¬ 
rer, Eltern, Schülerinnen und Schüler 
ebenso wie alle am Thema interessier¬ 
ten Genossinnen und Genossen. Der 
Ort wird noch verraten. Um Anmel¬ 
dungen über den Parteivorstand wird 
gebeten. 

Zum Vormerken: An diese Konferenz 
schließt sich ein jugendpolitischer Rat¬ 
schlag mit dem Schwerpunkt Arbeiter¬ 
jugendpolitik am 26. Januar 2013 an. 
Mitarbeit bei der Vorbereitung und in 
der Jugendkommission sind erwünscht! 

wr 


10.11.2012, Frankfurt/Main 

Bildungspolitische Konferenz 
Schulpolitik 

26.01.2013 

Jugendpolitischer Ratschlag 
Arbeiterjugendpolitik 
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Demo zum Abschluss! 
Demo am Anfang! 

Im Aufruf der Flüchtlinge, die seit 
dem 8.9. den Protestmarsch auf Berlin 
durchführen heißt es: Wir sind Flücht¬ 
linge aus den verschiedensten Regio¬ 
nen der Welt, wir alle flohen auf der 
Suche nach Freiheit und Menschlich¬ 
keit. Entgegen den Verheißungen fan¬ 
den wir diese weder in Europa noch 
in Deutschland. Nach einem weiteren 
Selbstmord eines unserer Leidensge¬ 
nossen, entschlossen wir uns, die Mar- 
ginalisierung und Entrechtung, die der 
deutsche Staat für uns vorsieht, nicht 
mehr länger hinzunehmen. 

Wir haben die Flüchtlingslager verlas¬ 
sen und die Essenspakete boykottiert. 
Wir haben die Gutscheine ignoriert 
und die Plätze der Städte besetzt. Seit 
dem 8. September befinden wir uns auf 
einem Protestmarsch von Würzburg 
nach Berlin, um unsere Forderungen in 
die Hauptstadt und damit in das politi¬ 
sche Zentrum Deutschlands zu tragen. 
Mit der großen Demonstration in Ber¬ 
lin am 13. Oktober findet eine Etap¬ 
pe unseres Kampfes einen Abschluss, 
gleichzeitig markiert sie den Anfang 
einer neuen. Alle Menschen, denen 
das Menschsein noch etwas bedeutet, 
sind dazu aufgerufen, sich an diesem 
Tag und darüber hinaus unserem Pro¬ 
test anzuschließen. Setzen wir gemein¬ 
sam der Isolation, Diskriminierung und 
Zermürbung der Flüchtlinge ein Ende! 



„Vermisst“-Kampagne 

einstellen! 

„Der Bundesinnenminister sollte we¬ 
nigstens auf die Kritik seiner Partei¬ 
freunde hören und die Vermisst-Kam- 
pagne einstellen“, fordert die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“ Ulla Jelpke. „Die Aufmachung 
der Kampagne erinnert in fataler 
Weise an Steckbriefe und kolportiert 
schon dadurch antimuslimische Res¬ 
sentiments. Darunter leidet nicht die 
verschwindende Minderheit radikaler 
Muslime, sondern die friedliche Mehr¬ 
heit der Muslime. 

Hans Peter Friedrich hat gegenüber 
den muslimischen Mitbürgern in 
Deutschland von Anfang an Misstö¬ 
ne produziert. Das ging schon damit 
los, dass er ihnen praktisch unter die 
Nase rieb, nicht richtig zu Deutschland 
zu gehören. Mit solchen Referenzen 
an das fremden- und muslimfeindliche 
Spektrum in Deutschland muss endlich 
Schluss sein. 

Jeder, der hier wohnt, gehört zu 
Deutschland, und vom Innenminister 
muss erwartet werden, dass er nicht 
einen Teil der Bevölkerung gegen ei¬ 
nen anderen auszuspielen versucht. 
Deshalb gehört die Kampagne auf den 
Müllhaufen. Keiner wird sie vermis¬ 
sen.“ 
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Russland unterstützt NATO 

Russland rechnet laut Vizeaußenmi¬ 
nister Alexander Gruschko damit, dass 
die NATO sich beim Gütertransport 
nach Afghanistan hauptsächlich auf 
die Russland zur Verfügung stehen¬ 
den Lufttransportkapazitäten stützen 
wird. Am Flughafen Wostotschny der 
Wolgastadt Uljanowsk - sie soll zum 
wichtigsten Umschlagplatz für die 
NATO-Lufttransporte werden - ver¬ 
füge das Unternehmen Wolga-Dnjepr 
über „Flugzeuge aller Art, die beliebige 
Güter sicher nach Afghanistan bringen 
können“. Der Vizeminister fügte hinzu: 
„Wir gehen davon aus, dass sich diese 
Kooperation, sollte Russlands Beistand 
auch nach 2014 gefragt sein, auf einen 
entsprechenden Beschluss des UN- 
Sicherheitsrats stützen wird.“ Anfang 
August hatte Präsident Putin bereits 
vor einer Einheit der russischen Luft¬ 
landetruppen in Uljanowsk die Unter¬ 
stützung der NATO in Afghanistan da¬ 
mit begründet, dass diese „dort Krieg 
führen.“ Und weiter: „Man muss nach 
Kräften helfen, damit es nicht zum Ein¬ 
satz unserer Streitkräfte kommt.“ 


Rote Karten auf 
dem Autosalon 

Einen ungewöhnlichen Auftakt erleb¬ 
te am vergangenen Samstag der Pa¬ 
riser Autosalon 2012, die weltgrößte 
Automobilmesse, bei der die führen¬ 
den Autokonzerne alle zwei Jahre im 
jährlichen Wechsel mit der IAA in 
Frankfurt/M. ihre neuesten Konstruk¬ 
tionen vorstellen. Beschäftigte des von 
der Schließung bedrohten Peugeot- 
Werkes Aulnay-sous-Bois (bei Paris) 
und des Ford-Werkes Blanquefort (in 
der Nähe von Bordeaux) demonstrier¬ 
ten mit Spruchbändern vor den Ein¬ 
gängen und anschießend auch inner¬ 
halb des Ausstellungsgeländes gegen 
die angekündigte Werksschließung 
bzw. den befürchteten Stellenabbau. 
Sie trugen Abzeichen mit der Inschrift 
„Alle gemeinsam für den Erhalt der 
Arbeitsplätze“ und verteilten an den 
„sozialistischen“ Industrieminister 
Montebourg adressierte rote Karten, 
weil sie sich von der Regierung im Stich 
gelassen fühlen. Schließlich dekorier¬ 
ten sie die Stände der französischen 
Autokonzerne mit Banderolen „Ret¬ 
ten wir die Arbeitsplätze“, die sie über 
die ausgestellten Modelle legteN. Mi¬ 
nister Montebourg hatte es allerdings 
vorgezogen, zur Eröffnung des Auto¬ 
salons nicht zu erscheinen und seinen 
Besuch erst für kommenden Samstag 
anzukündigen. „Wir wollen weiter Ar¬ 
beit haben, die Gewerkschaften sind 
entschlossen zu kämpfen und Druck 
auf die Regierung auszuüben“, erklärte 
Tanja Süssest, Delegierte der Gewerk¬ 
schaft SIA, die im Peugeot-Werk von 
Aulnay die Mehrheit hat. 

Fest der„Solidaire“ 

Am 22. September feierte in Bredene 
aan Zee die Partei der Arbeit Belgiens 
ihre dritte Manifiesta. Über 8.000 je 
14 Euro zahlende Gäste aus ganz Bel¬ 
giens erlebten das Pressefest der „Soli- 
daire“ als Beginn einer Tradition. Unter 
den vielen ausländischen Delegationen 
war auch die der DKP mit einem eige¬ 
nen Stand. 

Über 120 belgische Organisationen 
waren mit Ständen vertreten. Bei der 
Hauptkundgebung sprachen offizielle 
Vertreter der beiden großen Gewerk¬ 
schaftsbünde Belgiens, des Sozialisti¬ 
schen und des Christlichen. Peter Mer¬ 
tens, Vorsitzender der PTB, erneuerte 
die Forderung nach einer Millionärs¬ 
steuer, damit die Reichen selbst für 
ihre Krise zahlen. Wie wenig die belas¬ 
tet seien zeige die Absicht des reichsten 
Franzosen, Arnault, auf der Flucht vor 
der Steuer Belgier zu werden. Mariela 
Castro forderte unter großem Beifall 
mit „Obama, give me Five“ die Frei¬ 
lassung der 5 inhaftierten kubanischen 
Patrioten. Alle 10 Regionen Belgiens 
boten in eigenen Großzelten neben Po¬ 
litischem kulinarische Spezialitäten an. 
Großen Anteil am Fest hatten der Ju¬ 
gendverband Comac und die Organisa¬ 
tion „Medizin für das Volk“, mit deren 
Bussen alleine 3 000 Besucher anreis¬ 
ten. Ein ausführlicher Bericht folgt. 


Gegen 

Machtvolle Demons¬ 
tration in Lissabon 

Am Samstag, den 29. September, erlebte 
Portugal eine gigantische Demonstrati¬ 
on gegen die Regierung von Passos Co- 
elho und gegen die Troika. Der Terreiro 
do Paco, der größte Platz Lissabons, war 
zu klein um alle Demonstranten aufzu¬ 
nehmen. Dem Aufruf der Gewerkschaft 
CGTP folgten so viele Demonstranten 
aus dem ganzen Land in die Hauptstadt 
wie noch nie. Besondere Aufmerksam¬ 
keit erweckte die starke Präsenz der Po¬ 
lizei und der Sicherheitskräfte im De¬ 
monstrationszug der Gewerkschaften. 
Überhall wurden sie mit viel Applaus 
begrüßt. Sie antworteten: „Wir gehö¬ 
ren auch zum Volk“. Die ganze Bevöl¬ 
kerung leidet unter der Troika und ih¬ 
ren Maßnahmen. Die Arbeitslosigkeit 
ist innerhalb eines Jahres von 15 auf 21 
Prozent gestiegen, 1 250 000 Portugie¬ 
sinnen und Portugiesen sind betroffen. 
2012 wird die Rezession 3 Prozent er¬ 
reichen und sich 2013 noch verschärfen. 
Mikro-, Klein- und mittlere Unterneh¬ 
men werden immer mehr in die Pleite 
getrieben. Portugals Schulden sind mit 
den Rezepten der Troika auf 120 Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsprodukts gestie¬ 
gen. Angela Merkel und die deutschen 
Medien lügen, wenn sie behaupten, Por¬ 
tugal sei auf einem guten Wege heraus 
aus der Krise. Sie wollen damit ihre Ma¬ 
rionetten in der Regierung in Lissabon 

Frankreich am 

Am Sonntag - 5 Monate nach der Wahl 
von Francois Hollande - riefen über 
60 politische Organisationen, Gewerk¬ 
schaften und Bewegungen zum Pro¬ 
test gegen den Vertrag über den Eu¬ 
ropäischen Stabilitätsmechanismus. 
Über 80 000 zogen durch die Straßen 
von Paris, unter ihnen viele Hollande- 
Wähler, die ein Wahlversprechen einfor¬ 
dern: „Abgeordnete, kein Verrat, stimmt 
nein!“) 

Zur Erinnerung: Hollande wollte die¬ 
sen „Merkozy-Pakt“ neu verhandeln. 
Das Wahlversprechen wurde ad acta ge¬ 
legt, der Vertrag mit einem Anhang ver¬ 
sehen, einem „Wachstumspaket“. Eine 
verfassungsändernde Mehrheit in der 
Regierungskoalition für den Stabilitäts¬ 
pakt scheint dennoch unsicher. Um ein 
Referendum zu umgehen, verfiel Hol¬ 
lande auf einen Trick: eine Art Ober¬ 
gesetz, dem eine für andere Gesetze 
bindende Wirkung zugesprochen wird. 
Der Verfassungsrat erklärte dies auch 
prompt mit der Verfassung konform. 
Während der grüne Koalitionspartner 
EELV sich gegen die Ratifizierung aus¬ 
sprach, stimmte das Nationalbüro der 
„Sozialisten“ (PS) einstimmig für die 
Taktik des Präsidenten. Und der gehar¬ 
nischten Kritik von Seiten der Links¬ 
front, der Gewerkschaften, der Verwei¬ 
gerung einiger PS-Abgeordneter, dem 
Nein des Koalitionspartners zum Trotz 



ermutigen, Portugal weiter in den Ruin 
zu treiben. 

Als der Vorsitzende der CGTP vor ei¬ 
nem Meer aus Menschen und Fahnen 
einen neuen Generalstreik ankündigte, 
erscholl der größte Applaus des Nach¬ 
mittags. „Ab diesem Kampftag wird 
nichts mehr so sein wie vorher“ fügte 
Jerönimo de Sousa, Generalsekretär der 
PCP, vor Journalisten hinzu. R. P. 


Scheideweg 

versuchen Hollande und die Regierung, 
ihre Agenda schweigend zu verfolgen: 
In der Nationalversammlung wird Re¬ 
gierungschef Jean-Marc Ayrault eine 
Regierungserklärung zu „neuen euro¬ 
päischen Perspektiven“ abgeben und 
danach wird über die Ratifizierung ab¬ 
gestimmt. Punkt. Ab dem 9. Oktober 
finden dann die Lesungen des „organi¬ 
schen“ Gesetzes statt mit der „goldenen 
Regel“, der Verschuldungsgrenze ent¬ 
sprechend den europäischen Verträgen. 
Die Regierung Ayrault präsentier¬ 
te das Budget 2013 wie vorhergesagt, 
36,8 Mrd. Euro Einsparungen, um die 
Neuverschuldung auf 3 Prozent des 
Brutto-Inlandsprodukts zu drücken: 
12 Mrd. Euro bei den Staatsausgaben 
und 24 Mrd. Euro Steuermehreinnah¬ 
men, wobei die „Solidaritätssteuer auf 
das Vermögen“ genannte Reichensteuer 
nur 1 Milliarde einbringen soll. „Hollan¬ 
de bleibt auf halbem Weg stehen“ urteilt 
die „Humanite“ und kritisiert, dass nur 
ein Teil der in den letzten 10 konserva¬ 
tiv regierten Jahren erlassenen Steuer¬ 
privilegien zurückgenommen werde, 
z.B. die großen börsennotierten Unter¬ 
nehmen nur 8 Prozent Steuern zahlen. 
Außerdem steht dieser Haushalt auf 
wackligen Füßen, denn er basiert auf 
der Annahme, dass die Wirtschaft um 
0,8 Prozent wächst. Berechtigte Sorge: 
Wo wird eingespart, welche Steuer wird 




erhöht, wenn bei weiter schrumpfender 
Wirtschaftsleistung ein Defizit auszu¬ 
gleichen ist? 

Die Budgetberatung wurde durch die 
Vorlage eines Ausnahmegesetzes mit 
dem Titel „Beschäftigung der Zukunft“ 
begleitet, was 100 000 Jugendliche zwi¬ 
schen 16 und 25 Jahren ohne oder mit 
geringer Qualifikation in Problemgebie¬ 
ten in Arbeit bringen soll - befristet bis 
zu drei Jahren, bezahlt nach Mindest¬ 
lohn bei 75 Prozent staatlichem Zu¬ 
schuss. Auch die Linksfront stimmte zu, 
selbst nachdem ihre Änderungsanträ¬ 
ge abgelehnt wurden - und damit wur¬ 
de die Tür geöffnet für einen prekären 
Arbeitsmarkt mit einem Arbeitsrecht 
zweiter Klasse: Kettenverträge und je¬ 
derzeitige fristlose Kündigung möglich. 
„Wir wollen auf die Politik der Regie¬ 
rung Druck ausüben, um sie in Richtung 
weniger Rigorosität zu bewegen“, was 
Jean-Luc Melenchon sagte, sei den Se¬ 
natoren der Linksfront, die über dieses 
Gesetz noch im Senat abstimmen müs¬ 
sen, auf den Weg gegeben. Denn der 
„Schock der Wettbewerbsfähigkeit“ ist 
von Präsident Hollande erst für Ende 
des Jahres vorgesehen. 

Georges Hallermeyer 
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Knaststaat Türkei Auftragsschreiber 


Kurdische Abgeordnete zu hoher Gefängnisstrafe verurteilt 



Sebahat Tuncel 


Französische Studentin von 
Gefängnis bedroht 


ie kurdische Abgeordnete Se¬ 
bahat Tuncel von der „Partei 
für Frieden und Demokratie“ 
(BDP) ist am 18. September von einem 
türkischen Gericht in Istanbul zu acht 
Jahren und neun Monaten Gefängnis 
verurteilt worden. Gleichzeitig wurde 
ein Reiseverbot ins Ausland gegen sie 
verhängt. Sie wurde der Zugehörigkeit 
zur kurdischen Arbeiterpartei PKK 
verdächtigt. Wie sie nach dem Urteil 
erklärte, wird sie gegen dieses eindeu¬ 
tig politisch motivierte Urteil Berufung 
einlegen. 

Die 37-jährige Kurdin, ehemalige Kran¬ 
kenschwester und Aktivistin in der 
Frauenbewegung, war im Jahr 2006 
wegen angeblicher Mitgliedschaft in 
der PKK und Aufenthalt in einem 
PKK-Camp im Irak verhaftet worden. 
Aus dem Gefängnis heraus trat sie bei 
den Parlamentswahlen 2007 als unab¬ 
hängige Kandidatin an und gewann 
in einem Wahlkreis von Istanbul mit 
93 000 Stimmen die Mehrheit. Darauf¬ 
hin musste sie aus der Haft entlassen 
werden. 

Sie war die jüngste Abgeordnete in der 
Geschichte der Türkei. Bei den Parla¬ 
mentswahlen im Juni 2011 wurde sie 
im gleichen Wahlkreis Istanbuls wie¬ 
der gewählt. 

Frau Tuncel gehörte 2005 zu den Mit¬ 
begründerinnen der „Partei für eine 
demokratische Gesellschaft“ (DTP) 
und war Mitglied ihres Zentralkomi¬ 
tees. Die DTP trat für ein gleichberech¬ 
tigtes Zusammenleben von Türken und 
Kurden in einem demokratischen Staat, 
regionale Autonomie für die Kurden im 
Rahmen der Türkei und die Gleichbe¬ 
rechtigung der kurdischen Sprache ein. 
Nachdem die Partei teilweise aufsehen¬ 
erregende Aktivitäten sowohl in kur¬ 
disch- wie in türkischsprachigen Ge¬ 
bieten organisiert hatte, wurde sie im 
Dezember 2009 per Urteil des Verfas¬ 
sungsgerichts verboten. 

Die meisten DTP-Abgeordneten 
schlossen sich danach der 2008 gegrün¬ 
deten BDP an, die sich gleichfalls für 
die demokratischen Rechte der Kur¬ 
den in der Türkei einsetzt. Die BDP 
hat Beobachterstatus bei der Sozialis¬ 
tischen Internationale und ist assoziier¬ 
tes Mitglied der „Europäischen Sozia¬ 
listischen Partei“. 

Es war bisher nichts davon zu hören, 
dass Außenminister Westerwelle oder 
andere Stellen der deutschen Regie¬ 
rung gegen das menschenrechts- und 
demokratiewidrige politische Schand¬ 
urteil bei der türkischen Regierung in¬ 
terveniert hätten ... 


Einer in Frankreich geborenen Studen¬ 
tin kurdischer Abstimmung, die An¬ 
fang des Jahres als Austauschstudentin 
des EU-Programms „Erasmus“ in die 
Türkei gereist war und dort am 10. Mai 
von einem Kommando der türkischen 
„Anti-Terror-Polizei“ verhaftet wurde, 
droht eine langjährige Gefängnisstrafe. 
Die 20-jährige Journalistik-Studentin 
Sevil Sevimli, in der Nähe von Lyon zu 
Hause, war unter der Beschuldigung, 
für die verbotene linksextremistische 
Organisation DHKP-C („Revolutionä¬ 
re Volksfront“) tätig gewesen zu sein, 
drei Monate lang in Untersuchungs¬ 
haft gehalten worden, bevor nun am 
26. September der Prozess gegen sie 
vor einem Gericht in Bursa eröffnet 
wurde. 

Mit Prozessbeginn hob das Gericht 
zwar die U-Haft auf, aber mit der Auf¬ 
lage, dass sie die Türkei nicht verlassen 
und nicht in ihre Heimat zurückkehren 
darf. Der Staatsanwalt drohte ihr bei 
der Eröffnung des Verfahrens eine Ge¬ 
fängnisstrafe von 15-32 Jahren an. 
Dabei hatte die Beschuldigte von An¬ 
fang an immer wieder erklärt, dass sie 
nie irgendwelche Beziehungen zur 


DHKP-C gehabt hat und nur in die 
Türkei gekommen ist, um die Kultur 
ihrer Eltern kennen zu lernen. Aller¬ 
dings hatte sie wie über 300 000 weitere 
Peronen an der l.-Mai-Demonstration 
in Istanbul und an einem Konzert mit 
der als „links“ geltenden Gruppe „Yo- 
rum“ teilgenommen. 

In Frankreich erhielt eine Petition für 
ihre Freilassung inzwischen 120 000 
Unterschriften. Die bürgerliche Ta¬ 
geszeitung „Le Monde“ erschien am 
29. Juni auf der ersten Seite mit der di¬ 
rekt an den türkischen Staatschef ad¬ 
ressierten Überschrift: „Welches Ver¬ 
brechen hat Sevil Sevimli begangen, 
Monsieur Erdogan?“ Die größte fran¬ 
zösische Studentenorganisation UNEF 
veröffentlichte eine Erklärung, in der 
es hieß, es könne nicht akzeptiert wer¬ 
den, dass eine Studentin wegen eines 
Meinungsdelikts mit Gefängnis be¬ 
droht werde. 

Die UNEF appellierte an das Außen- 
und Bildungsministerium, alles für die 
Freilassung von Sevil Sevimli zu tun. Im 
Fall ihrer Verurteilung könne das fran¬ 
zösisch-türkische Austauschprogramm 
nicht fortgesetzt werden. D.G. 


„Die EU muss ihre Politik ändern!“ 

Vor dem Beginn der Friedensgespräche für Kolumbien in Oslo 


Am 8. Oktober sollen zwischen kolumbianischer Regierung und den Revoluti¬ 
onären Streitkräften (FARC) die formalen Verhandlungen über einen Friedens¬ 
schluss beginnen. Wir dokumentieren nachfolgend eine Erklärung, mit der die 2010 
gegründete und aus Mitgliedern verschiedener europäischer Staaten bestehende 
Gruppe „Europäerinnen und Europäer für den Frieden in Kolumbien“ den Dia¬ 
logprozess begleitet. 


Die Gruppe „Europäerinnen und Eu¬ 
ropäer für den Frieden in Kolumbien“ 
(ExP) begrüßt den Be¬ 
ginn von formalen Ge¬ 
sprächen zwischen der 
Regierung Kolumbi¬ 
ens und den FARC-EP. 

Wir drücken unsere to¬ 
tale Unterstützung für 
einen politischen Dia¬ 
log zur Überwindung 
des bewaffneten Kon¬ 
flikts aus, der in diesem südamerikani¬ 
schen Land schon über 50 Jahre währt. 
Wir laden dazu ein den Dialogprozess 
zu unterstützen, der bald unter dem Ti¬ 
tel „Vereinbarung zur Beendigung des 
Konflikts: Grundlagen für den Aufbau 
eines soliden und dauerhaften Frie¬ 
dens“ beginnen wird. Wir rufen die eu¬ 
ropäische Zivilgesellschaft und ihre Bür¬ 


gerinnen und Bürger auf sich für den 
Frieden in Kolumbien auszusprechen. 

Wir fordern die euro¬ 
päischen gesellschaft¬ 
lichen, politischen, 
gewerkschaftlichen, 
Menschenrechts-, So- 
lidaritäts- und Nicht¬ 
regierungsorganisa¬ 
tionen sowie Persön¬ 
lichkeiten und weitere 
Institutionen auf, mit 
technischen und humanen Anstrengun¬ 
gen diese für Kolumbien so wichtige Be¬ 
gebenheit zu unterstützen. 

Wir begrüßen die Arbeit, die während 
der letzten Jahre von der Gruppe „Ko¬ 
lumbianerinnen und Kolumbianer für 
den Frieden“ gemacht wurde, die zwei¬ 
fellos auf wichtige Art zur Lösungssuche 
für den gesellschaftlichen und bewaff¬ 



neten kolumbianischen Konflikt beige¬ 
tragen hat. 

„Europäerinnen und Europäer für den 
Frieden“ arbeitet ohne Partikulärinter¬ 
essen, denn unsere Beweggründe sind 
konstruktiv und unsere Arbeit ist auf 
die Unterstützung der Zivilbevölkerung, 
eine Priorisierung des Lebens der Ko¬ 
lumbianerinnen und Kolumbianer, den 
Respekt der Menschenrechte und auf 
eine politische, ausgehandelte Lösung 
des Konflikts gerichtet. 

Unsere Gruppe sieht den Moment für 
eine Änderung der Politik, die die EU 
in den letzten zehn Jahren zu Kolumbi¬ 
en gemacht hat, gekommen. Dabei muss 
die ausdrückliche Anerkennung der Re¬ 
gierung Kolumbiens eines bewaffneten, 
inneren Konflikts, wie ihn auch das In¬ 
ternationale Recht definiert, beachtet 
werden. 

ExP erklärt seine Bereitschaft entspre¬ 
chenden Aufrufen der beiden Seiten, 
der Garanten- und Unterstützerstaa¬ 
ten nachzukommen, ihre Anstrengun¬ 
gen und Hilfe beizutragen, damit die¬ 
ser Prozess zu einem glücklichen Ende 
kommt. 


Sogar Michel, der Dorfdepp, hat mitt¬ 
lerweile geschnallt, dass die Agen¬ 
turberichte über Syrien zumeist üble 
Kriegshetze sind. Die deutsche Bürger¬ 
mehrheit begreift seit geraumer Zeit, 
dass es sich bei dem in Syrien marodie¬ 
renden Gelichter um Verbrecher han¬ 
delt, die erst von unserem Nachrichten¬ 
kartell kommerzieller Agenturbetriebe 
(dpa, dapd & Co.) zu Revolutionären 
und Freiheitskämpfern geadelt werden. 
Mehrheitlich sind sie einheimisch, je¬ 
doch vom Ausland bezahlt und bewaff¬ 
net. Den großen Rest der mörderischen 
Banden stellen die jenseits der Gren¬ 
zen angeworbenen Söldner, und alle¬ 
samt werden geschult, programmiert, 
angeleitet, befehligt von gewissenlosen 
US- beziehungsweise NATO-Spezialis- 
ten, vulgo: westlichen Militärberatern. 
Es ist grotesk, diese „Syrer“ als Auf¬ 
ständische, hilfsweise als Rebellen zu 
etikettieren oder mit dem absichtsvoll 
verallgemeinernden Ausdruck Oppo¬ 
sitionelle oder gar der albernen Wort¬ 
schöpfung Aktivist - Steigerungsform: 
Menschenrechtsaktivist - zu benen¬ 
nen. Es zeigt sich, wie unbefriedigend 
die Redakteure ihre Dienstleistungs¬ 
pflicht als Giftmischer der westlichen 
Wertegemeinschaft erfüllen: alles zu 
abgelutscht, zu primitiv, zu offensicht¬ 
lich verlogen. Schießwütige Paramili¬ 
tärs als „Freie Syrische Armee“ auszu¬ 
geben und ihre zivilen Hintermänner 
mit nach Demokratie und Anstand 
duftenden Funktionsbezeichnungen 
wie „Syrischer Nationalrat“ auszustat¬ 
ten, erzeugt in Deutschland keine neu¬ 
en Sympathisanten mehr und macht 
keine Kriegslaune. Gar deutlich merkt 
der Michel, dass immer mehr Politiker- 
Neusprech in die Nachrichtensendun¬ 
gen schwappt. 

Inzwischen spricht sich sogar her¬ 
um, was es mit der „Syrischen Beob¬ 
achtungsstelle für Menschenrechte“ 
(Sitz: London) auf sich hat: So nennen 
Agenturtexter das halbe Dutzend Ge¬ 
schäftsleute, die ihren Lebensunterhalt 
mit syrienfeindlicher Agitprop verdie¬ 
nen und ihr Geld sowie ihre „Informa¬ 
tionen“ von den US-Geheimdiensten 
bekommen. Für das Imperium lohnt 
sich der kleine Aufwand. Seine Eliten 
in den USA wie in Deutschland wis¬ 
sen nur zu genau, dass der Krieg um 
die uneingeschränkte Herrschaft über 
den Nahen und Mittleren Osten im 
Kern auf mentaler Ebene entschie¬ 
den wird, auch wenn vor Ort weiterhin 
physisch gebombt, geblutet, gemordet, 


verstümmelt und vergewaltigt wird. 
Selbstverständlich tobt auch bei uns 
dieser Kampf um die Köpfe, weshalb 
unser journalistisches Hauspersonal 
zum Thema Syrien übermäßig häufig 
die ölige Abfüllung Chateau Merkel- 
Westerwelle-Steinmeier-Trittin ser¬ 
viert, um ausreichend Besoffenheit si¬ 
cherzustellen. 

Damit es nicht noch länger dauert, bis 
sogar die Nachrichtenvermelder von 
ARD-Tages schau und ZDF-heute den 
desinformatorischen Nachbesserungs¬ 
bedarf in den Formulierungen der 
dpa-, dpad-, AP-, Reuters- und AFP- 
Meldungen bemerken, weise ich spe¬ 
ziell sie hier nachdrücklich darauf hin: 
Ihre gar offenkundig einseitige und 
formal ausgelatschte Syrienbericht¬ 
erstattung ermüdet. Nee, werte Kol¬ 
legen, Sie kommen nicht länger dar¬ 
um herum, auch mal ein paar eigene 
Kreationen zu liefern. Immer nur den 
Agenturstuss abzukupfern langt nicht. 
Wenigstens formal sollte sich Ihr An¬ 
gebot von dem in Bild und auf Spiegel 
online wieder unterscheiden. Als Be¬ 
satzungen der „Flaggschiffe“ (sic!) des 
deutschen Nachrichtenwesens haben 
Sie schließlich gerade auf dem Spezial¬ 
gebiet Kriegstreiberei einen Führungs¬ 
auftrag. Wäre das nicht so, dann könn¬ 
ten die Fernsehanstalten Öffentlichen 
Rechts ihre Nachrichtenredaktionen ja 
gleich zu dpa auslagern („outsourcen“). 
Kleine Hilfestellung: Die Insurgenten 
in Syrien, also das mörderische Dreck¬ 
spack, werden von Saudi-Arabien und 
dem Emirat Katar finanziert. Die Be¬ 
waffnung stammt ebenfalls von dort so¬ 
wie aus einigen NATO-Staaten - und 
aus Israel. Das US-Imperium und sei¬ 
ne Vasallen haben die sunnitisch-ara¬ 
bischen Länder als Partner im Kampf 
gegen den schiitischen Iran und dessen 
mittelöstliches Vormachtstreben ent¬ 
deckt. Redaktionen, die gelegentlich 
wieder übern Tellerrand gucken, stellen 
sich bereits drauf ein und differenzie¬ 
ren in ihrer nur generell noch islamo- 
phoben Berichterstattung. Stilbildend 
für den TV-Qualitäts-Nachrichten- 
Journalismus ist das aber noch nicht. 
Seine Redaktions-Aktivisten haben 
im Akkord Agenturtextsteine zu ver¬ 
bauen, da bleibt keine Zeit für selbst¬ 
ständiges Denken. 

Volker Bräutigam 

Unser Autor schreibt regelmäßig für 
die Zeitschrift „Ossietzky“ 


Blick über die Grenzen 

KPen wollen sich mehr vernetzen 


An der 10. Internationalen Konferenz der 
kommunistischen und Linksparteien im 
idyllisch in der böhmischen Schweiz ge¬ 
legenen Decin an der Elbe nahmen auf 
Einladung der KP Böhmen und Mähren 
mehr als 25 Vertreter teil, unter ihnen zahl¬ 
reiche Abgeordnete und Bürgermeister so¬ 
wie erstmalig auch zwei Vertreter der DKP. 
Ob im Norden oder Süden, östlich oder 
westlich des großen Flusses durchs Elb- 
sandsteingebirge - die Probleme im Ka¬ 
pitalismus ähneln sich und müssen ge¬ 
meinschaftlich angepackt werden: Die 
Finanznot der Gemeinden und Städte 
bei gleichzeitigem Abbau demokratischer 
Rechte; Probleme in den Schulen wegen 
des Personal- und Geldmangels; andau¬ 
ernde, meist erfolgreiche Versuche der 
Privatisierung etc. Sich darauf einzustel¬ 
len und wirksam dagegenzuhalten fällt 
keiner der in Decin anwesenden KPen 
leicht, wie sich zeigte - in der BRD bzw. 
im Westen aus teilweise anderen Gründen 
als im Osten. 

Dort kommen noch diverse „Altlasten“ 
hinzu. Eine besonders heikle stellt in der 
CSR zur Zeit die Forderung nach Restitu¬ 
tion der katholischen Kirche (zu 93 Pro¬ 
zent) und anderer Kirchen dar. Deren mas¬ 
siv vorgetragene Ansprüche auf Rückgabe 
nicht nur von Kirchen und anderen Ge¬ 
bäuden, sondern auch ausgedehnter Län¬ 
dereien rufen beträchtliche Unruhe in der 
Bevölkerung hervor. 

Dass die lokalen und überregionalen Um¬ 
triebe von Neofaschisten in fast jedem Bei¬ 
trag zur Sprache kamen, so auch von einer 


kleinen Gruppe der Linkspartei aus dem 
nahe gelegenen Pirna, konnte niemanden 
überraschen. Seit Längerem sind die Fa- 
schos bekanntlich international vernetzt: 
Tschechische Nazis von der DSSS schwin¬ 
gen in Mainleus beim „Frankentag“ mar¬ 
kige Reden, während beim nächsten Auf¬ 
marsch in Prag das tiefbraune „Freie Netz 
Süd“ mit am Mikro steht. Insbesondere 
in der slowakischen Republik schüren sie 
auch nach Kräften rassistische Tendenzen 
im Umgang mit Sinti und Roma. 

Viele Reden drehten sich um aktuelle oder 
kommende Wahlen auf den verschiedenen 
Ebenen. Im Unterschied dazu berichtete 
Eva Petermann, Mitglied des Parteivor¬ 
stands der DKP, vor allem von den zahlrei¬ 
chen außerparlamentarischen Aktionen in 
der BRD. Als weitere Arbeitsschwerpunkte 
nannte sie die Stärkung eigener Medien, 
in erster Linie der UZ, die Vorbereitungen 
des Parteitags im März und die Diskussio¬ 
nen bzw. Kontroversen um den Leitantrag. 
Als konkrete Themen für die Zusammen¬ 
arbeit zwischen den KPen schlug sie - ne¬ 
ben gemeinsamen Schritten gegen das be¬ 
reits erwähnte Cross-border-Nazi-Unwe- 
sen - den höchst umstrittenen Ausbau des 
tschechischen AKWs in Temelin, das auch 
nach Oberfranken ausstrahlt, sowie den in 
Böhmen geplanten Raketenabwehrschirm 
der NATO vor. 

Dass die Kommunisten aus Böhmen und 
Mähren zum Ostermarsch in Ansbach 
kommen, ist in Nordbayern bereits be¬ 
währte Tradition. Eva Petermann 
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Kolumne von Werner Sorbok 


Die Energiekonzerne 
zocken ab 


Der Griff der Konzerne in die Ta¬ 
schen der arbeitenden Bevölkerung 
ist rekordverdächtig. Die Kosten für 
die Wohnung und für den täglichen 
Weg zur Arbeit spielen dabei eine 
wesentliche Rolle, auch deswegen, 
weil diese Kosten in der Regel un¬ 
vermeidbar sind. 

So erhöht die Deutsche Bahn die 
Preise mit dem Fahrplanwechsel am 
11. Dezember im Fernverkehr um 3,9 
und im Regionalverkehr um 2,7 Pro¬ 
zent. Im Einzelfall können die Preis¬ 
erhöhungen auch deutlich stärker 
ausfallen In diesem Jahr will die Bahn 
übrigens beim Gewinn die Marke von 
zwei Milliarden Euro übertreffen. 
Ein Umstieg auf den PKW ist weder 
ökologisch noch verkehrstechnisch 
sinnvoll. Zudem rechnet er sich auch 
nicht. Im September 2012 waren die 
Benzinpreise mit einem vom ADAC 
ermittelten Durchschnittspreis von 
1,67 Euro pro Liter Super E10 so 
hoch wie noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik. 

Hingegen fuhr das internationale Öl¬ 
kartell im vergangenem Jahr Gewin¬ 
ne ein wie nie zuvor. Spitzenreiter 
war der US-Konzern ExxonMobil, 
der Betreiber der Esso-Tankstellen, 
mit einem Gewinn von unterm Strich 
41,1 Milliarden Dollar. Weiter in der 
Liste: Die russische Gazprom (31,7 
Milliarden Dollar), die britisch-nie¬ 
derländische Royal Dutch Shell (30,9 
Milliarden), die US-amerikanische 
Chevron (26,9 Milliarden Dollar) so¬ 
wie die britische BP (25,7 Milliarden 
Dollar). Allein die vier größten Ener¬ 


gie-Multis sahnten bei ihren Kunden 
rund 150 Milliarden Dollar ab. Diese 
Zahlen werden in diesem Jahr noch 
getoppt - auf unsere Kosten. 

Für die Privatverbraucher bahnt sich 
im Jahr 2013 eine neue Teuerungs¬ 
welle für Strom an. Nach einer Stu¬ 
die des Forums „Ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft“ kommen auf einen 
Vier-Personen-Haushalt Mehrkosten 
von jährlich 57 Euro zu, die allein die 
Strompreis-Entlastungen der Indus¬ 
trie abdecken werden. In der Studie 
wird festgestellt, dass Privathaushal¬ 
te und Firmen ohne Befreiungen 5,6 
Milliarden Euro zahlen müssen, die 
ansonsten von den bevorteilten Fir¬ 
men aufzubringen wären. „Immer 
mehr Firmen lassen sich unter ande¬ 
rem von der sogenannten EEG-Um- 
lage befreien, mit der die Bundes¬ 
regierung den Ausbau von Sonnen-, 
Wind und Bioenergie fördert. Wäh¬ 
rend in diesem Jahr 813 Firmen kei¬ 
ne EEG-Umlage bezahlen, werden 
es 2013 bereits mehr als 2 000 Un¬ 
ternehmen sein“, vermerkte dazu die 
Süddeutsche Zeitung am 2. Oktober. 
Auch weitere Privilegien für die Kon¬ 
zerne müssen von den Privatverbrau¬ 
chern finanziert werden. Aber auch 
Golfplatzbetreiber reihen sich in die 
Profiteure ein. 

„Eigentum verpflichtet“, heißt es 
im Grundgesetz der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland. Das ist durchaus 
kompatibel mit der DKP-Forderung: 
„Energiekonzerne vergesellschaf¬ 
ten!“ 


DKP Positionen und Forderungen zur 
Klima- und Umweltpolitik in Europa 

Die DKP sieht die Ursache sowohl für die Finanz- und Wirtschafts¬ 
krise wie für die Klima- und Umweltkrise in der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung, deshalb liegt auch die Lösung letztlich in der 
Überwindung dieser kapitalistischen Ordnung. 

... Ein konsequenter alternativer Weg muss beschritten werden, 
dazu gehört in erster Linie Energieeinsparung, dann vielfältige re¬ 
generative Energieerzeugung u.a. durch Solar-, Windenergie, Erd¬ 
wärme, Ausnutzung der Gezeiten und der Wasserkraft. 

Um dies zu erreichen, müssen die Energie-Konzerne in öffentliches 
Eigentum unter demokratischer Kontrolle überführt werden. 


Wem nützt die „Reform des 
UNO-Sicherheitsrats"? 


Heutzutage reden viele Leute über 
Dinge, von denen sie nichts verste¬ 
hen. Vor der Vollversammlung der 
UNO war vor allem die Empörung 
über „die Verantwortlichen für die 
erschreckende Gewalt, die Kriegsver¬ 
brechen, die schweren Verletzungen 
der Menschenrechte und die Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit in Sy¬ 
rien“ interessant - und das alles, ohne 
diese Verantwortlichen zu benennen, 
obwohl den Rednern bekannt sein 
dürfte, welche Verbrechen die vom 
Westen unterstützten bewaffneten 
Gruppierungen in Syrien tagtäglich 
begehen. 

Die staatstragenden Medien zitier- 
ten daneben gerne die Forderungen 

nach einer „Reform des Sicherheits¬ 
rates“. Was hat es damit auf sich? Wer 
braucht eigentlich eine solche „Re¬ 
form“, für die sich in den letzten Jah¬ 
ren vor allem deutsche Politiker und 
Diplomaten eingesetzt haben? 

Die Organisation der Vereinten Na¬ 
tionen ist das wichtigste Ergebnis 
der internationalen Zusammenarbeit 
nach dem Sieg der Sowjetunion und 
ihrer Verbündeten im Zweiten Welt¬ 
krieg. Das drückt sich vor allem in der 
Zusammensetzung des Sicherheitsra¬ 
tes aus, in dem die fünf Mächte, die 
den größten Anteil am Sieg über den 


Faschismus hatten - nämlich die So¬ 
wjetunion, die USA, Großbritannien, 
Frankreich und China - einen perma¬ 
nenten Sitz und ein Vetorecht erhiel¬ 
ten. Das Vetorecht bedeutet, dass die¬ 
se Staaten bei jedem Beschlussent¬ 
wurf Einspruch erheben können. Die 
heutigen Forderungen nach einer 
„Reform des Sicherheitsrates“ haben 
in erster Linie das Ziel, dieses Veto¬ 
recht abzuschaffen und damit dem 
Westen eine Möglichkeit des unge¬ 
hinderten Schaltens und Waltens zu 
verschaffen. Wohin das führt, wurde 
im Fall Libyen deutlich, als Russland 
und China auf ihr Vetorecht verzich¬ 
teten und damit einer offenen Inva- 
sion des Westens in dem erdölreichen 

Land Tür und Tor öffnen halfen. 
Eine Änderung der bisherigen Struk¬ 
turen und Regeln dient ausschließlich 
jenen Kräften, die daran interessiert 
sind, bei ihrem Streben nach unein¬ 
geschränkter Ausdehnung der Macht 
des Kapitals auch noch die letzten 
Barrieren aus dem Weg zu räumen. 
Darüber hinaus erstrebt vor allem 
die deutsche Politik einen ständigen 
Sitz im Sicherheitsrat und hat andere 
Staaten (wie Japan, Indien oder Bra¬ 
silien) überredet, diese Linie zu un¬ 
terstützen. 

Uli Brockmeyer 
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Zeige mir deine Idole - und ich sage dir, wer du bist. 


Exempel gegen eine Kommunistin 

Landtag Niedersachsen hebt Christel Wegners Immunität auf 


UZ: Deine Immunität als Landtags¬ 
abgeordnete ist aufgehoben wor¬ 
den - ein Skandal. Kannst Du uns 
kurz schildern wie es dazu kam? 

Christel Wegner: Im Jahr 2010 habe 
ich - wie viele andere Menschen 
auch - den Aufruf „Castor? Schot¬ 
tern!“ unterschrieben. Darin sah die 
Staatsanwaltschaft die Aufforde¬ 
rung zu einer Straftat und es wur¬ 
de mir angeboten, gegen die Zah¬ 
lung von 500 Euro an „Kinder von 
Tschernobyl“ die Sache nicht wei¬ 
ter zu verfolgen, andernfalls wür¬ 
de beim Landtagspräsidenten die Auf¬ 
hebung meiner Immunität beantragt 
werden. Weil ich mich nicht freikaufen 
wollte und zu meiner Unterschrift ste¬ 
he, kam es dann ja genau so. 


UZ: Der Aufhebung Deiner Immunität 
haben CDU, FDP, SPD und die Grü¬ 
nen. Die Fraktion der Linken hat da¬ 
gegen gestimmt. Es soll auch zwei Ent¬ 
haltungen gegeben haben. Wie bewertest 
Du das jeweilige Abstimmungsverhal¬ 
ten? Das Verhalten der Grünen ist doch 
unglaublich, oder? 

Christel Wegner: B 90/Grüne haben 
doch schon viel unglaublicheren Din¬ 
gen zugestimmt, wie wir wissen. Sie 
haben in Niedersachsen zwischen 
1990 und 1994 mitregiert und auch da¬ 
mals nicht dafür gesorgt, dass die Ato¬ 
mendlager-Erkundungen in Gorleben 
endgültig gestoppt und die Vorfälle 
rund um die Asse aufgeklärt wurden. 
Sie haben unter Rot-Grün im Bund 
die Hartz-Gesetze eingeführt und den 
Krieg gegen Serbien geführt - was soll 
man von denen schon erwarten? Un¬ 
glaublich finde ich, dass ihre Mitglie¬ 
der und Wählerinnen das alles so hin¬ 
nehmen. Ich vermute, sie wollten mit 
ihrem Abstimmungsverhalten einer 
zukünftigen Rot-Grünen Landesre¬ 
gierung „grünes Licht“ geben und sa¬ 
gen: „Liebe SPD, nehmt uns als Partner, 
wir sind verlässlich und tragen Euren 
Schlingerkurs in der Atomdebatte mit, 
selbst wenn dafür das Recht gebrochen 
werden muss“. 

Dass die Regierungsparteien CDU 
und FDP für die Aufhebung gestimmt 
haben war absehbar. Dass die SPD 
da auch mitgemacht hat, soll sie ihren 
Wähler/innen erklären. Vielleicht dach¬ 
ten die Sozialdemokratinnen und So¬ 
zialdemokraten auch, sie müssten eine 
Große Koalition nach der Landtags¬ 
wahl vorbereiten und der CDU signa¬ 
lisieren, dass auch die SPD zur Kom¬ 
munistenhatz bereitsteht. 

Die Partei „Die Linke“ war konsequent 
gegen die Aufhebung der Immuni¬ 
tät. Einige ihrer Mandatsträgerinnen 
im Bund und in anderen Bundeslän¬ 
dern hatten ebenfalls den Aufruf zum 
„Schottern“ unterschrieben. 

Die Enthaltungen werte ich schon mal 
als positiv. Angeblich gibt es ja kei¬ 
nen Fraktionszwang, der oder die Ab¬ 
geordneten hätten aber auch zur Ab¬ 
stimmung einfach nicht im Saal sein 



Christel Wegner (DKP), fraktionslose Abgeord¬ 
nete im Landtag von Niedersachsen. 


müssen. Aber sie haben sich vermut¬ 
lich enthalten, weil es ihnen wohl klar 
war, dass ich nicht einfach vorsätzlich 
bei Rot über eine Ampel gelaufen bin, 
sondern mein Recht auf Zivilen Unge¬ 
horsam ausgeübt habe. 

UZ: Den Aufruf haben auch viele ande¬ 
re unterschrieben. Wie ergeht es denen? 

Christel Wegner: Diejenigen, die sich 
nicht dem Ablasshandel unterworfen 
haben, landen allesamt vor dem Amts¬ 
gericht Lüneburg. Ich habe zwei Pro¬ 
zesse persönlich verfolgt und das Er¬ 
gebnis der ersten Verhandlung aus den 
Medien erfahren. Alle Beschuldigten 
wurden zu Geldstrafen verurteilt. Mein 
Fazit: Vor diesem Gericht kann man sa¬ 
gen, tun oder unterlassen, was man will. 
Die letztendlich erfolgende Verurtei¬ 
lung stellt für mich eine erstklassige 
Übereinstimmung mit der Politik der 
Atomlobby dar. 

UZ: Was ist von Seiten der Staatsanwalt¬ 
schaft jetzt zu erwarten? Wie wirst Du 
dich wehren? Gibt es Solidarität? 

Christel Wegner: Jetzt erwarte ich erst 
einmal den Strafbefehl der Justiz, ge¬ 
gen den natürlich Widerspruch einge¬ 
legt wird. Und danach erwarte ich die 
Vorladung vor das Gericht. 

Wehren kann man sich ja nicht wirk¬ 
lich. Natürlich werde ich dem Gericht 
meine Auffassung über die gesund¬ 
heitsgefährdende, gefährliche und 
menschenverachtende Atompolitik 
vortragen können und das wird sicher¬ 
lich auch brav angehört. Es ändert aber 
nichts am Urteil. 

Ja, Solidaritätsbeweise habe ich viel¬ 
fach erhalten und bin dafür auch sehr 
dankbar. Oft reicht schon ein kurzer 


Repression und Einschüchterung: Die 
Widerstandsaktionen gegen die Castor 
rtransporte werden kriminalisiert. 


Satz oder ein Anruf um zu zeigen: 
Wir stärken Dir den Rücken. Eine 
Genossin hat einen Leserbrief für 
die lokale Presse geschrieben, weil 
in der Meldung meiner Immuni¬ 
tätsaufhebung nicht erwähnt wur¬ 
de, dass auch die Grünen dafür ge¬ 
stimmt haben. Abgedruckt wurde er 
noch nicht. 

UZ: Du bist Anti-Atom-Aktivistin 
und Kommunistin. Wie bewertest Du 
den Fall politisch? 

Christel Wegner: Menschen sollen 
eingeschüchtert und mundtot gemacht 
werden, um die Regierung in ihrer Lob¬ 
byarbeit für die Atomkonzerne nicht zu 
stören. Unsere Sorgen hinsichtlich des 
Umgangs mit dieser nicht beherrschba¬ 
ren Technologie und ihrer Abfälle will 
man einfach nicht mehr hören. 

Dass die Staatsanwaltschaft dieses Ver¬ 
fahren gegen mich nun eröffnen will, 
obwohl sie nur noch bis zum Februar 
hätte warten müssen, bis die Wahlpe¬ 
riode beendet und ich keine Abgeord¬ 
nete mehr bin, zeigt, dass sie offenbar 
ein Exempel gegen eine Kommunistin 
statuieren wollen. 


UZ: Die Aufhebung der Immunität von 
kommunistischen Abgeordneten hat in 
diesem Lande eine finstere Tradition. 
Immer ging damit nicht nur ein Stück 
Demokratie verloren. Wie steht es damit 
in Deinem Fall? 

Christel Wegner: Natürlich geht ein 
Stück Demokratie verloren, sofern 
man sie gerade in Atomfragen erwar¬ 
tet hat. Im Wendland sind die Leute 
seit Jahrzehnten von Überwachungen, 
Repressionen, Einschüchterungen und 
Kriminalisierungen betroffen - damit 
wurde die Demokratie schon lange ein¬ 
geschränkt. Bei den Atomtransporten 
nach Gorleben gibt es ebenfalls regel¬ 
mäßig Einschränkungen des Demons¬ 
trationsrechtes und in der Asse konnte 
die Atomindustrie ihre Abfälle illegal 
entsorgen, ohne dass diese „Demokra¬ 
tie“ die kriminellen Machenschaften 
verhindert hätte. Von oben können wir 
die Einhaltung demokratischer Rechte 
zwar einfordern, aber nicht erwarten. 
Dafür müssten wir schon selber sorgen. 


Die Fragen stellte Adi Reiher. 



Karrikatur: Bernd Bücking 


























































Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 




Frankfurt am Main: 
Hand in Hand und 
Schritt für Schritt 

... Das ist unser Weg, den wir gemein¬ 
sam gehen werden. 

Und auch auf der Demonstration in 
Frankfurt am Main sah man, wie die ver¬ 
schiedenen antikapitalistischen Kräf¬ 
te weiter zusammenwachsen. Diesmal 
waren deutlich mehr Gewerkschafts¬ 
fahnen zu sehen, aber auch Attac und 
Occupy, wir von der DKP, die SDAJ, so¬ 
wie eine Vielzahl von Menschen aus der 
Partei „Die Linke“, die Friedensbewe¬ 
gung und die katholischen Arbeitneh¬ 
merinnen waren dabei. 

Eine kleine Gruppe mit Clowns imitier¬ 
te die am Wegesrand martialisch auf¬ 
gestellte Polizei (was die noch lächer¬ 
licher als sonst erscheinen ließ) und 
Occupy-Aktivisten erklommen immer 
die höchsten Aussichtspunkte, ob Müll¬ 
container oder Straßenlampen, um ihre 
originellen Plakate vor den heranströ¬ 
menden Demonstrationszug zu halten. 
„Brecht den Nationalstolz, planetares 
Bewusstsein entwickeln, in Liebe, Oc¬ 
cupy“, „Geld ist da!“, „Eure Gier kotzt 
mich an!“, „Halt‘s Maul,Troika!“, „Ka¬ 
pitalismus reparieren? Wir sind zu Hö¬ 
herem befähigt!“. 

Wie wahr! 

Auf dem Demozug traf ich eine Frau, 
die auf eine Gruppe von Bankangestell¬ 
ten wartete, die zum ersten Mal dabei 
waren. Auf meine Frage, wie das zustan¬ 
de gekommen sei, antwortete sie mir, es 
ständen jetzt vor Weihnachten Kürzun¬ 
gen und Entlassungen an und da rege 
sich zum ersten Mal etwas bei den Kol¬ 
leginnen. 

So weit waren wir vor zwei Jahren, als 
wir das zu initiieren versuchten, jeden¬ 
falls noch nicht und jetzt ... 

Die Reden und die Plakate waren sehr 
klar gegen die Verantwortlichen der ka¬ 
pitalistischen Krise bzw. gegen das Sys¬ 
tem selber gerichtet. Fair - dieses Wort 
ist eine Forderung, keine Eigenschaft, 
die auch nur irgendwer diesem Sys¬ 
tem zugesprochen hätte. Und welcher 
Mensch möchte gerne unfair behandelt 
werden? Wer ungerecht? Genauso weiß 
jeder, dass es Varianten des Kapitalis¬ 
mus gibt, in denen soziale Errungen¬ 
schaften noch bestehen (allesamt na¬ 
türlich erkämpft) und solche, in denen 
sie fast oder gänzlich abgeschafft sind. 
Wo können wir besser kämpfen? 
Genau! Daher ist jeder Schritt, der eine 
dieser Errungenschaften erhalten oder 


zurückerobern hilft, ein richtiger und 
wichtiger Schritt und er verbessert - 
das wusste schon Lenin - die Kampf¬ 
bedingungen der fortschrittlichen Men¬ 
schen. Forderungen nach Gerechtigkeit 
sind absolut nicht gleichzusetzen mit 
der Meinung, das System als solches 
könne gerecht oder fair sein! 

Die Umverteilung durch z.B. Besteu¬ 
erung von Reichen und Superreichen, 
ein Schuldenschnitt, die Abschaffung 
von Hartz IV und Leiharbeit, und auch 
Enteignungsforderungen von Konzer¬ 
nen und Banken - dies zu fordern, wie 
heute auf den mitgetragenen Transpa¬ 
renten, und dafür aktiv zu werden, das 
sind bereits Formen des Klassenkamp¬ 
fes, auch wenn die Akteure sich nicht 
immer darüber bewusst sind, und sie 
verdienen die Solidarität und Achtung 
der Mitstreiter. 

Auf der bunten Zwischenkundgebung 
sprach u.a. ein katalonischer Kollege 
(der sich den denkwürdigen Verspre¬ 
cher „Kaputal“ leistete) von den Aus¬ 
wirkungen des Spardiktates in Spa¬ 
nien und wer hier den Menschen das 
bisschen Leben stielt. Wie die Medien, 
hier wie in Spanien, die Welt auf den 
Kopf stellen - und wir sie wieder auf 
die Füße. 

Aber bei uns und unseren Freunden in 
Spanien (und anderswo) ergeben sich 
die Erfolge und der Durchbruch, für 
den wir kämpfen, auch nicht urplötz¬ 
lich, wie eine Art Revolutionsdonner¬ 
wetter über Nacht, sondern erst nach 
einer Entwicklung, die zuerst in den 
Köpfen der Menschen stattfindet - und 
dann im gemeinsamen Handeln: Hand 
in Hand und Schritt für Schritt. 

Bettina Mandellaub 

Hamburg: Die 
Geldsäcke umfairteilen! 

Insgesamt 40 000 Menschen sind am 
28. September in diesem Land mit un¬ 
terschiedlichen Aktionsformen auf die 
Straße gegangen und haben der Forde¬ 
rung „Umfairteilen - Reichtum besteu¬ 
ern!“ Nachdruck verliehen. Die Zahl 
der Demonstrantlnnen ist sicher aus¬ 
baufähig. Trotzdem können wir feststel¬ 
len, dass neben den zentral angestreb¬ 
ten Aktionsorten eine ganze Reihe 
weiterer Aktivitäten in vielen anderen 
Städten und Orten zusätzlich durch¬ 
geführt wurden. In Hamburg fand mit 
7 000 Teilnehmerinnen eine der größ¬ 
ten Demonstrationen statt. Nach einer 
Auftaktkundgebung wurden das Rat¬ 


haus und die in Nachbarschaft befindli¬ 
che Börse mit einer Menschenkette um¬ 
zingelt. Dieser Herausforderung stell¬ 
ten sich auch die Genossinnen der DKP 
Hamburg, die das Hamburger Bündnis 
unterstützt - übrigens wohl der einzige 
Landes-/Bezirksverband, der sich auch 
in dieser Form an der Vorbereitung und 
Planung in einer der Kernstädte der 
Aktionen einbrachte. Der gemeinsam 
mit Genossinnen aus Schleswig-Hol¬ 
stein gestaltete Abschnitt wurde als der 
bestorganisierte von der Bühne gewür¬ 
digt. Die DKP trat mit Transparenten, 
Fahnen, einem Infostand, der Vertei¬ 
lung der UZ-Extra und einem Flugblatt 
zu den Hamburger Forderungen und 
der Aufforderung „Her mit den Milli¬ 
arden“ auf und fand Zustimmung. Aus 
der Börse heraus kamen Geldsäcke, die 
über die Menschenkette ihren Weg zum 
Eingang des Rathauses fanden. Den 
Abschluss bildete eine Kundgebung, 
auf der Rednerlnnen von Gewerkschaft 
und Bündnisvertreterinnen noch ein¬ 
mal ihre Forderungen darstellten, auf 
der auch Hamburger Künstlerinnen in 
der Sprache der Kultur ein Umverteilen 
forderten. Als Abschlussredner dieses 
Tages gehörte die Bühne dem Genos¬ 
sen Alexis Tsipras, dem Fraktionsvor¬ 
sitzenden des Wahlbündnisses Syriza im 
Parlament in Griechenland. Neben der 
Darstellung der Situation in Griechen¬ 
land, machte er deutlich, dass von de¬ 
nen von uns abgezockten Gelder durch 
die Maßnahmen der Regierungen der 
Eurozone, kein Geld bei den Menschen 
in Griechenland ankommt, sondern nur 
weiter die Banken und Finanzmärkte 
davon profitieren, der Kapitalismus u.a. 
damit saniert und am Leben erhalten 
wird. Er warb für ein stärkeres gemein¬ 
sames Vorgehen der Bevölkerungen 
Europas gegen den Fiskalpakt und die 
EU und erklärte, dass Europa sozial 
und demokratisch werden muss. 

Es gab viel Zustimmung zur Rede Tsi¬ 
pras. Viele haben erkannt, dass wir nur 
erfolgreich sein werden, wenn wir ge¬ 
meinsamen Widerstand entwickeln. 
Dazu gehört die Zusammenarbeit in 
sozialen Bündnissen, in den Gewerk¬ 
schaften und in den Betrieben weiter 
zu entwickeln. Dazu gehört die Diskus¬ 
sion mit Kolleginnen und die Aufforde¬ 
rung und Ermutigung zu tätiger Unter¬ 
stützung. Machen wir in den Debatten 
unsere Positionen deutlich. Nutzen wir 
diesen Aktionstag als Ausgangspunkt 
für weitere Aktivitäten, im Interesse 
der Mehrheit der Menschen. 

Bettina Jürgensen 
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Die Kuba-Krise im Oktober 1962 

Vorgeschichte, Ablauf und Folgen einer US-amerikanischen Aggression (Teil 1) Von Reiner Zilkenat 



• • 

ber die Kuba-Krise vor sechzig Jahren 
scheint alles gesagt worden zu sein. Bür¬ 
gerliche Medien und Historiker haben seit 
Jahrzehnten folgende Anschauungen verbreitet, 
die auch Eingang in die Schulbücher gefunden 
haben: 

Die Stationierung von sowjetischen Raketen auf 
der Karibikinsel im Jahre 1962 sei eine Provoka¬ 
tion des damaligen 1. Sekretärs des ZK der KPd¬ 
SU und sowjetischen Ministerpräsidenten, Nikita 
Chruschtschow, gegenüber den USA gewesen. Er 
habe den Ausbruch eines Nuklearkrieges bewusst 
einkalkuliert. Nur dem besonnenen Handeln des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten, John F. 
Kennedy, hätten wir es zu verdanken, dass die¬ 
se gefährlichste Krise des Kalten Krieges been¬ 
det werden konnte, ohne dass es zu einem ato¬ 
maren Schlagabtausch kam. Durch das Verhalten 
der sowjetischen Führung vor sechzig Jahren sei 
der Nachweis erbracht worden, dass ihre Beteue¬ 
rungen, eine Politik der friedlichen Koexistenz zu 
verfolgen und alles für die Aufrechterhaltung des 
Friedens zu unternehmen, lediglich Phrasen zur 
Täuschung der Weltöffentlichkeit gewesen seien. 
Soweit die gängige Lesart. 

Auffällig ist, dass die Darstellung der Kubakrise 
meistens auf die Zeitspanne der dreizehn Tage re¬ 
duziert wird, die von der Entdeckung sowjetischer 
Raketenstellungen auf Kuba bis zur Vereinbarung 
zwischen den USA und der UdSSR reichte, die¬ 
se Waffensysteme zurückzuziehen. Damit soll die 
Krise „aus sich selbst heraus“ erklärt und der Ver¬ 
such unternommen werden, ihre außerordentlich 
komplexe Vorgeschichte für den heutigen Be¬ 
trachter auszublenden. Vor allem soll die Außen- 
und Militärpolitik der USA in den Jahren 1961/62 
unberücksichtigt bleiben. Bei dieser Verfahrens¬ 
weise sind die Rollen klar verteilt: Chruschtschow 
und Castro sind die Schurken, die einen Atom¬ 
krieg leichtfertig riskiert haben. John F. Kennedy 
und sein Bruder und engster Vertrauter, Justizmi¬ 
nister Robert Kennedy, gelten als die Verteidiger 
des Weltfriedens, die der UdSSR entschlossen Pa¬ 
roli geboten hätten. 

Bevor wir uns mit diesen Mythen um die Politik 
der USA und insbesondere der Kennedys im Ok¬ 
tober 1962 auseinandersetzen, ist es unbedingt nö¬ 
tig, sich der komplizierten Vorgeschichte der „Ra¬ 
ketenkrise“ zu widmen. 

Die USA und Kuba 

Zunächst ist es hilfreich, einen Blick in die Ge¬ 
schichte zu werfen. Die Vereinigten Staaten hatten 
im Pariser Friedens vertrag vom Dezember 1898, 
der den amerikanisch-spanischen Krieg beende¬ 
te, die Philippinen, Puerto Rico, Guam und Kuba 
aus der Konkursmasse des spanischen Weltreiches 
zuerkannt bekommen. Die Karibikinsel erhielt 
formell ihre Unabhängigkeit, in Wahrheit wurde 
Kuba bis zur Revolution von 1959 ein Spielball 
der USA. Sie hatten sich auf unabsehbare Zeit 
das Recht angemaßt, militärisch intervenieren zu 
dürfen, wenn dies ihrer Meinung nach die impe¬ 
rialistischen Interessen der Vereinigten Staaten 
rechtfertigen würden. Entsprechende Passagen 
hatten sogar Eingang in die 1901 verabschiedete 
Verfassung des Landes gefunden. In Guantana- 
mo entstand im Laufe der Jahrzehnte einer der 
größten Militärstützpunkte der USA auf auslän¬ 
dischem Territorium, der bis zum heutigen Tag vor 
allem der US Navy und den Marines dient. 
Zugleich eroberten große amerikanische Konzer¬ 
ne die Volkswirtschaft des Landes: ITT und die 
United Fruit Company seien hier nur stellvertre¬ 
tend genannt. Der Zuckerrohranbau dominierte 
als exklusiv für die Vereinigten Staaten produzie¬ 
rende Monokultur weitgehend die ökonomische 
Struktur Kubas. Daneben diente dem organisier¬ 
ten Verbrechen der expandierende touristische 
Sektor, einschließlich Drogenhandel, Prostituti¬ 
on und Glücksspiel, als Ort der Geldwäsche für 
illegal in den USA erworbene Dollarmillionen. 
Kurzum: Bis zum Ende der fünfziger Jahre war 
die Karibikinsel faktisch nicht anderes als ein Pro¬ 
tektorat der USA, zuletzt regiert durch den sich 
seit 1952 im Amt beündlichen Diktator Fulgencio 
Batista, eine willfährige Marionette der Vereinig¬ 
ten Staaten. 

Mit dem Erfolg der Revolution unter der Führung 
von Fidel und Raoul Castro sowie Che Guevara 
änderte sich die Situation grundlegend. 

Nach der Verstaatlichung großer Zuckerrohr- 
Plantagen sowie der Niederlassungen US-ameri¬ 
kanischer Industrie-Konzerne wurde im Verlaufe 
des Jahres 1960 schrittweise ein Handelsembargo 
gegenüber Kuba verhängt. Beginnend mit dem 
Verbot, Erdöl und Benzin auf die Karibikinsel zu 
liefern, folgte der Importstopp für kubanischen 
Zucker, bis endlich im März 1962 das im Wesentli¬ 
chen bis heute aufrecht erhaltene totale Handels¬ 
embargo der USA gegen Kuba verhängt wurde. 
Es handelt sich dabei um die längste Wirtschafts¬ 


blockade weltweit, die jemals in der Neueren Ge¬ 
schichte verhängt worden ist. 

Das Debakel in der „Schweine¬ 
bucht“ und seine Folgen 

Die Eisenhower-Administration hatte bereits kurz 
nach dem Erfolg der Revolution in Kuba damit 
begonnen Pläne auszuarbeiten, um das Rad der 
Geschichte zurückzudrehen. Eine Sozialrevoluti¬ 
onäre Regierung in einem vor den Toren der USA 
gelegenen Land zu tolerieren, das galt in Washing¬ 
ton als vollkommen undenkbar. Hier gab es drin¬ 
genden Handlungsbedarf. Alle denkbaren Mittel 
galt es einzusetzen, um diesen Zustand möglichst 
rasch zu beenden. 

Der Geheimdienst CIA, unterstützt durch ein¬ 
flussreiche Mafia-Bosse und als „Exilkubaner“ be- 
zeichnete Angehörige der ehemaligen Bourgeoi¬ 
sie, sollten u.a. Fidel Castro ermorden, Gegner der 
Revolution auf der Insel zu bewaffnetem Wider¬ 
stand motivieren, mit Sprengstoffanschlägen die 
Infrastruktur lahmlegen, die Zuckerrohrernte sa¬ 
botieren und von Booten aus immer wieder Feu¬ 
erüberfälle auf an der Küste hegende Städte und 
Ortschaften eröffnen. 

Manche in diesem Zusammenhang entwickelte 
Pläne klangen, als seien sie einem schlechten Kri¬ 
minalroman entnommen worden. Als erster Hö¬ 
hepunkt dieser Serie von terroristischen Aktionen 
war die von „Exilkubanern“ ausgeführte Invasion 
in der „Schweinebucht“ am 17. April 1961 gedacht. 
Sie sollte ein Fanal für die Konterrevolutionäre 
auf Kuba darstellen, jetzt den offenen Kampf zu 
beginnen. 

Die etwa 1 300 Invasoren, von denen einige be¬ 
reits vor dem Beginn der Aktion mit ihren kom¬ 
menden „Heldentaten“ öffentlich geprahlt und sie 
damit der kubanischen Aufklärung verraten hat¬ 
ten, wurden jedoch bereits von Militäreinheiten 
erwartet und vernichtend geschlagen. 

Die Blamage für die Kennedy-Administration 
erreichte größtmögliche Dimensionen, zumal die 
etwa 1 000 Gefangengenommenen gestanden, in 
Guatemala von Angehörigen der CIA und des 
US-amerikanischen Militärs systematisch auf die 
fehlgeschlagene Invasion vorbereitet und bewaff¬ 
net worden zu sein. Es kam hinzu, dass mehrere 
Flugzeuge abgeschossen worden waren, die An¬ 
griffe auf kubanische Flugplätze durchgeführt 
hatten. Die Piloten konnten als Staatsbürger der 
USA identifiziert werden. Für viele politische Be¬ 
obachter stellte sich die Frage, weshalb John F. 
Kennedy nicht von der Möglichkeit Gebrauch ge¬ 
macht hatte, die vor seinem Amtsantritt begonne¬ 
nen Vorbereitungen der Invasion in der „Schwei¬ 
nebucht“ zu stoppen. 

Die Antwort lautet: Weil er mit der Politik seines 
Amtsvorgängers Dwight D. Eisenhower, in Kuba 
so schnell wie möglich wieder ein USA-höriges 
Regime zu etablieren, vollkommen einverstanden 
war. Er kritisierte lediglich die mangelnde Effek¬ 
tivität und Professionalität, mit der diese Aktion 
ausgeführt wurde, nicht aber grundsätzlich den 
Versuch, militärische Gewalt gegen die kubani¬ 
sche Revolution anzuwenden. 

Für Kennedy lautete deshalb die Lösung des 
Problems: „Operation Mongoose“. So lautete 


der Codename für die von nun an gegen Kuba 
gerichteten konterrevolutionären Aktionen, die 
unter Nutzung aller zur Verfügung stehenden Res¬ 
sourcen zum Erfolg führen sollten. Im November 

1961 wurde im Weißen Haus eine hochrangige Ar¬ 
beitsgruppe unter der Leitung von Robert Ken¬ 
nedy installiert, die entsprechende Pläne ausar¬ 
beiten und koordinieren sollte. Dabei wurde der 
Versuch einer neuerlichen Invasion keineswegs 
ausgeschlossen. Im Gegenteil. In einem streng ge¬ 
heimen Memorandum des Verteidigungsministe¬ 
riums vom 19. Februar 1962 wurde für eine zweite 
Phase der „Operation Mongoose“, nachdem „ver¬ 
deckte Aktionen“ eine „Atmosphäre der Unruhe“ 
verursacht hätten („the creation of a condition of 
unrest by covert means“) vorgeschlagen, daran an¬ 
knüpfend „eine offene militärische Intervention“ 
(„overt military intervention“) von US-Truppen 
zu beginnen. Bereits einen Monat zuvor hatte die 
Arbeitsgruppe zur Durchführung der „Operation 
Mongoose“ optimistisch in einer geheimen Auf¬ 
zeichnung einer Zusammenkunft am 19. Januar 

1962 ihrer Meinung Ausdruck gegeben, dass füh¬ 
rende kubanische Politiker durch die CIA in kur¬ 
zer Frist zum Überlaufen in die USA veranlasst 
werden könnten. Ferner wurde Präsident Kenne¬ 
dy in diesem Protokoll mit den Worten zitiert, die 
er am Tag zuvor gegenüber seinem Bruder Ro¬ 
bert geäußert hätte:“Das letzte Kapitel zu Kuba 
ist noch nicht geschrieben worden - das ist noch 
zu tun und es wird geschehen.“ 

Das demütigende Debakel in der Schweinebucht, 
so war man in Washington gewillt, sollte sich nicht 
wiederholen. 

US-amerikanische 
„Globalstrategie“ 1962 

Will man die Politik der USA gegenüber Kuba 
verstehen, so ist es notwendig, sich mit der Ge¬ 
samtheit ihrer außen- und militärpolitischen Ak¬ 
tivitäten im Jahre 1962 zu befassen. Dies kann an 
dieser Stelle nur in Form einer sehr unvollstän¬ 
digen Aufzählung geschehen, ist aber zum Ver¬ 
ständnis der Kuba-Krise und ihrer Vorgeschichte 
unerlässlich. 

Am 3. Januar 1962 kündigt der US-Präsident die 
Aufstellung von zwei neuen Armee-Divisionen 
mit mehr als 30 000 Soldaten an, die noch im 
gleichen Jahr einsatzbereit sein sollen. Nur vier¬ 
zehn Tage später wird der größte Militärhaushalt 
seit dem Koreakrieg in Höhe von ca. 53 Milliar¬ 
den US-Dollar verabschiedet. Der Bau von nicht 
weniger als 41 atomgetriebenen U-Booten mit 
„Polaris“-Raketen wird geplant, die Aufstellung 
moderner Interkontinentalraketen vom Typ „Mi- 
nuteman“ soll beschleunigt werden. 

Am 15. März hält Verteidigungsminister McNa- 
mara eine Aufsehen erregende Pressekonferenz 
ab. Er erklärt, dass sich in Südvietnam nicht nur 
eine wachsende Zahl von „Militärausbildern“ sei¬ 
nes Landes aufhalten, sondern dass US-amerika¬ 
nische Piloten bereits Angriffe gegen Einheiten 
der vietnamesischen Befreiungsfront geflogen 
hätten. Nur zwei Tage später offenbart die sowje¬ 
tische Nachrichtenagentur Tass das genaue Aus¬ 
maß der militärischen Intervention der USA in 
Südostasien vor der erstaunten Weltöffentlichkeit. 


In einer geheimen CIA-Studie über „US-Geheim- 
dienste und Vietnam“ aus dem Jahre 1984, die zum 
größten Teil inzwischen veröffentlicht worden ist, 
kann nachgelesen werden, dass sich vom Beginn 
der Amtszeit Kennedys bis zu seiner Ermordung 
im November 1963 die Zahl der US-Militärper- 
sonen in Südvietnam von etwa 900 auf mehr als 
17 000 erhöhte! 

Am 27. März wird öffentlich, dass Kennedy die 
ursprünglich von ihm vertretene Doktrin aufge¬ 
geben habe, der zufolge die USA nicht als Erste 
Atomwaffen einsetzen dürften. Am 31. Juli erklärt 
ein Pressesprecher des Pentagon, die USA hätten 
nicht die Absicht, ihre auf die UdSSR zielenden 
Mittelstreckenraketen aus Europa abzuziehen. 
Präsident Kennedy wiederholt dies ausdrücklich 
am 1. August, vor allem mit Blickrichtung nach 
London, wo die von der Konservativen Partei ge¬ 
führte Regierung unter Premierminister Harold 
Macmillan das im Februar 1963 auslaufende Sta¬ 
tionierungsabkommen nicht verlängern will. Am 
27. September kündigt Kennedy den Einsatz US- 
amerikanischer Truppen im Falle von „Aggressi¬ 
onen“ an, wobei er als potenzielle Angreifer die 
Namen von Chruschtschow und Castro nennt. Mit 
dieser Aussage droht er offensichtlich die militä¬ 
rische Bekämpfung anti-imperialistischer Bewe¬ 
gungen und Regierungen überall auf der Welt an. 
Besonders beunruhigend ist jedoch der am 7. Sep¬ 
tember 1962 vom Kongress genehmigte Antrag 
des Präsidenten, 150 000 Reservisten einzuberu¬ 
fen. Der Botschafter der USA in der BRD, Wal¬ 
ter Dowling, begründet diesen Schritt drei Tage 
später in einem Vier-Augen-Gespräch mit Bun¬ 
deskanzler Konrad Adenauer dahingehend, dass 
Kennedy „glaube, dass man vor einer neuen Ber¬ 
lin-Krise stehe“. 

1962: Ein gefährliches Jahr für 
die kubanische Revolution 

Angesichts dieser globalen Bedrohungsszenarien 
stehen auch die Zeichen für Havanna auf Sturm. 
Eine neuerliche Aggression von Seiten der USA, 
sei sie von US-amerikanischem Militär, sei sie 
vornehmlich erneut von Söldnern unternommen, 
kann für die nahe Zukunft nicht ausgeschlossen 
werden. Es stellen sich folgende Fragen: Gibt es 
die Möglichkeit, sich eines Bündnispartners zu 
versichern, der auch militärisch wirksamen Schutz 
vor einer derartigen Invasion bieten könnte? Was 
ist zu tun, um die Kräfte der inneren und äußeren 
Konterrevolution zu zügeln, ja ihnen keine Chan¬ 
ce zu lassen? Wie kann die Volkswirtschaft des 
Inselstaates angesichts des totalen Handelsembar¬ 
gos der USA das für das Leben der Bevölkerung 
Notwendige zur Verfügung stellen? Das Jahr 1962, 
das wussten die politisch führenden Kräfte um Fi¬ 
del Castro in Havanna, wird von entscheidender 
Bedeutung für den Fortbestand der kubanischen 
Revolution sein. 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober 
in Hannover 
zum Schwerpunkt: 

Die Demokratiefrage 
in den heutigen gesell¬ 
schaftlichen Auseinan¬ 
dersetzungen 

Einleitungsreferat: Georg Fülberth 

Wo: Bezirksbüro der DKP Niedersach¬ 
sen, Hannover, Volgersweg 6a (fünf 
Minuten vom Hauptbahnhof) 

Beginn: 11 Uhr 30 - Ende: 16 Uhr 30 

Für Verpflegung wird gesorgt. 

Da nur begrenzt Plätze zur Verfügung 
stehen und die Verpflegung vorbereitet 
werden muss, bitten wir um Anmeldung 
beim Parteivorstand über die Landes- 
bzw. Bezirksvorstände oder Koordinie¬ 
rungsräte bis zum 8. Oktober. 
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Welt muss anders werden“ 

Alfredo Bauers Romanzyklus „Die Vorgänger“ 


D er Kommunist, Arzt und Schrift¬ 
steller Alfredo Bauer erhielt in 
Argentinien die Tagebuchauf¬ 
zeichnungen seines Urgroßvaters aus 
der Revolution 1848 in Wien. Adolf 
Baiersdorfs Erlebnisse werden Aus¬ 
gangspunkt des fünfbändigen Romans 
über die „Genossen Vorfahren“ wie 
Bauer sein Werk im Spanischen titelt. 
Es ist die Geschichte seiner jüdischen 
bürgerlichen Familie, die nie ihre Ver¬ 
bindungen zur Arbeiterklasse verlor. 
Von Österreich 1848 bis in die Vierzi¬ 
ger Jahre des 20. Jahrhunderts in Ar¬ 
gentinien wird der Bogen geschlagen. 
Dorthin musste der damals 14-jährige 
Alfredo mit Teilen seiner Familie vor 
den Faschisten fliehen. 

Die Familie stammt aus dem slowaki¬ 
schen Städtchen Topolczanyi. Der äl¬ 
teste Sohn Adolf kann unter großen 
Opfern der Eltern in Wien Medizin 
studieren. Er entflammt für die Revo¬ 
lution. Als aktiver Teilnehmer erstellte 
er ein präzises Register der politischen 
Ereignisse. Adolf Baierdorfs Enkelin 
Anna bringt es in den 1950-er Jahren 
ihrem Neffen Alfredo nach Argentini¬ 
en mit. Dieses „Vermächtnis“ wird die 
Grundlage der Erzählung des ersten 
Bandes „Verlorene Hoffnungen“ über 
die revolutionären Aufstände vom 
März bis Oktober 1848. 
Spannungsreich wird die persönliche 
Entwicklung des 24-jährigen Adolf 
Baiersdorf in der Aufbruchperiode 
ausgeführt. Gleichzeitig genießen wir 
einen Geschichtskurs der gesellschaft¬ 
lichen Ereignisse: „Europa war Mitte 
des 19. Jahrhunderts ein einziges Pul¬ 
verfass“. Faszinierend die romanhaf¬ 
ten Verschränkungen: Die Tatsache, 
dass Karl Marx im Spätsommer 1848 
in Wien zu revolutionären Fragen refe¬ 
rierte, verknüpft Bauer zu einem Tref¬ 
fen mit Baiersdorf. Und natürlich hatte 
letzterer am Tag zuvor das Kommunis¬ 
tische Manifest verschlungen. 

Die Schilderung der Niederschlagung 
des Aufstandes durch Windischgrätz 
beendet den ersten Band: 2000 Tote, er¬ 
hebliche Zerstörungen, standrechtliche 
Erschießungen und die Relegation der 
beteiligten Studenten und Professoren, 
darunter auch Adolf. Er flieht in seine 


Heimatstadt. Bauer beschließt den 
Band keineswegs resignierend: „Ich bin 
davon überzeugt, dass niemals etwas 
verloren geht, keine Anstrengung, kein 
Bemühen, keine Lehre. Auch wenn sie 
die Revolution niederschlagen, wird 
es nicht dasselbe sein, als wenn wir sie 
nicht gemacht hätten“, lässt er einen 


militonen und Revolutionsgenossen 
beginnt er unerkannt ein anderes Le¬ 
ben im Büro des Unternehmers - froh 
überlebt zu haben. 

Mit einer Tochter des Hauses werden 
ihm die finanziellen Mittel für den Auf¬ 
bau eines Holzhandels angeboten. Spä¬ 
ter, nach dem Tod des Schwiegervaters, 



Alfredo Bauer 

Oberst, der bei der Verteidigung von 
Wien dabei war, am Ende des Bandes 
zu Adolf sagen. 

Der zweite Band „Trügerischer Glanz“ 
schildert den Aufstieg des Urgroßva¬ 
ters zu einem renommierten Handels¬ 
herrn. Unmittelbar nach seiner Rück¬ 
kehr aus Wien erlebt Adolf in seiner 
Heimatstadt Judenpogrome. Der el¬ 
terliche Weißwarenladen, die Synago¬ 
ge, weitere jüdisch Geschäfte werden 
geschleift. Als Mitglied der akademi¬ 
schen Legion wird er von den Kaiser¬ 
lichen Truppen gesucht und muss flie¬ 
hen. Mit einem Empfehlungsschreiben 
seines Vaters an Samuel Biach, Besit¬ 
zer einer Papierfabrik, kommt er nach 
Pressburg. Biach bietet ihm an, mit ihm 
nach Wien zu gehen. Abseits von Uni¬ 
versität, Medizinstudium, seinen Kom¬ 


wird er Vorsitzender des Direktoriums 
der „Baiersdorf und Biach GmbH“. 
Seine Lebensgeschichte und die seiner 
respektablen, wohlhabenden Familie 
erleben wir eingebettet in die politi¬ 
schen Ereignisse bis 1892. Johann Nes- 
troys „Freiheit in Krähwinkel“ als Bei¬ 
spiel für die kurze Aufbruchstimmung, 
die absolutistische Staatsführung, das 
auf der politischen Ebene erscheinen¬ 
de Bürgertum, die Nationalitätenfrage 
in der Weltmacht Österreich, der Krieg 
zwischen Preußen und Österreich, die 
Finanzierungsabenteuer in Mexiko, der 
Börsencrash werden nachgezeichnet. 
Adolf ist immerwährender Beobachter 
und Kommentator dieser Ereignisse. 
Im dritten Band „Dem Abgrund zu“ 
entwickeln und entscheiden sich Kin¬ 
der und Enkel politisch sehr unter¬ 


schiedlich. Der stärker um sich grei¬ 
fende Antisemitismus, der auch daraus 
entstehende Zionismus, Kriegshelden 
und Kriegsgegner in der eigenen Fami¬ 
lie, nichts bleibt ausgespart. Sohn Karl, 
der Salonsozialist, wie er sich im Alter 
selbst bezeichnet, verliert nie den Kon¬ 
takt zur Arbeiterklasse. Die Hoffnung 
auf die Sozialdemokratische Partei und 
die Auseinandersetzung mit ihrem all¬ 
mählichen Zurückweichen werden 
in den Personen Karl Baiersdorf und 
Viktor Adler eindringlich dargestellt. 
Fesselnd die Einführung eines politi¬ 
schen Gegenpols in die Familie: Adolf 
Herzog. Ein zweiter Sohn, von dessen 
Existenz Adolf Baiersdorf aufgrund 
der revolutionären Ereignisse 1848 
keine Kenntnis hatte. Mit Kontakten zu 
Marx, Engels, Lenin, der Pariser Kom¬ 
mune erläutert der Sekretär der illega¬ 
len internationalen Arbeiterbewegung 
seinem Halbbruder Karl das Weltge¬ 
schehens aus marxistischer Sicht. Die 
erste Antikriegsdemonstration des 
Wiener Proletariats am 1. August 1914 
beschließt den Band. 

Im vierten Band „Feuerprobe“ erleb¬ 
ten Karl und die dritte Generation der 
Familie den Krieg, die Revolution in 
Russland, den Sturz der Monarchie und 
die Ausrufung der 1. Republik. Wäh¬ 
rend der Meuterei der österreichisch¬ 
ungarischen Kriegsflotte, der Streiks in 
Deutschland und Österreich ist Gustav, 
Vater des Autors, Soldat. Sein verzwei¬ 
felter Versuch, Adler für die Unter¬ 
stützung und Ausweitung des Streiks 
zu gewinnen, spiegelt die politischen 
Versuche wider, eine Situation wie in 
Russland zu schaffen. „Die Geschichte 
verzeiht niemals, wenn eine historische 
Situation versäumt wurde“, zieht Bau¬ 
er das Resümee aus den Kämpfen und 
Niederlagen. Der Band schließt mit 
der Verbrüderung von Arbeitern und 
Soldaten und Demonstrationszügen in 
Wien, mit denen der Frieden und die 
Ausrufung der Republik gefeiert wur¬ 
de. 

Der fünfte Band besteht aus 28 Einzel¬ 
erzählungen, die nicht mehr zu einem 
Roman zusammengefasst wurden. Epi¬ 
sodenhaft wird die wachsende antise¬ 
mitische Situation in Wien dargestellt, 
der Einmarsch der Faschisten „ohne 


Blutvergießen mit fast einhelliger Bil¬ 
ligung des Volkes“. Anhand eines Völ- 
kerballspiels, gibt der Autor Einblick, 
wie tief der Antisemitismus Mensch¬ 
lichkeit und Kinderfreundschaften zer¬ 
störte. Die durch einen Lehrer aufge¬ 
hetzten Kinder zweier Parallelklassen, 
eine mit christlichen, die andere mit 
Kindern jüdischer Religion, kämpfen 
gegeneinander - von Hass gepeitscht. 
Andere Episoden zeigen die anfangs 
schwierige Eingewöhnung der Emi¬ 
grantinnen in das Leben in Argentini¬ 
en. Mangelnde Sprachkenntnisse ma¬ 
chen das Leben nicht einfacher. Aber 
sie werden freundlich aufgenommen, 
die Familie kann wirtschaftlich Fuß 
fassen. Am Schluss lässt er die Groß¬ 
mutter sagen: „Die Welt muss anders 
werden, um so zu sein, wie wir es uns 
immer wünschten.“ Die Tochter des 
48er Revolutionärs, einer Bürgerfami¬ 
lie entstammend, gibt damit dem En¬ 
kel ihr Einverständnis, dass er Kommu¬ 
nist wird. Alfredo Bauer tritt 1946 mit 
22 Jahren der Kommunistischen Partei 
Argentiniens bei. 

Ein Mut machendes Buch, trotz der 
darin beschriebenen Niederlagen. Der 
89-jährige Autor lebt in Argentinien, 
ist aber fest mit Österreich verbunden 
geblieben. Es wirbt um Vernunft, Men¬ 
schenliebe und Toleranz als Grundlage 
für den kämpferischen Geist des Fort¬ 
schritts. Auf den letzten Seiten besu¬ 
chen wir im kriegszerstörten Berlin im 
Theater Lessings „Nathan der Weise“, 
gespielt vor hunderten Jugendlichen. 
Mutter und Tochter gehen durch die 
Ruinenstadt nach Hause in ihre dunkle 
alte Dachkammer um „Kräfte zu sam¬ 
meln für den morgigen Tag.“ 
Informativ am Ende des Buches die 
tatsächlichen Familiengeschichten der 
Vorgänger von Bauer. Die Erläuterun¬ 
gen zur Entstehung des Buches sind 
ebenso hilfreich beim Lesen der fünf 
Bände wie die starke Untergliederung 
mit bildhaften Überschriften. 

Anne Rieger 

Alfredo Bauer: Die Vorgänger. Hg. von 
Monika Tschuggnall. Aus dem Spa¬ 
nischen von A. Bauer und Christiane 
Barckhausen. 768 Seiten. Euro 36,-. 


Eine schöne Kindheit in bewegter Zeit 


Zu Uwe Bernhards „Roman für Kinder“ „Didi und die Schwedenbande“ 


Die Jahre 1967 bis 1969 einer Kindheit 
im Erzgebirge werden beschrieben, 
Didi und seine Freunde wurden etwa 
zehn Jahre zuvor geboren; die Auswir¬ 
kungen des Zweiten Weltkrieges wirk¬ 
ten noch nach: In dieser Kindheit gibt 
es Abenteuer und Aufregung, langwei¬ 
lige Schulstunden und beliebte Lehrer, 
vorsichtige Eltern und einfallsreiche 
Kinder, die aus Werken Erich Kästners, 
Mark Twains und anderer entsprungen 
sein könnten. Der Erzähler warnt so¬ 
gar vor Erwartungen wie sie Twains 
Huckleberry Finn auslöse, denn - so 
untertreibt er - der Alltag dieser Kin¬ 
der, von denen er berichtet, sei „schon 
eher langweilig“ gewesen. Er war es 
nicht; was der Erzähler Jahre später, 
aufgefordert von den einstigen Freun¬ 
den, erinnernd niederschreibt, ist span¬ 
nend, heiter und wichtig: Man soll „in 
hundert Jahren wissen, wie wir damals 
gelebt haben“, in einer Zeit, die welt¬ 
politische Erschütterungen brachte. Sie 
wirkten sich auf Kinder und Eltern aus 
und waren Gesprächsstoff beim Flei¬ 
scher, fanden gegensätzliche Deutun¬ 
gen („Die Nachrichten im Osten ... Im 
Westen hieß es ...“), aber die Kindhei¬ 
ten verliefen ohne Beschränkungen, 
Bedrängnisse und tiefgreifende Ein¬ 
schnitte. Der Anspruch ist Programm; 
der „Roman für Kinder“ - in Anleh¬ 
nung an Erich Kästners Gattungsbe¬ 
zeichnung - wird zu einem historischen 
Dokument, das Legenden, Übertrei¬ 
bungen, Fälschungen und Lügen über 
Kindheiten in der DDR begegnet. 


Der Erzähler war einst Mitglied der 
Bande, die sich in Anlehnung an eine 
Schwedenschanze aus dem dreißigjäh¬ 
rigen Krieg „Schwedenbande“ nannte 
und zugleich auf Thomas Müntzer be¬ 
rief: Kriege haben die Landschaft und 
die Menschen geprägt und verändert, 
der Erzähler erinnert daran und Angst 
vor einem neuen Krieg ist wesentlich 
für das Verständnis der Menschen für 
die politischen Vorgänge. Der Erzähler 
überlegt den Auftrag der ehemaligen 
Bandenmitglieder, beginnt zu schrei¬ 
ben, vereint Geschichte und Kindheit 
zu einem Genrebild, respektvoll ge¬ 
genüber der eigenen Vergangenheit, 
dem Leben der Eltern, Geschwister 
und Großeltern, Freund und Feind 
gleichermaßen gerecht werdend, ohne 
nostalgische Verrenkungen, ohne Ver¬ 
ketzerung und ohne Überhöhung jener 
Menschen, die eine andere Gesellschaft 
aufzubauen trachteten. Die Ernsthaf¬ 
tigkeit des Programms wird in didakti¬ 
schen Ergänzungen und erläuternden 
Kommentaren erkennbar, die vermeid¬ 
bar gewesen wären, vom Autor aber 
als Kennzeichen des eigenen Stand¬ 
ortes ebenso eingebracht werden wie 
die zahlreichen kaleidoskopartig ein- 
gebrachten Splitter, die auf eine mög¬ 
lichst vollständige Wirklichkeit zielen, 
die bis in die Weltgeschichte reicht: Che 
Guevaras „Unternehmen in Bolivien 
(sei) schief gegangen, weil die Revolu¬ 
tionäre keine Unterstützung durch die 
Landbevölkerung bekommen hatten“. 
Oft deutet ein Wort, eine Sequenz auf 
Zusammenhänge hin, die der Leser 


einbringen muss: Vietnamkrieg, Rudi 
Dutschke, „Protestdemonstrationen“ 
der Achtundsechziger, Alexander Dub- 
cek, Einmarsch in die Tschechoslowa¬ 
kei usw. 

Die Bande gründete sich am 27. Mai 
1967, dem 442. Todestag Thomas Münt¬ 
zers. Die Absicht war, es mit den Ban¬ 
den aus dem Bärenwinkel und von der 
Tannenreuth aufnehmen zu können. 
Typische Jungenstreiche sind die Fol¬ 
ge, wie sie in vielen Kindheiten stattfin¬ 
den: Buden im Walde werden angelegt, 
Tierliebe und Trauer, „Rache“feldzüge 
wegen eines erschossenen Hundes. Wie 
ein roter Faden wirkt die Schatzsuche 
in Burgruinen, Brunnen und unterirdi¬ 
schen Gängen usw. Als der Schatz ge¬ 
funden wird, endet das Buch; Raum für 
eine Fortsetzung bietend. 

Geschildert wird eine normale Kind¬ 
heit; die Ortsnamen sind für Einge¬ 
weihte auf genaue Orte zu bringen, 
viele sind unverschlüsselt bis hin zur 
Fußballmannschaft Wismut Aue. Di- 
alektanklänge in den Dialogen tra¬ 
gen zur emotionalen Wirksamkeit bei. 
Handlung und Gestaltung entsprechen 
der Szenerie, die sich für Kinder- und 
Jugendbücher immer bewährt hat. Die 
besondere gesellschaftliche Situation 
wird aber erkennbar, wenn die Zehn¬ 
jährigen nachts aufbrechen, um einer 
alten Frau Holz zu hacken und das als 
Timur-Einsatz begreifen. Die Kinder 
entwickeln, durch die Schule angeregt, 
bei der Vielzahl von Vorbildern von 
Kästner über Mark Twain und Erwin 
Strittmatters „Tinko“ der oft gegenwär¬ 


tig erscheint, zu Arkadi Gaidars „Ti- 
mur und sein Trupp“ eine besondere 
Beziehung. Der Roman, der Generati¬ 
onen begeisterte, tritt in eine Reihe, die 
vom Stülpner, Karl, „einem berühmten 
Volkshelden“ des Erzgebirges, über 
Robin Hood bis zu 
Che Guevara, der 
zum Vorbild einiger 
Bandenmitglieder 
wurde, reicht. Vor¬ 
stellungen von der 
sozialen Gleichheit 
sind diesen Kindern 
selbstverständlich 
geworden. Dage¬ 
gen tun sich ihre Vä¬ 
ter noch schwer mit 
den neuen Verhält¬ 
nissen, betrachten 
das genossenschaft¬ 
liche Eigentum oft 
als Privateigentum, 
leiden unter Ver¬ 
sorgungslücken 
und bedienen sich scheinbar herren¬ 
loser Güter. Sie sind hin und wieder 
engstirnigen Funktionären und wirk¬ 
lichkeitsfremden Beschlüssen ausge¬ 
liefert; abweichende Meinungen kön¬ 
nen Arbeitsstellen gefährden. Aber 
der Erzähler nennt auch jene, die der 
„gottverdammten Kommunistenbrut“ 
den Tod wünschten und die den Grenz¬ 
offizier der DDR als „Verbrecher“ be- 
zeichneten. 

Es ist der zweite Roman Uwe Bern¬ 
hards; den ersten Unternehmen 
„Schwarze Rose“ (2006) schrieb er un¬ 


ter dem Pseudonym Eberhard Elster 
über die Zeit nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg; jetzt geht er einer entstehenden 
neuen Gesellschaft nach, ihren Stär¬ 
ken und ihren Schwächen. Verzerrun¬ 
gen und Einseitigkeiten hat er vermie¬ 
den; es ist eine Kind¬ 
heit unter schwierigen 
wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen, die aber für 
die Beteiligten zu einer 
erfüllten erinnerungs- 
werten Kindheit wird, 
die durch ihre soziale 
Ausgeglichenheit ge¬ 
prägt ist. 

Kindheiten sind kon¬ 
zentrierter Ausdruck 
sozialer Bedingungen; 
die hier geschilderten 
waren spannungsreich, 
nicht vom Konsum¬ 
rausch geprägt, aber 
Voraussetzung für ein 
hoffnungsvoll erschei¬ 
nendes Leben. Das Buch gesellt sich 
jenen Werken zu, die in letzter Zeit 
häufiger werden und sich bemühen, 
den Verzerrungen, wie sie in der Nach¬ 
wendezeit in Massen geboten wurde, 
die differenzierte und wahre Beschrei¬ 
bung einer Vergangenheit, die Zukunft 
sein wollte, entgegenzusetzen. 

Rüdiger Bernhardt 

Uwe Bernhard: Didi und die Schweden¬ 
bande. Ein Roman für Kinder. Projekte- 
Verlag Cornelius GmbH, Halle 2012, 
194 S., 14.50 Euro 
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Kommunalpolitik 


unsere zeit m 


Kein Platz dem 
Hindenburg 

Am 16. September 2012 wurde in 
Münster in einem Bürgerentscheid 
darüber abgestimmt, ob der im März 
2012 vom Stadtrat beschlossene Name 
„Schlossplatz“ beibehalten oder der 
Platz in „Hindenburgplatz“ zurück be¬ 
nannt werden soll. Etwa 60 Prozent der 
Wählerinnen sprachen sich gegen die 
Rückbenennung und damit gegen eine 
erneute Ehrung Hindenburgs aus. 

Die SDAJ Münster hat dazu folgende 
Erklärung herausgebracht: 

In den letzten Monaten erlebten wir in 
Münster eine teils heftig geführte Dis¬ 
kussion die durch die Umbenennung 
des „Hindenburgplatz“ in „Schloss¬ 
platz“ seitens des Stadtrats entbrannte. 
Zunächst schien durch eine Bürgerini¬ 
tiative, die sich für die Rückumbenen¬ 
nung in „Hindenburgplatz“ einsetzte 
und eine Vielzahl von Unterschriften 
sammelte, das Kräfteverhältnis klar. 
Dennoch fanden sich schnell interes¬ 
sierte Münsteraner, sowohl für die Bür¬ 
gerinitiative „Schlossplatz!“ als auch 
für das Jugendbündnis „Kein Platz 
dem Hindenburg!“, zu dem sich die 
SDAJ als eine der Initiatoren zählen 
darf. Wir erlebten auf wöchentlichen 
Treffen ein immer engeres Miteinan¬ 
der unter dem bis zum Ende sehr breit 
aufgestellten Bündnis, dessen Ziel es 
war mit politischen Jugendorganisati¬ 
onen gezielt die Jugend auf das Thema 
anzusprechen. Auf 15 000 verteilten 
Flyern, zahlreichen Stickern und dem 
krönenden Abschluss - der „Dubstep 
beats Hindenburg!“-Party - machte 
sich Münsters Jugend in den letzten 
drei Monaten bemerkbar. 

Am 16. September fand schlussend¬ 
lich der Bürgerentscheid statt, der 
über den Namen des Platzes final ent¬ 
scheiden sollte; „Schlossplatz“ gewann 
mit ca. 60 Prozent der Stimmen. Umso 
mehr also eine Bestätigung in unserer 
Bündnisarbeit. 

Danke an Münsters Bevölkerung! 
Danke für den Schlossplatz! 

SDAJ Münster 


„Solide Armut“ 
für Dortmund 

„Solide Arbeit für Dortmund“, so 
prangte es auf den Wahlplakaten der 
SPD in ganz Dortmund und auch in der 
Nordstadt. Die Hartz-IV-Partei SPD 
traut sich was! Gerade in der Nord¬ 
stadt, von der Lokalpresse systematisch 
herunter geschrieben, von der etablier¬ 
ten Lokalpolitik längst abgeschrieben, 
wo auf Verelendung nur noch mit Re¬ 
pression und Razzien reagiert wird, 
hier soll solide Arbeit entstehen. 

Die Bewohner der Nordstadt reagieren 
auf ihre Weise: Mit einer massenhaften 
Verweigerung bei den Kommunalwah¬ 
len, gerade einmal 16 Prozent gingen 
hin. Trotzdem sehen sich alle als Sieger 
und die Postchen werden verteilt. Alle 
machen so weiter, als wäre nichts gewe¬ 
sen. Weiter mit 1-Euro-Jobs, Bürgerar¬ 
beit und Billiglohn, mit Repression und 
Großmäuligkeit, weiter mit verwahr¬ 
losten Schulen, Kitas und Sporthallen, 
weiter mit Verkehrslärm und Luftver¬ 
schmutzung. 

Was das groß angelegte Programm „so¬ 
ziale Stadt“ gebracht hat, kann hier im 
Norden besichtigt werden: Nichts! Als 
Mülldeponie wird der Stadtteil in der 
Lokalpresse bezeic hnet. Dem werden 
wir uns weiterhin entgegenstellen. Wir 
brauchen wirklich solide Arbeit. Dar¬ 
unter verstehen wir richtige Arbeits¬ 
plätze mit einem Lohn, von dem man 
leben kann. Und zwar Arbeit für alle. 
Wir brauchen ein Beschäftigungspro¬ 
gramm für die Nordstadt, Arbeitszeit¬ 
verkürzung, Investitionen in Bildung 
und Schulen. 

Der Kampf um ein besseres Leben 
fängt hier vor Ort an, in und mit der 
DKP. Wir sind für eine Umverteilung 
zu Lasten der 800 000 Millionäre und 
Milliardäre! Die DKP ist für die Um¬ 
verteilung des Reichtums zugunsten 
der Beschäftigten, Erwerbslosen, der 
Rentnerinnen und Rentner und der 
Jugend. 

Stefan Noelleke 

(aus: „Heisse Eisen“ - Informationen 
der DKP Dortmund Sept./Okt. 2012) 


Keine Spur von Optimismus 

Rat der Stadt Bottrop stimmt für das Spardiktat 



Vor der Ratssitzung überreichen Bottroper Bürgerinnen die 15 432 Unterschriften 
zum Erhalt des Stenkhoffbads an den Oberbürgermeister Bernd Tischler (SPD) 


A m 25. September hat der Rat der 
Stadt Bottrop dem Haushalts¬ 
sanierungsplan im Rahmen des 
„Stärkungspakts Stadtfinanzen“ zuge¬ 
stimmt. Nach einer hitzigen Diskussi¬ 
on, obwohl der Ausgang von vorneher- 
ein feststand, wurde das Spardiktat mit 
den Stimmen von SPD, CDU, FDP und 
ÖDP (Ökologisch-Demokratische Par¬ 
tei) verabschiedet. Es gab nur neun Ge¬ 
genstimmen - von der DKP, der Partei 
„Die Linke“ und den Freien Wählern 
Bottrop. 

★ 

Auszug der Rede vom DKP-Ratsmit¬ 
glied Michael Gerber vor dem Stadtrat: 
Im Jahr 1987 wurde erstmals für unse¬ 
re Stadt eine Haushaltskonsolidierung 
beschlossen. Seitdem wurden für etwa 
130 Millionen Euro Haushaltskürzun¬ 
gen und „Einnahmeverbesserungen“ - 
sprich: meist Gebührenerhöhungen - 
beschlossen und hunderte städtische 
Personalstellen gestrichen. Am Ende 
jeder Haushaltskonsolidierung standen 
wir schlechter da, als zu Beginn. Genau 
das wird auch beim so genannten „Stär¬ 
kungspakt“ der Fall sein, da die Ursa¬ 
che der kommunalen Überschuldung 
wieder einmal ausgeblendet wird. Ur¬ 
sache ist nämlich die Steuerpolitik von 
Bund und Land. Die Reichen werden 
immer mehr entlastet. Der öffentlichen 
Verschuldung steht heute ein doppelt 
so hoher privater Reichtum der Ver¬ 
mögenden gegenüber. Andererseits 
werden die Kommunen auch weiter¬ 
hin nicht die notwendigen finanziellen 
Mittel erhalten, um die von Bund und 
Land beschlossenen Maßnahmen um¬ 
zusetzen. 

Nach dem Bericht der Gemeindeprü¬ 
fungsanstalt in der letzten Woche wird 
sich der jährliche Konsolidierungsbe¬ 
darf der Stadt, bei einem Einbruch der 
Gewerbesteuern, bei Anstieg der Zin¬ 
sen für Liquiditätskredite sowie einer 
weiteren Zunahme der Soziallasten 
für die Stadt - also einem ganz realis¬ 
tischen Szenario - von heutel3 Milli¬ 
onen Euro auf über 25 Millionen ver¬ 
doppeln! Ein Austritt aus dem „Stär¬ 
kungspakt“ ist jedoch vor 2021 nicht 
möglich. Die Damen und Herren von 
den Mehrheitsfraktionen, werden uns 
in den nächsten zehn Jahren kaputt 
sparen und die Stadt Bottrop wird wei¬ 
terhin hoch verschuldet sein. Nur eine 
andere Finanzpolitik und ein radikaler 
Schuldenschnitt machen die Kommu¬ 
nen wieder handlungsfähig, 
ver.di kommt in seinem jetzt vorgeleg¬ 
ten Kommunalfinanzbericht 2012 zu 
der Schlussfolgerung: „Solange nicht 
plausibel gemacht werden kann, dass 
sich die hohen tatsächlichen Defizite 
schon bald den errechneten struktu¬ 
rellen Defiziten’ angleichen werden, 
muss davon ausgegangen werden, dass 
die Eigenleistung im Durchschnitt die 
Kommunen überfordern würde. Ange¬ 
sichts dieses Fehlens einer realistischen 
Perspektive sind die pflichtige Teilnah¬ 
me und die harten Sparauflagen für die 
betroffenen Kommunen nicht zu recht- 
fertigen.“ 

Bürgerbeteiligungen 

unerwünscht 

Von den Befürwortern des Spardikta¬ 
tes wird argumentiert, wir dürften den 
kommenden Generationen keinen 
Schuldenberg überlassen. Sie nehmen 
aber bereits jetzt unseren Kindern und 
Enkeln die Chancengleichheit und die 
Zukunft. Der Bottrop-Pass wird gestri¬ 


chen, ebenso die Gelder für das einzige 
Freibad der Stadt. Im Bildungsbereich 
wird radikal der Rotstift angesetzt, der 
Zugang zur Musikschule, der Kultur¬ 
werkstatt und der Bibliothek immer 
teurer. Was einmal gestrichen wurde ist 
auch für künftige Generationen end¬ 
gültig verloren. Die Spitze der Stadt¬ 
verwaltung und der Rat handeln völlig 
planlos. Eine wirkliche Bürgerbeteili¬ 
gung hat es zu den Maßnahmen zum 
„Stärkungspakt“ nicht gegeben - sie 
war auch nicht erwünscht. 

Die größte Bürgerbeteiligung, die 
Sammlung von 15 432 Unterschriften 
gegen die Schließung des Stenkhoff¬ 
bads (UZ berichtete am 28. September 
2012) wird vom Rat einfach ignoriert. 
Noch nie gab es innerhalb von nur 
sechs Wochen eine Unterschriftenak¬ 
tion in unserer Stadt, der sich so viele 
Menschen angeschlossen haben. Daran 
zeigt sich, das Stenkhoffbad ist gerade 
als Familienbad nach wie vor bei Jung 
und Alt beliebt. Und trotz schlechten 
Wetters in der ersten Hälfte des Som¬ 
mers hat sich die Besucherzahl des 
Freibades gegenüber dem letzten Jahr 
verdoppelt. Bei ansteigender prekärer 
Beschäftigung und Niedriglohnsektor 
muss das Stenkhoffbad auch in Zu¬ 
kunft für viele Jugendliche und Fami¬ 
lien ein bezahlbares Badevergnügen 
im Sommer bleiben. Streicht der Rat 
die notwendigen Mittel für die Be¬ 
triebskosten des Bades ab 2014, bleibt 
der Bürgerinitiative nur das Mittel des 
Bürgerbegehrens, um das Freibad zu 
erhalten. Dann haben es die Bürgerin¬ 
nen in der Hand, ob das Stenkhoffbad 
eine Zukunft hat. 

Im Bildungsbereich sind die finanziel¬ 
len Einschnitte so gravierend, dass der 
künftige Bildungserfolg vieler Schü¬ 
lerinnen und Schüler gefährdet wird. 
Die „Projektgruppe Bildung und Re¬ 
gion“ hat als Ergebnis der Bottroper 
Elternbefragung im März dieses Jah¬ 
res festgestellt: „Der Zugang der Kin¬ 
der zur Bildung hängt in hohem Maße 
von der finanziellen Klasse der Eltern 
ab. Dies sollte für die Schulen und die 
Politik in Bottrop fanalartig sein.“ Mit 
den vorgesehenen Streichungen und 
Gebührenanhebungen entfernt sich 
Bottrop immer weiter von dem Ziel, 
kostenlose Bildung so¬ 
wie gleiche Bildungs¬ 
chancen für alle Kin¬ 
der und Jugendlichen 
zu erreichen. Die Ge¬ 
bührenerhöhungen im 
offenen Ganztag der 
Grundschulen sowie 
die Streichung des Es¬ 
senzuschusses werden 
dazu führen, dass die Anmeldezahlen 
sinken und Kinder hungrig im Unter¬ 
richt sitzen werden. 

Trotz sinkender Schülerzahlen dürfen 
die Bildungsausgaben weder vom Land 
noch von der Stadt gekürzt werden. Im 
Bottroper Süden haben viele Grund¬ 
schulklassen bereits einen Anteil von 
über 50 Prozent an Schülern mit Mi¬ 
grationshintergrund. Auch in anderen 
Stadtteilen wächst dieser Anteil. Aber 
statt die individuelle Förderung massiv 
auszubauen, wird in den entsprechen¬ 
den Einrichtungen mit hohem Migrati¬ 
onsanteil die kostenlose Teilnahme am 
Förderunterricht gestrichen. Statt die¬ 
sen Schülern gleiche Bildungschancen 
zu öffnen durch vielfältige Maßnah¬ 
men der Sprachförderung, angefangen 
im Kindergarten und der Grundschu¬ 


le, werden riesige soziale Konflikte ge¬ 
schaffen. 

Kulturelles Schlusslicht in NRW 

Kultur gilt vielen hier im Rat als ver¬ 
zichtbar. Mit 1,8 Prozent Ausgaben 
für Kultur am Gesamthaushalt ist die 
Kultur heute scheinbar noch weniger 
wert, als in den sechziger Jahren. Da¬ 
mit bildet Bottrop ein trauriges Schluss¬ 
licht unter allen Großstädten in NRW. 
Ohne Orte, an denen sich Menschen 
treffen, um Ideen auszutauschen, sich 
auszuprobieren, zu träumen, aber auch 
um Talente entdecken und entwickeln 
zu können, wird eine Stadt leblos. Dass 
bei Ihren Sparmaßnahmen die Musik¬ 
schule und die Kulturwerkstatt nicht 
geschlossen wurden, gilt vielen schon 
als Erfolg. Dabei wird übersehen, dass 
mit den geplanten jährlichen Gebüh¬ 
renanhebungen für Musikschule und 
Kulturwerkstatt, für Musik- und Thea¬ 
teraufführungen der Zugang zur Kultur 
abhängig von den finanziellen Möglich¬ 
keiten wird. Von Pädagogen wird be¬ 
richtet, dass immer mehr Jugendliche 
überhaupt nur noch über kulturelle 
Projekte zu erreichen sind. Kultur ver¬ 
mittelt Orientierungen, Solidarität und 
Selbstbewusstsein. In den letzten Jah¬ 
ren ist in der Musikschule der Anteil 
von Schülern, die Ermäßigungen durch 
den Bottrop-Pass in Anspruch nehmen, 
kontinuierlich ge¬ 
wachsen. Jetzt wer¬ 
den der Bottrop- 
Pass und auch 
gleich noch der 
Geschwisterrabatt 
gestrichen. 

Die größten Strei¬ 
chungen gibt es im 
Sozialbereich. Den 
Bottrop-Pass zu streichen, obwohl Pro¬ 
fessor Reinhard Aehnelt, Verfasser des 
Sozialberichtes vom November 2009, 
Politik und Verwaltung aufforderte, 
die Leistungen des Bottrop-Passes aus¬ 
zuweiten, zeigt die soziale Kälte von 
Ratsmehrheit und Verwaltungsspit¬ 
ze. Die aktuellen Armutsberichte der 
Landesregierung und auch der Bun¬ 
desregierung zeigen, wie sich die Schere 
zwischen Arm und Reich immer weiter 
öffnet - Bottrop bildet da keine Aus¬ 
nahme. Gleichzeitig auch die Mittel für 
eine Fortschreibung des Sozialberich¬ 
tes zu streichen, ist da nur eine Art von 
Konsequenz - nach dem Motto: Wir 
wissen, dass bei den Armen radikal ge¬ 
strichen wird, das wollen wir uns nicht 
auch noch in zukünftigen Sozialberich¬ 
ten Vorhalten lassen. Auch der Vor¬ 
schlag der SPD-Fraktion, die Daten in 
zehn Jahren einmal auswerten zu lassen, 
zeigt ihre ganze Hilflosigkeit und ihren 
Zynismus. Die Politik braucht aktuelle 
Informationen, um Armut zu bekämp¬ 
fen und nicht die Auswertung von völlig 
veralteten Daten. 

Auf der anderen Seite wird der Flug¬ 
platz „Schwarze Heide“ ebenso wie das 
geplante Gewerbegebiet zu einem im¬ 
mer größeren Millionengrab. Insgesamt 
wurden hier bereits 20 Millionen Euro 
investiert, ohne dass die Stadt davon 
einen Nutzen hat. Für den Flugplatz 
gibt es außer den Sportfliegern keinen 
wirklichen Bedarf. Geschäftsflugzeuge 


machen einen großen Bogen um die 
„Schwarze Heide“. Für das geplante 
flugaffine Gewerbegebiet soll jetzt für 
150 000 Euro, davon 30 000 Euro städ¬ 
tischer Anteil, eine Machbarkeitsstudie 
erstellt werden. Aber zu einem flugaf¬ 
finen Gewerbegebiet wird es niemals 
kommen. Die Verantwortlichen scheu¬ 
en die Fehlplanung öffentlich einzuge¬ 
stehen. Lieber wird weiter jährlich eine 
Verlustabdeckung von 137 000 Euro ge¬ 
zahlt und in ein Gewerbegebiet inves¬ 
tiert, statt endlich die Reißleine zu zie¬ 
hen. Die DKP Fraktion hatte schon vor 
10 Jahren vorgeschlagen, eine private 
Betreibergesellschaft für den Flugplatz 
zu gründen und den Grund und Boden 
im städtischen Besitz zu belassen. 

Tiefe Einschnitte im Geldbeutel 

Das Spardiktat wird insgesamt tiefe 
Einschnitte im Geldbeutel der Men¬ 
schen bewirken. Nach Berechnungen 
der DKP-Ratsfraktion kommt auf eine 
Familie mit zwei Grundschulkindern im 
offenen Ganztag eine monatliche Mehr¬ 
belastung von 80 Euro zu. Wie unsere 
Stadt systematisch kaputt gespart wird, 
musste Norbert Höving, der technische 
Dezernent der Stadt Bottrop, auf eine 
Frage der DKP im Rechnungsprüfungs¬ 
ausschuss zugeben. Die städtischen Mit¬ 
tel in der Straßenunterhaltung müssten 
verdreifacht werden, um dem jährlichen 
Sanierungsbedarf zu entsprechen. 
Zusammengefasst fehlt mir bei Ihnen, 
die Sie heute den Maßnahmen zum 
„Stärkungspakt“ zustimmen werden, 
die nötige Courage, sich endlich einmal 
so zu verhalten, wie ich es von vielen 
anderen Bottropern kenne. Statt im¬ 
mer nur zu bitten und zu betteln, dass 
von den Krümeln, welche vom Tisch 
der Herrschenden fallen, auch welche 
in Bottrop landen, wird Ihnen bald - das 
prophezeihe ich Ihnen heute - nichts 
mehr anderes übrig bleiben, als endlich 
beim Barthel den Most zu holen. In an¬ 
deren Gemeinden werden Brandbrie¬ 
fe an Bund und Land geschickt und si¬ 
cher sind einige Bürgermeister kurz da¬ 
vor, Zahlungen an die Banken und den 
„Fonds Deutsche Einheit“ schlicht und 
ergreifend einzustellen. Wenn Recht 
zu Unrecht wird, wird Widerstand zur 
Pflicht. 

Bürgerinnen gehen auf die Straße, Bür¬ 
gerinnen setzen sich gegen Unrecht zur 
Wehr. Sie, die Vertreter der Mehrheits¬ 
parteien loben ja immer wieder die 
Menschen in den nordafrikanischen 
Staaten. Sie loben die bunten so ge¬ 
nannten Revolutionen im Osten Euro¬ 
pas. Sie jubelten über die Montagsde¬ 
monstrationen in Leipzig. Wenn es je¬ 
doch um das Unrecht gegen die Basis 
der Demokratie in unserem Lande, ge¬ 
gen die Gemeinden geht, dann starren 
Sie immer noch wie die Kaninchen auf 
die Schlange und hoffen, es werde sich 
doch noch zum Guten wenden. Ich nen¬ 
ne so etwas Resignation. 

Sie werden also heute wieder einmal mit 
Mehrheit die Hand heben für den Ver¬ 
zicht, für die Geduld, für die Gleichgül¬ 
tigkeit, für den Fatalismus, für die Aus¬ 
sichtslosigkeit und die Hoffnungslosig¬ 
keit - statt für die Auflehnung und die 
Hoffnung. Von Selbstsicherheit und Op¬ 
timismus ist bei Ihnen keine Spur. 



Auch während der Ratssitzung demonstriert die „Bürgerinitiative Stenkhoffbad“ 
für den Erhalt des Freibads - vorne links Michael Gerber 


„In anderen Gemeinden werden 
Brandbriefe an Bund und Land 
geschickt und sicher sind einige 
Bürgermeister kurz davor, 
Zahlungen an die Banken und den 
,Fonds Deutsche Einheit' schlicht 
und ergreifend einzustellen. 
Wenn Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht !" 
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Die Reichen-Republik 

Anmerkungen zum Armuts-und-Reichtums-Bericht der Bundesregierung 


D rei Jahre länger brauchte die 
Bundesregierung, um heraus¬ 
zufinden, was das staatlich fi¬ 
nanzierte Deutsche Institut für Wirt¬ 
schaftsforschung (DIW) bereits im A- 
pril 2009 analysiert hatte: Die Spaltung 
der Gesellschaft in Arm und Reich 
hat in Deutschland bereits vor der Fi¬ 
nanzkrise ein neues Ausmaß erreicht. 
Nach Angaben des neuen Armuts- 
und-Reichtums-Berichts (A+R), der 
sich auf das Jahr 2008 bezieht und erst 
im Entwurf vorliegt und am 14.11.2012 
vom Kabinett beschlossen wird, hat¬ 
te die ärmere Hälfte der Bevölkerung 
nach Abzug der Schulden faktisch kein 
Vermögen (gerade mal 1 Prozent des 
Gesamtvermögens). Über 40 Millionen 
Menschen hierzulande sind also buch¬ 
stäblich Habenichtse. Umgekehrt hat¬ 
te sich bereits vor der Finanzkrise das 
reichste Zehntel (Dezil*) der Bevölke¬ 
rung mehr als die Hälfte des gesamten 
Netto Vermögens gekrallt: 53 Prozent. 
Die konkreten Zahlen des A+R-Be- 
richts und der DIW-Analyse weichen 
etwas voneinander ab, was mit den 
unterschiedlichen Erhebungsmetho¬ 
den zusammen hängt. Beide basieren 
auf Stichproben. Beim DIW ist es das 
SOEP (Sozio-ökonomisches Panel), 
eine repräsentative Wiederholungsbe¬ 
fragung, die jährlich durchgeführt wird. 
Der Armuts-und-Reichtums-Bericht 
hat die EVS, die Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe des Statistischen 
Bundesamtes zur Grundlage, die alle 
vier Jahre erhoben wird. Die Aussage 
zu den Spitzeneinkommen und Top ver¬ 
mögen sind bei der EVS begrenzt, da 
Haushaltsnettoeinkommen von mehr 
als 18 000 Euro monatlich nicht in der 
Stichprobe erfasst werden („nicht re¬ 
präsentativ genug“). Vermutlich aus 
diesem Grund kommt das DIW bei 
dem obersten Dezil der Reichen zu ei¬ 
nem höheren Ergebnis: dieses Zehntel 
hat danach 61,1 Prozent eingesackt. 
Auch zur weiteren Konzentration des 
Vermögens innerhalb der obersten 
zehn Prozent macht das DIW Angaben: 
Danach gehören dem reichsten Hun¬ 
dertstel, also 1 Prozent der Bevölke¬ 
rung, 35,8 Prozent des Vermögens und 
den Superreichen, dem obersten Tau¬ 
sendstel 22,5 Prozent. Etwa 20 000 Fa¬ 
milien/Haushalte, die „Oberen Zehn¬ 
tausend“ eben, nennen fast ein Viertel 
des gesamten deutschen Privatvermö¬ 
gens ihr eigen. Eine Reichtumskon¬ 
zentration wie zu den Hochzeiten des 
Feudal-Adels im Mittelalter. Das DIW 
kommt zu dem Ergebnis: „Gegenüber 
dem Jahr 2002 hat die Konzentrati¬ 
on der Netto vermögen im Top-Dezil 
weiter zugenommen, in allen anderen 
Dezilen sind die entsprechenden An¬ 
teilswerte für 2007 dagegen niedriger.“ 
(. DIW-Wochenbericht 4/2009, S. 59). 
90 Prozent der Bevölkerung haben also 
im Verteilungskampf verloren. 

Auch der A+R-Bericht der Bundesre¬ 
gierung kommt zu dem Ergebnis, dass 
sich der Reichtum immer mehr auf das 
wohlhabendste Zehntel der Bevölke¬ 
rung konzentriert. So hat dessen Anteil 
von 45 Prozent (1998) auf 49 Prozent 
(2003) und 53 Prozent (2008) zuge¬ 
nommen; in zehn Jahren also um acht 
Prozentpunkte - bei stark gestiegenem 
Gesamtvermögen. In der Finanzkrise 
dürfte sich diese Tendenz weiter ver¬ 
stärkt haben - das private Geldver¬ 
mögen ist jedenfalls höher als vor der 
Krise. Und das private Nettovermö- 
gen hat sich nach Angaben des Reich¬ 
tumsberichts zwischen 2007 und 2012 
um 1,4 Billionen Euro erhöht. Die Un¬ 
gleichverteilung dürfte sich sogar noch 
beschleunigt haben, denn die Krise 
trifft immer primär die „kleinen Leu¬ 
te“, deren Spargroschen bei den Mini- 
Sparzinsen sukzessive weginflationiert 
werden oder zum Stopfen von Lohn¬ 
einbußen (Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, 
Lohnkürzungen) verwendet werden 
müssen. Millionäre kennen keine Kri¬ 
se, sie verdienen an ihr. Und die diver¬ 
sen Rettungsschirme der Regierungen 
dienten vor allem dazu, dass die Rei¬ 
chen ihre Geld-Schäfchen ins Trockene 
bringen konnten. Gerettet wurde nicht 


der Euro, sondern die Euros der Millio¬ 
näre. Hält die Tendenz der Vermögens¬ 
konzentration der vergangenen Jahre 
an, dann gehört dem reichsten Zehntel 
in etwa einem Vierteljahrhundert ganz 
Deutschland. 

Die Herren des Geldes 

Noch stärker ist die Konzentration 
beim Geldvermögen, und zwar hier des 
Brutto-Geldvermögens. Die Bezugnah¬ 
me auf das Netto-Geldvermögen - also 
abzüglich Schulden - bringt hier nicht 
viel: denn die Oberen haben das Geld, 
die Unteren die Schulden. Nach den 
Erhebungen des Vermögensreports 
D.A.CH (Deutschland, Österreich, 
Schweiz) der Liechtensteiner Invest¬ 
mentgesellschaft Valluga gab es 2010 
in Deutschland 830 000 Euro-Millio- 
näre (nach Capgemini/Merrill Lynch 
924 000 Dollar-Millionäre). Das sind 
ziemlich genau 1 Prozent der Bevöl¬ 
kerung. Diese Millionäre und Multi¬ 
millionäre besitzen 44 Prozent (nach 
Capgemini 45,6 Prozent) des gesam¬ 
ten Geldschatzes in Deutschland. Sie 
haben also fast soviel Geld wie die 
restlichen 99 Prozent der Bevölke¬ 
rung (vgl. dazu: Die Herren des Gel¬ 
des, isw-spezial 26, S. 7). Die Steige¬ 
rung des Geldvermögens ging noch 
schneller als die des Gesamtvermö¬ 
gens vonstatten. Gegenüber 1990 hat 
es sich bis 2010 auf über 4 800 Milli¬ 
arden verdreifacht. 

Private und öffentliche Armut 

Hierzu sind aus dem Entwurf des Ar- 
muts-und-Reichtums-Berichts (über 
500 Seiten) bislang wenig Einzelhei¬ 
ten bekannt geworden. Die Armuts¬ 
rate wird mit 15,2 Prozent angegeben, 
danach wäre jeder siebte Einwohner 
arm. Als besondere „Armutsrisiken“ 
gelten nach wie vor Arbeitslosigkeit, 
alleinerziehende Mütter oder Väter, 
Migrationshintergrund. Das künfti¬ 
ge Ausmaß der Altersarmut lässt sich 
erst erahnen; sie dürfte sich infolge 
niedriger Renten in den nächsten 
Jahrzehnten dramatisch verschärfen. 
Auch das Phänomen „Armut trotz 
Arbeit“ nimmt mit Ausweitung des 
Niedriglohnsektors weiter zu. Nach 
Angaben des Statistischen Bun¬ 
desamtes arbeiteten 2010 20,6 Pro¬ 
zent aller Beschäftigten in Betrie¬ 
ben mit zehn und mehr Arbeitneh¬ 
mern für einen Niedriglohn, d.h. für 
einen Stundenverdienst von weniger 
als 10,36 Euro (2006 lag der Anteil 
noch bei 18,7 Prozent). Nimmt man 
die Kleinbetriebe noch dazu, dann 
dürfte der Anteil noch höher sein. Im¬ 
mer mehr Menschen müssen mit aty¬ 
pischen, d.h. prekären Arbeitsverhält¬ 
nissen vorlieb nehmen: 2000 waren es 
19,8 Prozent der Beschäftigten, 2010 
25,4 Prozent. Dazu werden vier Er¬ 
werbsformen gezählt: Teilzeitbeschäf¬ 
tigung mit bis zu 20 Wochenstunden, 
befristete Beschäftigung, Zeitarbeit 
und Mini-Jobs. 

Jede/r zweite atypisch Beschäftigte ist 
Niedriglöhner. Das deutsche Jobwun¬ 
der ist weitgehend fauler Zauber. 
Auch „die Einkommensspreizung hat 
damit zugenommen“, wird im Bericht 
lapidar zu der Tatsache festgestellt, dass 
die Spitzeneinkommen in den vergan¬ 
genen zehn Jahren erheblich gestiegen 
sind, während die Reallöhne mittlerer 
und unterer Einkommenskategorien 
gesunken sind. Weiter: „Eine solche 
Einkommensentwicklung verletzt das 
Gerechtigkeitsempfinden der Bevölke¬ 
rung und kann den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt gefährden“. Diese Ent¬ 
wicklung sei für die Politik „schwer be¬ 
einflussbar“, heißt es weiter (zit. nach 
FAZ, 19.912). Von wegen! Die Politik 
hat erheblich dazu beigetragen, dass 
die Schere zwischen Einkommens¬ 
reichtum und Einkommensarmut im¬ 
mer weiter aufging. In Richtung Ein¬ 
kommensarmut vor allem aber durch 
die verschiedenen Arbeitsmarktrefor¬ 
men im Rahmen der Agenda 2010 und 
der Hartz-IV-Regelungen. 

Sie alle zielten auf eine bewusste Aus¬ 
weitung des Niedriglohnsektors. Und 


im Hinblick auf Einkommensreichtum 
allein durch die mehrmalige Senkung 
des Spitzensteuersatzes, wodurch Spit¬ 
zenverdiener jährlich zwischen 10 und 
12 Milliarden Euro an Steuern einspa¬ 
ren. 

Aufhorchen lässt auch dies: Das be¬ 
trächtliche Anschwellen der Privat¬ 
vermögen weniger korrespondiert of¬ 
fenbar mit einem Abschmelzen der 
öffentlichen Vermögenswerte. In dem 
Bericht heißt es dazu: „Während das 
Nettovermögen des deutschen Staates 
zwischen Anfang 1992 und 2012 um 
über 800 Milliarden Euro zurückging, 
hat sich das Nettovermögen der priva¬ 
ten Haushalte von knapp 4,6 Billionen 
auf rund 10 Billionen Euro mehr als 
verdoppelt“ (zit. WiWo, 24.9.12). 

In diesem Vermögensverlust der Öf¬ 
fentlichen Hand dürften sich die ver¬ 
schiedenen Privatisierungswellen wi¬ 
derspiegeln. 

Zudem sei im Zuge der Euro-Rettung 
eine Verschiebung privater Forderun¬ 


gen und Verbindlichkeiten in staatliche 
Bilanzen festzustellen. In der Folge sei 
der Schuldenstand staatlicher Haushal¬ 
te 2010 auf rund 83 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts gestiegen. Ohne die 
Krise hätte er rund 70 Prozent betra¬ 
gen. 

Quellen des privaten 
Reichtums 

Eine Ursachenforschung, wie in so re¬ 
lativ kurzer Zeit eine derartige Akku¬ 
mulation von Reichtum in den Hän¬ 
den weniger hat stattfinden können, 
betreibt der Reichtumsbericht nicht. 
Wir sehen vier wesentliche Quellen, 
die hier nur kurz skizziert seien: 

1. die zunehmende Verschiebung der 
Einkommenspyramide hin zu Spitzen- 
und Millionärseinkommen sowie pro¬ 
fitbestimmten Einkommen, z.B. Boni, 
Tantiemen, Vorstandsbezüge etc. 

2. Zunahme der Rentierseinkommen: 
Zinserträge, Dividenden, Kapitalerträ¬ 
ge, Miet- und Pachteinnahmen, Speku¬ 
lationsgewinne. 

3. Erbschaften: Inzwischen ist die zwei¬ 
te Erbengeneration am Einsammeln; 
die Erben der Erben. 

Eine vierte und ganz entscheidende 
Reichtumsquelle war in den vergan¬ 
genen Jahren der Staat. Sämtliche Re¬ 
gierungen von Schwarz-Gelb-Kohl, 
über Rot-Grün, Große Koalition bis 
Schwarz-Gelb-Merkel brachten den 
Reichen und Superreichen zig Milliar¬ 
den an Steuergeschenken dar. Sie be¬ 
schleunigten so die Akkumulation des 
Reichtums und beförderten durch den 
Verzicht von Steuereinnahmen die öf¬ 
fentliche Armut. Sie haben zur Polari¬ 
sierung der Gesellschaft in Arm und 
Reich erheblich beigetragen. Genannt 
seien hier nur 


• die Aussetzung der Vermögensteuer 
seit 1997 (Kohl-Regierung). Deutsch¬ 
land ist unter den größeren OECD- 
Ländern das Land mit der niedrigsten 
Besteuerung von Vermögen: 0,9 Pro¬ 
zent des BIP (USA 3,3 Prozent, Frank¬ 
reich 3,4 Prozent) (Zu den Steuern 
auf Vermögen zählen u.a. Grundsteu¬ 
er, Vermögensteuer, Erbschaftsteuer, 
Vermögensverkehrssteuer). Mit der 
Vermögensteueraussetzung verzich¬ 
tete der Fiskus auch auf eine Vermö¬ 
gensstatistik. In Deutschland wird zwar 
jedes Schwein statistisch erfasst, nicht 
aber die goldenen Sparschweine der 
Reichen. 

• Mehrmalige Senkung des Spitzen¬ 
steuersatzes bei der Einkommensteu¬ 
er um insgesamt 11 Prozentpunkte un¬ 
ter Rot-Grün. 

• Mehrmalige Senkung des Körper¬ 
schaftsteuersatzes (AG, GmbH) auf 
zuletzt 15 Prozent durch Rot-Grün und 
Große Koalition. Dadurch waren höhe¬ 
re Dividendenausschüttungen möglich. 


Früher betrug der Satz 51 Prozent für 
nicht ausgeschüttete Gewinne und 30 
Prozent bei Ausschüttung. 

• Abgeltungssteuer auf Vermögens¬ 
einkommen (Zinsen, Dividenden) von 
lediglich 25 Prozent ab 2009. Dadurch 
wurden Zinseinkommen steuerlich 
besser gestellt als Einkommen aus Ar¬ 
beit. Die Steuereinkünfte aus Zinser¬ 
trägen sanken. 

• Reform der Erbschaftsteuer, wodurch 
die Vererbung von Großvermögen und 
Betriebsvermögen begünstigt wurden. 
Trotz gestiegener Erbvolumina ist da¬ 
durch das Erbschaftsteueraufkommen 
gesunken. 

• Keine wirksamen Maßnahmen gegen 
Steuerhinterziehung und Steuerflucht. 
Allein in der Schweiz hatten reiche 
Deutsche im Jahr 2012 Vermögen von 
insgesamt 275 Milliarden Euro gebun¬ 
kert. Nach Schätzungen der deutschen 
Steuergewerkschaft sind davon min¬ 
destens 150 Milliarden Euro steuerlich 
nicht deklariert. 

Umfairteilen! 

Ein Satz im Entwurf des Reichtumsbe¬ 
richts sorgte für helle Aufregung im po¬ 
litischen Berlin: „Die Bundesregierung 
prüft, ob und wie über die Progression 
der Einkommensteuer hinaus privater 
Reichtum für die Finanzierung öffent¬ 
licher Aufgaben herangezogen werden 
kann“ (A+R-Bericht, S. XLII). 

Selbst die Andeutung einer Umvertei¬ 
lung von oben nach unten stieß auf den 
entschiedenen Widerstand der Ultra- 
Neoliberalen in Kabinett und Kapital- 
Presse. Das Rösler-Ministerium und 
die FAZ verlangten kategorisch die 
Streichung dieses Satzes: „Forderun¬ 
gen nach noch mehr Umverteilung sind 
für das Bundeswirtschaftsministerium 


nicht zustimmungsfähig“ und meinte 
damit nicht die seit Jahrzehnten be¬ 
triebene Umverteilung von unten nach 
oben. Und Frau von der Leyen knickte 
auch prompt ein. Es gehe lediglich da¬ 
rum, private Spenden und Stiftungen 
zu erhöhen. 

Befürchtet wird eine öffentliche Um¬ 
verteilungsdebatte, eine Koalition der 
Gewerkschaften, Sozialbewegungen, 
Sozialverbände und der politischen 
Linken aller Schattierungen, die sich 
für höhere Steuern auf Großvermö¬ 
gen, Profite und Spitzeneinkommen 
einsetzt. Es geht bei den Herrschenden 
die Angst um, dass die 99 Prozent den 
politischen Druck entwickeln könnten, 
der notwendig wäre, um eine Umver¬ 
teilung von oben nach unten durchzu¬ 
setzen. 

Ohne eine solche Besteuerung wird 
sich hierzulande nichts zum Besseren 
wenden, wird die Polarisierung der Ge¬ 
sellschaft weiter voranschreiten. Wie 
eine solche Besteuerung ausgestal¬ 
tet wird, ist zweitrangig: Es kann 
durch eine Wiedereinführung einer 
Vermögensteuer geschehen, durch 
eine Erbschaftsteuer, die über Sozi¬ 
alkosmetik hinausgeht; durch eine 
einmalige Abgabe bei Geldvermö¬ 
gen und natürlich entsprechend 
progressiver Besteuerung von Pro¬ 
fiten, Gewinneinkommen, Zinsein¬ 
kommen und Spitzenverdiensten. 
Klar ist: Jede Milliarde, die den Mil¬ 
lionären zusätzlich weggesteuert 
wird, kann die staatliche Ausgaben¬ 
politik zugunsten mehr Bildungs¬ 
und Sozialleistungen, zugunsten 
einer ökologischen Energiewende 
befördern. Es ist zudem eine Milli¬ 
arde, die dem Finanz- und Speku¬ 
lationskarussell entzogen würde. 
Konsens sollte aber auch bestehen: 
Jede Besteuerung der Millionärs¬ 
vermögen unterhalb des jährlichen 
Wertzuwachses dieser Vermögen 
verhindert nicht eine weitere Ak¬ 
kumulation der Vermögen in den 
Händen weniger. Sie entschleunigt 
diesen Prozess bestenfalls, stoppt 
ihn aber nicht, sie verlangsamt viel¬ 
leicht die Raserei auf den Finanz¬ 
märkten, bringt die Spekulations¬ 
räder aber nicht zum Anhalten. 
Nur eine so genannte Substanzbe¬ 
steuerung der Millionärsvermögen 
kann den bisherigen Verteilungstrend 
umkehren, sei es durch einen einma¬ 
ligen Vermögensschnitt, verbunden 
mit einem Schuldenschnitt, oder durch 
eine kontinuierliche Besteuerung, die 
an die Substanz der Vermögen geht, 
diese also real abschmilzt. Sie müsste 
bei den Millionärsvermögen bei über 
acht Prozent jährlich liegen; um etwa 
diesen Prozentsatz reichern sie durch 
entsprechendes asset management 
der Finanz-Vermögensverwalter ihre 
Schätze an. Dabei ließe sich zunächst 
eine erste Grenze des Abschmelzens 
setzen: Die Millionäre in Deutsch¬ 
land verfügen über einen Geldschatz 
von zusammen 2 200 Milliarden Euro. 
Würde man über eine Millionärssteu¬ 
er die Hälfte wegsteuern, könnte man 
sehr viel gegen die private und öffent¬ 
liche Armut tun. Und keiner der etwa 
850 000 Euro-Millionäre müsste einen 
Antrag auf Hartz IV stellen. Eine sol¬ 
che Politik würde das im Grundge¬ 
setz niedergeschriebene Fundament 
des deutschen Sozialstaates ernst neh¬ 
men: „Eigentum verpflichtet. Sein Ge¬ 
brauch soll zugleich dem Wohl der All¬ 
gemeinheit dienen“ (Artikel 14,2). Der 
damalige Verfassungsrichter Böcken- 
förde schrieb 1995 in seinem Minder¬ 
heitenvotum zur Vermögensteuer den 
Satz, dass die Sicherung unbegrenzter 
Eigentumsakkumulation nicht Inhalt 
der Eigentumsgarantie sei (vgl. Heri¬ 
bert Prantl in SZ, 18.9.12). 

Fred Schmid/isw 

* Dezile teilen die Bevölkerung in io gleich 
große Teile. Das i. Dezil beinhaltet die un¬ 
tersten io Prozent der Haushaltsnettoein¬ 
kommensbezieher, das io. Dezil die obersten 
io Prozent. 


ID. reichste 
Zehntel 
ü.Zehntel 

«.Zehntel 

7. Zehntel 

G.Zthnlel 

azehntel 

•».Zehntel 

32ehnlel 

zieimfel 

Unrates 

Zehntel 


61 , 1 % 



57.9X1 


2007 

2002 


die Hälfte der Bevölkerung 
hat per Saldo nichts 

Anteil eines jeweiligen Zehntels am 
gesamten Vermögen (minus = mehr 
Schulden als Vermögen). Die reichsten 
10 % verfügen über mehr als 60 % 
des gesamten Vermögens. 
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FREITAG 16.1t. 2012 

DKP Niedersachsen 
Hannover. UoEgersweg ßa 
at> 20.00 Uhr Begrüßung 


* Fatoserie „Widerstand gegen die Gasloren" 

* Poelry Slam aus Hannover 

* Imbiss und Gelränke 


^ ,ar hört B°ti 

Hannover 
’ Konzert 

am 17, November 

19.30 Uhr im Freizeitheim Linden 

Es spielen 


SAMSTAG 17.11.12 

Freizeittieim Linden 

10.DO Ljhr Einlass, KonferenzanmeldLing 

10.30 Uhr Statements und Diskussion 

* Teilhabe als Lüge-, Kultur als Waffe 

Dietnvir Dath 

* Lenin. Luxemburg, Gramsci, Brecht und 
die kOttStierleche Parteilichkeit 

□ielher Dehrn 

13,00 Uhr Mittagspause 

14.30 Uhr Workshops 

* Gewerkschaften* Netzwerke und Kom¬ 
munen: Gemeinsam gegen 
kulturellen Kahl sch lag! 

Moderateren: Jane Zahn (Kabarettislin), 
Friedrich Kullmann (verdi FB Kunst), Wer¬ 
ner Lutz (Künstiärinilialtve Unruhestiflän) 


♦ Michael Letz und Diettier Dehrn 

* D G B-C hör Han n o ve r 

♦ Peter Schenzer und Dirk Wilke 

* Q ma-Körn e r-Ba nd 


* Bildbetrachtung 

Moderation: Mechthild Hartung (Wblfsburg) und 
Michaela von Behm (Frankfurt a. M.) 

Interessierte Künstlerinnen und Künstler können bei 
rechtzeitiger Anmeldung eigene Werke mitbringen’ 


* Deutsche Leitkultur- 
Deutschtümelei roloadod 

Referent: Jörg KronaUer {Journalist, Köln) 

* Für wen ich singet Das politische Lted 
heute 

Moderator: Diether De hm 


TeiInehmerkosten KulturfoRim: Kontakt und Anmeldung; 

DKP c/o Werner Lutz 

Gesamtkarte Kulturforum 1 s,- € Nümberger Straße 45, 91052 Erlangen 

Ka rte f ü r Konzert € Tel. 09131 /40467 4 * ein heiztext #t-on I in e.d e 


Toskana, nah am Reer 

biohtf.de 10039.0546. «U?a 


Ükohof m Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus o<k.t Häuschen; 
Kindciparadies. 




EntschLeunigung: 


KliIu' & Natur satt im MüriLx-Naüunal- 
park, 2 FcWaje 2 3 Fers, gunzjührigin 
Kratzcbur^Gran/in, Havel & Havelsccn. 
Buch & Rad Info: www.Lriuugga.dt! oder 
03 31/0707% (AB) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de 
www.toskana-biohof.de 


@to§tIjof Reimes 


'Superior 


1685 


El 


175 » 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf selig fl 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prospekt 
anf ordern 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauch erzi mm er und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet 
Frühstüüksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. * VP, 22,-fp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


Einladung 

zur Vollsitzung der Internationalen Kommission der DKP am 

Samstag, 13. Oktober 2012, um 11.00 Uhr 
im Gewerkschaftshaus Frankfurt/M., Wilhelm-Leuschner-Stra¬ 
ße 69-77, Raum 3. 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Zur Vier-Parteien-Zusammenarbeit 

2. Referent: Volker Metzroth, Mitglied des Sekretariats des Parteivor¬ 
standes/ Diskussion 

3. Kurzreferat zur Situation im Iran und in Syrien 

4. Referentin: Rosi Feger, Mitglied der Internationalen Kommission/ 
Diskussion 

5. Berichte und Informationen zur internationalen Tätigkeit seit der letz¬ 
ten Vollsitzung, verbunden mit Beschlusskontrolle 

6. Termine und Verschiedenes 

Die Tagesordnungspunkte 1 und 2 sind parteiöffentlich 


DKP Hessen 

„Gewerkschafts- und betriebspolitisches Forum 
der DKP Hessen“ 

„Dringend gesucht: Alternativen zum Kapitalismus - Wie den Kampf orga¬ 
nisieren?“ - Rolle und Aufgaben einer progressiven Gewerkschaftspolitik 


Einladung 

zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Sachsen-Anhalt 
am Samstag, 17. November 2012 

Beginn: 10.00 Uhr 

Ort: Reilstr. 10-06114 Halle (Saale) 

Tagesordnung: 

• Referat zum Leitantrag des Parteivorstandes 
zum 20. Parteitages der DKP 

• Diskussion 

• Beschlussfassung 

• Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag 

Partei Vorstand der DKP 
Koordinierungsrat der DKP in Sachsen-Anhalt 


Anzeigen helfen der UZ 


Referent: Walter Listl (ISW München) 

Samstag, den 10. November 

Ort: Hanau Kesselstadt, Reinhardskirche - Jakob Rullmann Str. 6 
Zeit: 10:30 Uhr bis ca. 16:00 Uhr 

DKP BG Metall Hanau 


Rote Hilfe Kalender 2013 
„Frauen der Roten Hilfe“ 


10- Euro + Porto / 
Einzelbesieliung 
bei: kaknder-rh@wcb.de 

Postadresse nicht v ergessen 




Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 

_ dave-v@freenet.de _ 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


PapyRoSSa Verlag I Luxemburger Str. 202 1 50937 Köln 


K t 


? -» l 


iZ t 

- Jörg Roesler 

5 Geschichte 
der DDR 

z 1 •••♦ t *- 



Georg Fülberth: Geschichte der BRD 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Georg Fülberth beschreibt die Entwicklung des bürgerlichen 
Deutschland auf der einen Seite als Selbstbefreiungskampf 
des deutschen Kapitalismus aus der Sicherungsverwah¬ 
rung, die ihm 1945 auferlegt wurde und sich ab 1990 zur Do¬ 
rn nanz über Europa wandelte. Auf der anderen Seite steht 
der Kampf um mehr Gleichheit, Demokratie und Frieden. 

115 S.| EUR 9,90 

Jörg Roesler: Geschichte der DDR 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Jenseits der üblich gewordenen Horrorszenarien klärt Jörg 
Roesler auf über die Geschichte des kleineren deutschen 
Staats als »Moskaus ungeliebtem Kind« und Alternative 
zum mächtigeren kapitalistischen Deutschland, dem es 
geopfert wurde, als es als Vorposten im Kalten Krieg nicht 
mehr gefragt war. 

130 S.| EUR 9,90 


Domenico Losurdo: Stalin 

Geschichte und Kritik einer schwarzen Legende 

Staatsmänner wie Churchill und Intellektuelle wie Hannah 
Arendt zollten Stalin einst große Achtung. Im Kalten Krieg 
wurde dieser dann zu einem Hitler ebenbürtigen Monster 
dämonisiert. Losurdo hinterfragt diese Stalinbilder allesamt 
und setzt Stalins Politik in ihren konkreten historischen Kon¬ 
text Mit einem Essay von L. Canfora. 

451 S. | EUR 22,90 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Anzeigen helfen 
der UZ 


Griechenland - 





olidarität! 


9¥* 




-./* 


m 


Sonne der Geffechtigkeit*' 

Lieder von Mikis Theodora kis s in deutscher Sprache 
Konzert der Gruppe QUIJOTE 

es spricht Gj or g OS Chondros 

SYNASPISMOS/SYRIZA, Griechenland 


10. Oktober 2012, 19:30 Uhr 
Kulturzentrum Neuperlach 
Hanns-Seidel-Platz 1, 81739 München 


f 


Veranstalter 


EuropeanLEFT 


in München verfrfiiBi 


die unke. 





Die Veranstaltung wird unterstützt von: Bayerische linke GRÜNE, 
Forum Eurokrise beim Sozialforum München, Mezopotamischer 
Kulturverein 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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unsere zeit 


Aktionen/ Termine/ Impressum 


Dampf gemacht für die UZ! 

Alte Modelleisenbahnen sind eine echte Hilfe für unsere Zeitung 



Die Aktion „Dampf machen für die 
UZ“ ist bisher von einer ganzen Rei 
he Leserinnen der UZ unterstützt wor¬ 
den. Die Idee dahinter: In vielen Kel¬ 
lern, Dachböden und Schränken lagern 
ungenutzt alte Modelleisenbahnen. 
Die UZ bittet ihre Leserinnen da¬ 
rum, sie für unsere Zeitung zu 
spenden und an die Redak¬ 
tion zu schicken. Die Teile 
werden auf unterschied¬ 
lichen Wegen mög¬ 
lichst optimal ver¬ 
marktet, der Erlös 
kommt der UZ 
zugute. 

Die bisherige 
Bilanz: Die Ak¬ 
tion ist ein Er¬ 
folg. 470 Euro ka¬ 
men bisher zusam¬ 
men, Material für 
geschätzte 300 Euro 
liegt darüber hinaus für 
den Verkauf bereit. Das 
ist für unsere Zeitung eine beachtliche 
Summe. Sie hilft uns bei der Verbesse¬ 
rung der technischen Ausstattung der 
Redaktion. 

Im Rahmen der Neugestaltung des 
neuen Layouts der UZ wurde die völlig 
veraltete Software ersetzt, die Zeitung 


kann nun auf zwei 
neuen Rechnern gestaltet 
werden. Der technisch völlig überholte 
Gestaltungsrechner konnte ausgemus¬ 
tert werden. In den Monaten vorher 
war er mehrfach - natürlich ausgerech¬ 
net immer in der Endphase der Redak¬ 
tionsarbeit - ausgefallen und musste 
notdürftig wiederbelebt werden. Das 


gelang zwar immer noch irgendwie - 
bekanntlich ist deswegen ja keine 
Ausgabe der UZ ausgefallen -, 
aber daran gefehlt hat 
etliche Male nicht 
mehr viel. 

Für die Zukunft 
und für die Ver¬ 
besserung der 
Qualität unse¬ 
rer Zeitung sind 
aber noch etli¬ 
che Anschaffun¬ 
gen erforderlich. 
Und dazu leis¬ 
ten die Eisen¬ 
bahn-Spender 
einen ganz wert¬ 
vollen Beitrag. 
Angekommen sind 
bisher die unterschiedlich¬ 
sten Päckchen, Pakete und gar gan¬ 
ze Kofferraum-Ladungen per PKW: 
Christel aus Buchholz spendete gleich 
drei Umzugskisten voll, gefüllt mit einer 
alten Märklin-Anlage. Gerd aus Essen 
spendierte uns einiges aus DDR-Pro- 
duktion, Alice aus Saarbrücken trennte 
sich von alten Fleischmann-Beständen, 
noch älteres von Fleischmann (Made in 
Germany - US-Zone) schickte uns Hol- 
ger aus Kaltenkirchen. Auch die Samm¬ 


lungsreste von Manfred aus Neu-Ulm 
brachten uns weiter. Gleich einen gan¬ 
zen Kofferraum voll Material (Loks, 
Waggons, Schienen und vieles andere) 
brachten uns Irene und Rudi aus Frank¬ 
furt in der Redaktion vorbei und waren 
so schnell wieder weg, dass wir uns nicht 
einmal angemessen bedanken konnten. 
Weitere Sendungen sind angekündigt, 
so zum Beispiel von Günter aus Es¬ 
sen. Wir freuen uns darüber und bitten 
auch weiterhin um Modelleisenbahn- 
Spenden. 

Da gibt es auch schon mal Anfragen 
an die Redaktion, was wir gebrauchen 
können. Bisher war es alles, was wir er¬ 
halten haben (also überwiegend Loks, 
Waggons, Schienen, Signale, Oberlei¬ 
tungsmaterial etc.). Hersteller, Alter 
und Maßstab spielt keine Rolle. Wer 
sich nicht sicher ist, kann gern in der 
Redaktion nachfragen unter der Tele¬ 
fonnummer 0201-225 447. 

Die Redaktion der UZ bedankt sich 
herzlich bei allen Spenderinnen und 
Spendern. Und nicht zuletzt bei Bernd, 
der die tolle Zeichnung beisteuerte. 
Auch für die Zukunft gilt: Machen wir 
gemeinsam mehr Dampf für unsere 
UZ! 


Die Redaktion der UZ 


Mit UZ und UZ-Extra in die Aktion 


Knigge am Info-Stand 


Am 29. September ging die jun¬ 
ge Kreisorganisation Zollernalb der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
auf die Straßen von Albstadt-Ebingen 
zum umFAIRteilen. Mit der UZ-Extra 
wurde ein Flugblatt des Bezirks Baden- 
Württemberg gegen die Militarisierung 
durch die Bundeswehr verteilt, zusätz¬ 
lich wurde die reguläre UZ im Freiver- 
kauf angeboten. Dabei wurden zehn 
Exemplare verkauft und gute Gesprä¬ 
che geführt. Tatkräftige Unterstützung 
erhielt die Parteigruppe dabei von zwei 
jungen Genossen, die (noch) nicht Mit¬ 


glieder der Partei sind. Nebenbei wur¬ 
de noch der Infostand des kommuna¬ 
len Bündnisses „ZUG“ unterstützt, in 
dem die DKP in Albstadt eine wichti¬ 
ge Rolle spielt. Diese gelungene Akti¬ 
on beweist wieder einmal deutlich, dass 
man auch mit kleinen Kräften viel be¬ 
wirken kann. „Unser Ziel bleibt es, die 
Menschen wachzurütteln, zum konse¬ 
quenten Kampf gegen das menschen¬ 
verachtende kapitalistische System zu 
motivieren und auf diesem Weg immer 
neue Mitstreiter zu gewinnen“, erklärte 
ein Sprecher der DKP Zollernalb. 




\m] 


»] 





Infostand der DKP Gießen mit Mitgliedern des neu gewählten Kreisvorstandes. 


Der Deutsche Knigge-Rat hat sich Ge¬ 
danken gemacht, wie man am Stand 
Kontakte knüpfen kann, wie man für 
sich werben kann, wann und wie man 
wen anspricht, ohne aufdringlich oder 
unhöflich zu werden: Passanten dürfen 
nicht von der Seite angesprochen wer¬ 
den. Blickkontakt soll erwidert werden. 
Kommt ein Passant auf den Stand zu, 
dann dürfe er angesprochen werden. 
Das gelte ab einer Entfernung von 
zwei bis drei Metern. Die Entfernungs¬ 


angaben seien Ausdruck für die „soge¬ 
nannte gesellschaftliche Distanz, inner¬ 
halb derer Gespräche geführt werden.“ 
Habe der Passant diese „Zone“ betre¬ 
ten und ein Interesse bekundet, sei es 
unhöflich, ihn nicht anzusprechen und 
nur in die Luft zu gucken.“ Der „Große 
Knigge“ kostet im Subskriptionspreis 
29,95 Euro. Er enthält allerdings keine 
Angaben zu einem klassenkämpferi¬ 
schen Auftreten. 


MO ★ 8 . OKT 


Berlin: „Krise, Fiskalpakt, Demokratie¬ 
entwicklung in Europa und die Aufga¬ 
ben der Linken“, Veranstaltung mit Leo 
Mayer vom Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung (isw) und stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP. Schank¬ 
wirtschaft BAIZ, Torstraße/Christinenstra¬ 
ße (Prenzlauer Berg, Nähe U-Bhf. Rosa- 
Luxemburg-Platz), 19.00 Uhr._ 

Essen: „Was tun gegen den Kahlschlag 
in Essen?“ Das „Bürgerbegehren Stadt¬ 
teilbibliotheken“ lädt ein zu einer Bür¬ 
gerversammlung. Zeche Carl, Wilhelm- 
Nieswandt-Allee 100,19.00 Uhr. 


Dl ★ 9. OKT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP 
Köln-Mülheim. Berliner Straße 97-99, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 10. OKT 


München: „Sonne der Gerechtigkeit“, 
Konzert zur Solidarität mit Griechenland. 
Die Gruppe Quijote präsentiert Lieder von 
Mikis Theodorakis in deutscher Sprache. 
Es spricht Giorgos Chondros, Synaspis- 
mos/Syriza, Griechenland. Veranstalter: 
Europäische Linkspartei, in München 
vertreten durch die Partei „Die Linke“, 
DKP, Partei der Freiheit und Solidarität, 
Synaspismos. Kulturzentrum Neuperlach, 
Hanns-Seidel-Platz 1 (U5, Neuperlach 
Zentrum), 19.30 Uhr, Einlass ab 18.30 Uhr. 


DO ★ 11. OKT 


Fellbach: Jahreshauptversammlung der 
DKP Rems-Murr. Wirtshaus Zorn Schiller, 
Schillerstraße 24,18.30 Uhr. 


FR ★ 12. OKT 


Karlsruhe: Jahreshauptversammlung der 
DKP Kreis Karlsruhe. Walhalla, Augarten¬ 
straße 27,19.00 Uhr. 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt mit dem Dokumentarfilm: 
„Zeit für Zeugen - eine Hommage an 
Ettie und Peter Gingold“. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


Ml ★ 17. OKT 


Stuttgart: Veranstaltung des Waldheim¬ 
vereins mit dem Historiker Dr. Hans-Georg 
Müller zur Geschichte der Arbeiterbewe¬ 
gung in Sillenbuch-Heumaden-Rieden- 
berg. Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock- 
Straße 26,19.30 Uhr. 


SA ★ 20. OKT 


Lüneburg: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Lüneburg. Gasthausbraue¬ 
rei Nolte, Dahlenburger Landstraße 102, 
17 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 

Normalabonnement 

□ jährlich 126,— Euro 

□ halbjährlich 64,— Euro 

Förderabonnement 

□ jährlich 160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 

□ jährlich 72,— Euro 

□ halbjährlich 37,— Euro 


Abonnementpreise mit 
Einzugsermächtigung 

Ermäßigtes Abonnement 


□ 

jährlich 

66,— Euro 

□ 

halbjährlich 

33,50 Euro 

□ 

vierteljährlich 

17,—Euro 

□ monatlich 

Normalabonnement 

6,— Euro 

□ 

jährlich 

120,—Euro 

□ 

halbjährlich 

61,— Euro 

□ 

vierteljährlich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 22. bis 28. September 


‘s is‘ Oktoberfest... 



... und „München säuft kotzt säuft brunzt kotzt ersäuft zerkotzt verbrunzt“, wie es auf der Internet-Seite des Kunstprojek¬ 
tes muenchenkotzt.de heißt. Von da stammt auch das Foto. 


„Ihr seid Kurt“ 

Bayern München einmal anders 


Samstag 

Die Freie Syrische Armee (FSA) hat ihre 
Kommando zentrale nach eigenen Anga¬ 
ben von der Türkei nach Syrien verlegt. 
Diese Mitteilung ist vor allem anderen 
ein weiterer Nachweis, in welch bekla¬ 
genswertem Zustand sich das Völker¬ 
recht befindet. 

Die Unterstützung Aufständischer gegen 
einst völkerrechtlich anerkannte Regie¬ 
rungen ist mehr als hoffähig geworden, 
sie ist eine der steinzeitlichen Regeln, 
nach der die „ Stärkeren “ um die USA 
weltweit ihr blutiges Werk verrichten. 

Montag 

Zuviel Sprengstoff war dafür verantwort¬ 
lich, dass Bankräuber im westfälischen 
Nottuln zwar ungerührt einige tausend 
Euro aus den Trümmern eines Geldauto¬ 
maten bergen konnten, andererseits aber 
wohl außerplanmäßig das Umfeld des 
Automaten, die örtliche Sparkassenfilia¬ 
le, in Trümmer legten - den Schaden von 
mehreren Hunderttausend Euro wird die 
Versicherung zahlen, falls sie denn zahlt. 
Rechtsstreit nicht ausgeschlossen. 

Wer muss da nicht an das ungerühr¬ 
te Verhalten der Großbanken denken. 
Winken Renditen jenseits der 10 Pro¬ 
zent, wird das Weltfinanzkasino schon 
mal gesprengt, auch wenn rund um den 
Globus die Volkswirtschaften in Trüm¬ 
mer sinken. Die Schäden in Billiarden¬ 
höhe tragen in jedem Fall die arbeitenden 
Menschen. Es sei denn, sie weigern sich - 
Revolution vorausgesetzt. 

Mittwoch 

Nach dem Grundgesetz sind Kirche und 
Staat getrennt. Dass das nicht stimmt, 
wird nirgendwo so deutlich wie beim 
Einzug der Kirchensteuer durch den 
Staat. 

Dass das so bleibt, hat jetzt das Bundes¬ 
verwaltungsgericht entschieden. Man 
mag den Versuch eines Gläubigen naiv 
nennen, die Steuer nicht mehr zu zahlen 
und doch treues Glied seiner Kirche blei¬ 
ben zu wollen; rechtlich sollte das eigent¬ 
lich kein Problem sein. 

Dass die Frage nicht zwischen dem be¬ 
sagten Gläubigen und seiner Kirche ent- 


Am 5. Oktober 1962 wurde die erste 
Single der Beatles in Großbritannien 
veröffentlicht. „Love Me Do“ und „P.S. 
I Love You“ waren von Paul McCart- 
ney und John Lennon komponiert und 
gemeinsam mit George Harrison und 
Ringo Starr eingespielt worden. 

Die Single erreichte in der britischen 
Hitparade als höchste Platzierung den 
17. Platz. Das deutete nicht gerade auf 
den kometenhaften Aufstieg der vier 
jungen Liverpooler hin. Sicher, da war 
ein Plattenvertrag mit EMI, da war die 
Zusammenarbeit mit dem kompeten¬ 
ten Produzenten George Martin, da 
war ein ehrgeiziger Manager namens 
Brian Epstein; da war aber auch das un¬ 
gläubige Lachen der EMI-Manager als 
Martin bei einer Vorstandsitzung sagte, 
von den Beatles werde man noch viel 
hören. 

Vorerst blieb man im Lande und nährte 
sich redlich. Eine Tournee jagte die an¬ 
dere, die erste LP „Please, Please Me“ 
wurde produziert und im Laufe des Jah¬ 
res 1963 produzierte man verschiedene 
Nr.-l-Hits, darunter „She Loves You“. 
In England waren die Beatles eine Sen¬ 
sation, aber von der Beatlemania war 
man weit entfernt. Das sollte sich in nur 
einer einzigen Nacht ändern. 

Am 13. Oktober 1963 bemächtigten 
sich die britischen Medien der Beatles. 
Über ein Fernsehkonzert berichteten 
alle Zeitungen in großer Aufmachung. 
Alle schrieben ähnlich wie der „Daily 
Mirror“: „Die Polizei konnte nur mit 
Mühe 1 000 kreischende Teenager zu¬ 
rückhalten, als die Beatles nach ihrem 
Auftritt im Palladium abfuhren.“ 

Nur, da war nichts gewesen. Dezo Hoff- 
mann, Mitarbeiter von Epstein, sagte 
später: „Es gab an diesem Abend keine 
Tumulte, ich war doch dabei. Wir sahen 


schieden wurde, zeigt, dass sich seit Tet- 
zels Zeiten nichts geändert hat: „Sobald 
der Gülden im Becken klingt im huy 
die Seel im Himmel springt„Nichts“ 
ist aber falsch: Luther blies damals zur 
Reformation, heute tun die „Evangelen“ 
fleißig mit. 

Man kann Kristina Schröder vieles vor¬ 
werfen und hat das schon getan. Die Frau 
ist ein schwarz-braunes Tuch für alle, die 
sich als arbeitende Menschen auch nur 
ihrer unmittelbaren Interessen bewusst 
sind. In einem Punkt aber ist Frau Schrö¬ 
der konsequent: alle ihre Vorstöße sind 
zuverlässig reaktionär. 

Das Betreuungsgeld für Oma und Opa, 
das mit so liebem Augenaufschlag daher¬ 
kommt, verfolgt unbeirrbar die Linie, die 
Solidargemeinschaft weiter auszuhöhlen. 
Verantwortung zwischen den Generatio¬ 
nen soll vor allem individuell und eben 
nicht gesellschaftlich hergestellt werden. 
In die Solidarkassen wird zwar weiter 
einbezahlt, alle Leistungen von der Wie¬ 
ge bis zur Bahre sollen aber über die in¬ 
dividuelle Schiene Kind-Eltern-Groß¬ 
eltern erbracht werden. Das erhöht den 
Druck auf die arbeitende Bevölkerung 
und bietet Spielraum zur Entlastung der 
Unternehmer. Ein sauberes Früchtchen, 
die Kristina. 

Freitag 

Die SPD wird sich einen anderen Namen 
zulegen müssen. Sozial geht schon lange 
anders und wie demokratisch es bei den 
Troikanern zugeht, davon handelt das 
heutige Lehrstück. 

Wie einst Napoleon und die russischen 
Autokraten setzt sich Peer Steinbrück 
die Kandidatenkrone höchst eigenhän¬ 
dig auf, assistiert allenfalls von Frank- 
Walter Steinmeier, der mehr gezogen 
wird als dass er hinsinkt. Gabriel wird 
zumindest hinsichtlich des Zeitplanes 
über den Tisch gezogen, die SPD-Basis 
wird einfach überfahren. 

Nach dieser Kandidatenkür ist klar, 
Steinbrück hat sich nicht geändert. Falls 
er gewählt wird, ist nur das Schröder- 
Szenario denkbar: Geld her, Schnauze, 
Basta. Adi Reiher 


vielleicht acht Mädchen, möglicherwei¬ 
se waren es sogar weniger.“ 

Die Zeitungen jedoch fuhren in ihrer 
aggressiven Berichterstattung fort, bis 
der Hype um die Beatles endlich auf 
dem beschriebenen Niveau angekom¬ 
men war. 

In der Rückschau bietet sich folgende 
Erklärung an. Großbritannien steck¬ 
te in der Krise. Die Stimmung war 
schlecht, sehr schlecht. Die Preise stie¬ 
gen genauso wie die Arbeitslosenzah¬ 
len. Das Ansehen der Regierung litt 
unter dem Profumo-Skandal und der 
erfolglosen Fahndung nach den Post¬ 
räubern. 

Zumindest bei der englischen Jugend 
spielten diese Ereignisse in den fol¬ 
genden Monaten (und Jahren) keine 
Rolle mehr. Die Beatles und ihre Mu¬ 
sik (und in der Folge zahlreiche ande¬ 
re Popgruppen) traten im Bewusstsein 
vieler Teenager an die Stelle des realen 
Lebens. 

Die Weltkarriere der Beatles aber öff¬ 
nete sich, als das britische Modell auf 
die USA übertragen wurden. Rassen¬ 
unruhen, der Vietnam-Krieg, die Er¬ 
mordung Kennedys erschütterten das 
Land. Für viele Jugendliche wurde das 
uninteressant, als sie im Februar 1964 
in der Ed-Sullivan-Show mit John, Paul, 
George And Ringo konfrontiert wur¬ 
den. 

Als einige Jahre später der Traum aus 
und die Beatlemania vorbei war, dach¬ 
ten viele Teenager wie die junge Helen 
aus Virginia: „Ich habe John Lennon 
drei Jahre meines Lebens geopfert.“ 
Lennon selbst kosteten die Spätfolgen 
der Beatlemania das ganze Leben. 1980 
wurde er bekanntlich von einem „Fan“ 
erschossen. 

AR 


Zu Ehren des ehemaligen Präsidenten 
(siehe Kasten) des FC Bayern Mün¬ 
chen veranstaltet die Ultra-Fan-Grup- 
pe „Schickeria München“ inzwischen 
regelmäßig das Kurt-Landauer-Turnier. 
Das letzte fand im Sommer dieses Jah¬ 
res statt. Zwanzig Fan-Mannschaften 
aus ganz Europa (die meisten stamm¬ 
ten natürlich aus München) nahmen 
teil, aber auch Teams der politischen 
Gruppen „Jugendliche ohne Grenzen“ 
und „Karawane München“. Letztere ge¬ 
wann den ausgelobten Pokal. 

Auf ihrer Homepage schreibt die „Schi¬ 
ckeria München u.a.: „Das Kurt 2012 
widmeten wir nicht nur Kurt Landau¬ 
er selber, sondern der ganzen Meis¬ 
termannschaft von 1932, da wir am 
12. Juni diesen Jahres das 80ste Jubi¬ 
läum der ersten deutschen Meister¬ 
schaft des FC Bayern feiern durften. 
An diesem Triumph hatte Kurt Land¬ 
auer nicht unerheblich Anteil. Er war 


der Architekt dieses ersten großen Ti¬ 
tels in der erfolgreichen Geschichte 
der Rothosen. Der Gewinn der Deut¬ 
schen Meisterschaft 1932 durch den 
,Juden-Club 4 Bayern München war 
ein kleiner Lichtblick in einer Zeit, in 
der sich längst dunkle Schatten über 
dieses Land gelegt hatten und Unheil 
über die ganze Welt brachten. Nur kur¬ 
ze Zeit nach dem erfolgreichen Fina¬ 
le in Nürnberg wurde Kurt Landauer 
gezwungen, vom Präsidenten-Amt zu¬ 
rückzutreten und schließlich ins Exil 
in die Schweiz zu gehen. Andere Pro¬ 
tagonisten der ersten Meisterschaft 


des FC Bayern wurden ebenfalls von 
den Nazis verfolgt. Auch der Erfolgs¬ 
trainer Richard ,Little 4 Dombi ging ins 
Exil, der Jugendleiter Otto Beer wurde 
von den Nazis im KZ Kaunas ermordet. 
Dombi, Beer und Landauer, aber auch 
die Spieler Rohr, Haringer, Heidkamp 
und Co. zierten entsprechend die dies¬ 
jährigen Pokale und wurden auch mit 
einem ausführlichen Text im mit über 
50 Seiten etwas überdimensionierten 
Programmheft gewürdigt. Wie schon in 
den letzten Jahren stand auch der Kurt- 
Landauer-Pokal 2012 wieder unter ei¬ 
nem Thema, das die groben Leitlinien 
für das inhaltliche Programm vorgab. 
Diesmal widmeten wir uns dem The¬ 
ma ,Subkultur wider den Mainstream 4 . 
Das beinhaltet Interessantes über die 
Swing-Jugend, die nicht so recht ins 
Bild der Nazis von der deutschen Ju¬ 
gend 4 passte und im 3. Reich schon für 
zu lange Haare oder die falsche Klei¬ 


dung verfolgt wurde. Auch ein Text 
über die Mods fand seinen Weg ins Pro¬ 
grammheft. Außerdem haben wir einen 
Blick auf die Münchner Streetart- und 
Grafüti-Szene geworfen, die es in den 
80ern zu großer Bekanntheit geschafft 
hat und zu einem Aushängeschild un¬ 
serer Stadt wurde.“ Bei einem Stadtspa¬ 
ziergang „wurde den Teilnehmern ein 
Einblick in Geschichte und Gegenwart 
dieses Stadtteils (s.u.) und seiner Be¬ 
wohnerinnen und Bewohner gegeben: 
Handwerker, Pestkranke, Nutten, Ar¬ 
beiter, Juden, Schwule, Lesben. Immer 
schon ein Viertel eher für gesellschaft¬ 


liche Randgruppen, hat das Glocken¬ 
bachviertel mittlerweile mit den Pro¬ 
blemen der Gentriüzierung zu kämp¬ 
fen“ 

Im Beiprogramm hörte man außer¬ 
dem Vorträge zur Flüchtlingssituation 
in Italien, der ägyptischen Revolution 
und dem Thema „Schwul, lesbisch, bi, 
transgender - die queere Community in 
München“. Der Bericht endet mit den 
Worten „Ihr seid Kurt“. 

Siggi Emmerich 


Wer war Kurt 
Landauer? 

Der jüdische Frontkämpfer Kurt Lan¬ 
dauer war der langjährige Vorsitzen¬ 
de des FC Bayern München. Unter 
seiner Präsidentschaft wurde der 
Verein 1932 zum ersten Mal deut¬ 
scher Meister. 1933 zwangen ihn die 
Nazis sein Ehrenamt niederzule¬ 
gen. 1938 wurde er für zwei Monate 
im Konzentrationslager Dachau in¬ 
terniert und konnte nach seiner Ent- 
Iassungi939 in die Schweizflüchten. 
Die Bayern-Spieler hatten ihn nicht 
vergessen: Bei einem Freundschafts¬ 
spiel in Genf in derSchweiz im Jahre 
1940 rannten sie zurTribüne und be¬ 
grüßten ihren Präsidenten herzlich. 
Seine vier Geschwister wurden er¬ 
mordet. 1947 kehrte Kurt Landauer 
nach München zurück und wurde 
nochmal bis 1951 Präsident des FC 
Bayern. Am 21. Dezember 1961 starb 
Kurt Landauer in München. 


Der rote Kanal 


Hände hoch oder ich schieße, DDR 
1966 

In der Gangsterkomödie Hände hoch oder 
ich schieße verzweifelt Holms, ein hoch 
motivierter Volkspolizist, an seinem verbre¬ 
cherlosen Einsatzort. Hat doch sein idylli¬ 
sches Wolkenheim von allen Städten der 
DDR die niedrigste Kriminalitätsrate. 

So., 7.10., 22.15-23.30 Uhr, mdr 

Der Mann, der nach Oma kam, DDR 
1972 

Die Komödie über eine Künstlerfamilie war 
mit mehr als 3,3 Millionen Besuchern einer 
der erfolgreichsten DEFA-Lustspielfilme. 

Mo., 8.10., 20.15-21.45 Uhr,mdr 


All You Need Is...? 

Wie die Beatles gemacht wurden 



Fankultur aus Bochum und München. 











